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Neben den forschungsleitenden Fragen wurden
zahlreiche Erkenntnisse zum Audit Familienge-
rechte Kommune gewonnen, welche einer Beach-
tung bediirfen. Insgesamt hat sich das Audit als
strategisches Instrument kommunaler Familien-
politik bewdhrt. Durch den Auditierungsprozess
und nicht zuletzt durch den dahinterstehenden
politischen Beschluss wird eine Vorgehensweise
evidenzbasierter kommunaler Familienpolitik
entwickelt und zugleich ein Steuerungsinstru-
ment implementiert, das auf die jeweilige kom-
munale Situation anwendbar ist.

Vor dem Hintergrund der breiten Beschiftigung
mit dem Audit Familiengerechte Kommune wer-
den nachfolgend noch weitere Anmerkungen ge-
troffen, welche eine Weiterentwicklung des Au-
dits Familiengerechte Kommune unterstiitzen
konnen.

Konkurrierende Logiken: Es besteht das Risiko,
dass sich das Audit nicht kommunalpoliti-
schen Logiken, sondern Regeln der Kommu-
nalverwaltung unterwirft. Dadurch wird es
systemimmanent, wodurch seine reformeri-
sche Wirkung eingeschrankt werden konnte.

Nachhaltigkeitsstrategie: Es stellt sich die Frage,
wie das Audit eine Nachhaltigkeit garantie-
ren kann. Dafiir braucht es noch mehr Ver-
bindlichkeit und regelmagige Berichte im Rat.
Ein Vorschlag ware, dass einmal pro Wahlpe-
riode der Verein Familiengerechte Kommune
vor dem Stadtrat aus externer Perspektive {iber
den Stand der Familiengerechtigkeit der Kom-
mune berichtet. Weiterhin sollten die Kom-

/entrale Erkenntnisse der Studie

munen alle vier Jahre evaluiert werden, auch
indem eine reprdsentative Familienbefragung
durchgefiihrt und ver6ffentlicht wird.

Politische Verankerung: Eine politische Veran-
kerung von Familie kann zusatzlich durch die
Einrichtung eines Familienausschusses oder
auch namentliche Angliederung an einen be-
stehenden Ausschuss erreicht werden.

Finanzieller Gegenwert: Fiir die Legitimations-
steigerung des Audits wdre es hilfreich, auch
seinen finanziellen Gegenwert darzustellen.
Damit konnten die eingesetzten Kosten einem
Nutzen gegeniibergestellt werden, was vor
allem in Entscheidungssituationen hilfreich
ist.

Gewinnung von Schliisselpersonen: Familienori-
entierung wird stark von Schliisselpersonen
geprdgt. Daraus folgt die Herausforderung, wie
solche Schliisselpersonen fiir ein bestimmtes
Thema gewonnen werden kdnnen, wenn sich
diese (noch) nicht fiir Familienpolitik engagie-
ren.

Dialogformate: Biirgerbeteiligung wurde mehr-
fach als wichtiges Element kommunaler Fami-
lienpolitik benannt. Hier bedarf es allerdings
mehr Wissens iiber geeignete Dialog- und Be-
teiligungsformate als bisher.

Personal: Familienpolitik braucht neben poli-
tischer auch personelle Aufmerksamkeit, was
eine grundsatzliche strategische Entscheidung
ist. Wenn Familien den Kommunen als wich-
tiges Handlungsfeld erscheinen, dann sollte
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dieses nicht allein durch Projektfinanzierun-
gen bedacht werden, was allerdings abhdngig
von der kommunalen Finanzsituation ist.

Kommunale Implementationsstrategie: Kommu-
nen sind aufgefordert, Implementationsfa-
hig zu werden, indem sie ihre Anforderungen
noch klarer formulieren und so externe Ergeb-
nisse und Impulse besser aufnehmen konnen.
Die kommunale Selbstverwaltung sollte kon-
sequent ernst genommen werden. Das bedeu-
tet, dass die Kommunen selbst ,implemen-
tierungsfdhig“ werden miissten, indem sie
explizit formulieren, was sie umsetzen wollen,
was sie dafiir an (zeitlichen) Ressourcen beno-
tigen, was die Verwaltung dmteriibergreifend
bereit ist, dazu beizutragen, und wer dafiir ver-
antwortlich zeichnet. Das ist aber zuallererst
eine kulturelle Frage.

Familie als Querschnittsthema: Auch auerhalb
der klassischen Familienthemen (wie Verein-
barkeit von Familie und Beruf), die z. B. in den
Zustandigkeitsbereich etwa des Bauamtes oder
des Griinflachenamtes fallen, ist es sinnvoll zu
priifen, ob sie auch Familien im Fokus haben.
Wenn Familie tatsdchlich ein Querschnitts-
themaist,dannsollteesauchindergesamten(!)
Kommunalverwaltung thematisiert werden
und nicht lediglich an Stellen, die ohnehin mit
klassischen Themen der Familienpolitik be-
traut sind.

AbschlieRend ldsst sich feststellen, dass das
Audit Familiengerechte Kommune ein flexibles
und innovatives Instrument zur evidenzbasier-
ten (Selbst-)Strukturierung kommunaler Famili-
enpolitik ist. Es wird mit hoher Anerkennung vom
Verein Familiengerechte Kommune umgesetzt
und leistet einen signifikanten Beitrag, Familie
dauerhaft in den Mittelpunkt zu stellen.
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Vorwort

Kommunales Handeln beeinflusst in hohem MafRe
die Lebensqualitdt von Familien und gelingende
Familienpolitik stellt einen wesentlichen Wirt-
schaftsfaktor dar. Das Audit Familiengerechte
Kommune will als strategisches Planungs- und
Fiihrungsinstrument wichtige Entwicklungspro-
zesse in den Kommunen in Gang setzen und un-
terstiitzen. Nach insgesamt zehn Jahren, in denen
Ziele und Mafinahmen als Ergebnisse aus den Pro-
zessen zum , Audit Familiengerechte Kommune“
in den Kommunen und Kreisen umgesetzt werden,
ist es an der Zeit, nach den Wirkungen des Instru-
mentes zu fragen.

Diese Aufgabe haben Dr. Sebastian Kurtenbach
von der Fachhochschule Miinster und Sinje Brink-
mann von der Universitdt Bielefeld {ibernom-
men. Einen herzlichen Dank dafiir und fiir die re-
sultierenden Ergebnisse, die dazu beitragen, das
Audit Familiengerechte Kommune weiter zu qua-
lifizieren.

In Beantwortung der Forschungsfragen konnten
folgende positive Effekte festgestellt werden:

Im Bereich Steuerung; Vernetzung, Nachhaltig-
keit wird das Audit seinem Anspruch eindeutig
gerecht. Durch den Auditprozess gewinnt Fami-
lienpolitik in der Kommune an Verbindlichkeit
und wird in der gesamten Verwaltung als struk-
turgebendes Element etabliert. Familien scheinen
durch das Audit an politischer Aufmerksamkeit
zu gewinnen bzw. haben die Kommunen, die am
Audit teilnehmen, Familien als politisches Auf-
gabenfeld identifiziert. Konkrete Ziele und Maft-
nahmen - am Bedarf der Familien orientiert - sind
umgesetzt!

Folgende Impulse gibt die Evaluation: Unter ande-
rem noch starker darauf zu achten, dass Familien-
politik nicht an der Verwaltungslogik, sondern am
Bedarf der Familien orientiert wird. Weiter kann
die Nachhaltigkeit der Auditprozesse dadurch un-
terstiitzt werden, dass Berichte zur Umsetzung im
Rat extern durch den Verein erfolgen und Kosten-
Nutzenaspekte fokussiert werden. Mehr Wissen
iiber geeignete Dialog- und Biirgerbeteiligungs-
formate sollten ergdanzend in den Kommunen ver-
mittelt werden.

Der Verein wird die Anregungen aus der Evalua-
tion aufnehmen und insbesondere gerade den be-
sonders im Fokus stehenden Handlungsfeldern
Wohnumfeld und Lebensqualitdt sowie Senio-
ren und Generationen noch mehr Aufmerksam-
keit schenken.

Der Vorstand bedankt sich ausdriicklich bei allen,
die bei den Experteninterviews im Rahmen der
Evaluation mitgewirkt haben. Das sehr positive
Feedback fiir die Auditorinnen und die Mitarbeite-
rinnen der Geschdftsstelle machen deren Beitrag
zum Gelingen der Prozesse vor Ort sowie der Ver-
netzung der Auditkommunen deutlich.

Dr. Kirsten Witte
Director Programm LebensWerte Kommune
Bertelsmann Stiftung

Vorstandsvorsitzende
Verein Familiengerechte Kommune e.V.



EINLEITUNG

1 Einleitung

Familien sind Adressanten unterschiedlicher Po-
litiken. Es wird iiber die Vereinbarkeit von Fami-
lie mit Beruf oder Pflege diskutiert, Familien sol-
len im Alltag oder bei Sonderbelastungen, wie dem
Erwerb eines Eigenheims, finanziell unterstiitzt
und zugleich bei der Erziehung von Kindern be-
gleitet werden. Die Pragnanz der familienpoliti-
schen Themen ist in den Blickpunkt der 6ffentli-
chen Aufmerksamkeit gelangt (Dienel 2007: 300).
Doch so selbstverstandlich das Thema Familie
klingen mag, so komplex sind familienpolitische
Programme, insbesondere im foderalen System.
Hier kommt zumeist dem Bund eine erhéhte Auf-
merksamkeit zu, da dort iiber die Verteilung der
Gelder aus den Sozialversicherungen sowie der Fa-
milienkasse entschieden wird. Dabei gerdt schnell
die lebensweltliche Einbettung von Familien, die
auf der kommunalen Ebene verortet ist, aus dem
Blick. Ob eine Kommune' familiengerecht ist oder
nicht, kann bei der Alltagsbewdltigung von Fami-
lien sowie der Wohnstandortwahl und damit der
demographischen Zukunft eines Ortes von essen-
zieller Bedeutung sein.

Daher verfolgt das Instrument des Audits Fami-
liengerechte Kommune ein ambitioniertes Ziel im
doppelten Sinne. Zum einen soll Familienpolitik
als kommunales Thema nachhaltig und selbst-
tragend gestarkt werden, indem Kommunen und
insbesondere Kommunalverwaltungen ein Pro-
gramm aufbauen, das dazu fiihren soll, dass Fami-
lien bei allen kommunalen Entscheidungen nicht
nur mitgedacht, sondern auch besonders beriick-
sichtigt werden sollen. Zum anderen soll soziale
Strukturpolitik fiir Familien betrieben werden.

1 Im folgenden Bericht werden zugunsten der besseren
Lesbarkeit alle Formen der Gebietskdrperschaften als
Kommunen bezeichnet. Auch das Audit Familiengerech-
ter Kreis wird im Folgenden in die Bezeichnung Audit Fa-
miliengerechte Kommune miteinbezogen.

Denn durch die Zentralsetzung familienpoliti-
scher Themen bei kommunalen Entscheidungen
werden auch Akteurinnen und Akteure auflerhalb
der Kommunalverwaltung dazu angehalten, {iber
familienpolitische Themen zu debattieren. Doch
Familienpolitik gibt es nicht ,von der Stange“
(Schultz, Strohmeier und Wunderlich 2009: 200)
und daher folgt das Audit, wie in Kapitel 3 noch
genauer beschrieben wird, keinem festen Rahmen
oder setzt allgemeingiiltige Benchmarks, sondern
es liefert passgenaue und selbst erarbeitete L6~
sungen fiir die jeweilige Kommune.

Im Fokus der Evaluationsstudie stehen damit die
Wirkung und Reichweite eines Auditierungspro-
zesses als familiengerechte Kommune, wofiir drei
Felder untersucht werden, die zugleich die for-
schungsleitenden Fragen bilden:

1. Wie wirkt sich das Audit Familiengerechte
Kommune in der Wahrnehmung beteilig-
ter Akteurinnen und Akteure innerhalb der
Kommunalverwaltung aus?

2. Wie wirkt sich das Audit Familiengerechte
Kommune auf den kommunalpolitischen
Diskurs aus?

3. Wie wirkt sich das Audit Familiengerechte
Kommune auf den medialen Diskurs aus?

Ob das Audit seinen Anspriichen gerecht wird und
eine Wirkung innerhalb der Kommunalverwaltung
entfaltet, soll in dieser Evaluationsstudie genauer
untersucht werden. Dabei ist die vorliegende Stu-
die keine priifende Arbeit im klassischen Sinne,
sondern verfolgt einen verstehenden Ansatz, wo-
durch die grundlegenden Ziele der Handlungs-
felder des Audits Familiengerechte Kommune im
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Fokus stehen. Demnach werden die verschiedenen
Politiken in moglichst unterschiedlichen Kommu-
nen untersucht, um besser nachzuvollziehen, wie
und ob das Audit Wirkung entfalten kann und wo
es Barrieren oder besondere Erfolge gibt. Um dies
zu erreichen, wird ein Mehrmethodenansatz ge-
wahlt, welcher sowohl die Auswertung statisti-
scher Daten als auch qualitative Interviews und
die systematische Auswertung von Dokumenten
beinhaltet.

Die Studie ist wie folgt strukturiert: Im zweiten
Kapitel werden die Ergebnisse des Forschungs-
stands zu kommunaler Familienpolitik zusam-
mengefasst und daraus Folgerungen fiir die empi-
rische Untersuchung abgeleitet. Im dritten Kapitel
wird das Audit Familiengerechte Kommune erlau-
tert und im vierten das empirische Design vorge-
stellt. Im fiinften Kapitel werden alle Kommunen
des Audits Familiengerechte Kommunen hin-
sichtlich ausgewdhlter Merkmale mit allen ande-
ren Kommunen in Deutschland verglichen und die
Folgerungen fiir die Auswahl der Untersuchungs-
kommunen getroffen. Im anschliefenden sechs-
ten Kapitel werden die Untersuchungskommunen
beschrieben, wofiir sowohl Daten des Wegwei-
sers Kommune der Bertelsmann Stiftung als auch
Dokumente des Vereins Audit Familiengerechte
Kommune herangezogen wurden. Im siebten Ka-
pitel werden leitfadengestiitzte Interviews, im
achten Kapitel Protokolle politischer Debatten
und im neunten Kapitel Auswertungen von Zei-
tungsartikeln aus den Untersuchungskommunen
systematisch und vergleichbar ausgewertet. Auf
diesem Weg konnen perspektivenabhdngige Un-
terschiede herausgearbeitet werden. Eine Kurzzu-
sammenfassung der wichtigsten Ergebnisse findet
sich jeweils am Ende der empirischen Kapitel. Im
zehnten Kapitel wird eine integrierte Auswertung
unternommen, wahrend das elfte Kapitel eine ab-
schlieRende Reflexion der Studie vornimmt und
die Ergebnisse zusammenfasst.



2 Worum geht es?

Bei der konkreten Gestaltung von Politik fiir Fami-
lien kommt der kommunalen Ebene eine beson-
dere Rolle zu, denn hier wird der Alltag von Fami-
lien organisiert. Dadurch riickt auch zwangslaufig
die Kommunalverwaltung in den Fokus bei der
Umsetzung familienpolitischer Ziele zu. Hierzu
haben Engelbert und Schwarze (2010: 31-32) aus
der Komplexitat der Aspekte kommunaler Famili-
enorientierung fiinf Aufgaben fiir die kommunale
Verwaltung abgeleitet, welche sich durch (1) Ver-
netzung mit der Vielzahl von beteiligten Akteurin-
nen und Akteuren, (2) Koordination und Steuerung
der angestoRfenen Prozesse, (3) Information iiber
Bedarfs- und Angebotsstrukturen als auch Finan-
zierungsmoglichkeiten, (4) Finanzierung und Un-
terstiitzung von bediirftigen Familien als auch der
kommunalpolitischen Prozesse und (5) Qualitdts-
entwicklungsleistungen zusammenfassen lassen.

Dabei ist unbedingt zu beachten, dass famili-
enorientierte Kommunalpolitik mehr meint als
Nachwuchssicherung, sondern dariiber hinaus
auch Investitionen in die Standortqualitat und
Entwicklungschancen von Kommunen umfasst
(BMFSFJ 2009: 9). So fiihre familidrer Wandel
zu Veranderungen sozialrdumlicher Strukturen
und umgekehrt sei sozialer Wandel erfahrbar
und demnach eng mit den Familien und ihren
Strukturen verkniipft (vgl. Strohmeier 1989: 457).
Eine solche Herausforderungskulisse sorgt dafiir,
dass kommunales Management fiir Familien nicht
spontan und planlos, sondern strategisch ausge-
richtet und innerhalb der Familienpolitik veran-
kert werden muss (vgl. Engelbert und Schwarze
2010: 34). Demnach sollten Kooperationsnetz-
werke Ziele festlegen, was Aushandlung- und Dis-
kussionsprozesse voraussetzt, und es miissen Be-
darfe aufgedeckt und zielorientiert angegangen
werden. Einen grofen Stellenwert nimmt dabei

auch die Beteiligung der lokalen Bevolkerung ein.
Die Mitgestaltung der eigenen Lebensumwelt und
demokratischen Mitbestimmung steht im Zen-
trum von sozialer und raumlicher Integration der
einzelnen Biirgerinnen und Biirger (vgl. Deut-
scher Stddtetag 2013: 10). Familienpolitik kann
im Sinne einer integrierten Stadtentwicklung also
nicht als Top-down-Prozess ablaufen, sondern
muss immer wieder die Bedarfe der Anwohne-
rinnen und Anwohner erfassen und sich konkret
daran ausrichten.

An diesem Punkt setzt das Audit Familienge-
rechte Kommune an, denn es bietet einen Prozess
der Selbstorganisation der Kommunalverwaltung
und -politik zugunsten von Familien. Wie und ob
das gelingt und mit welchen Barrieren zu rechnen
ist, ist unklar. Neben der evidenzbasierten Ausar-
beitung der lokalen Situation scheint ein wichti-
ger Baustein nachhaltiger Familienpolitik zu sein,
dass eine Kommunalverwaltung trotz ihrer be-
deutsamen Stellung nicht losgeldst von der lo-
kalen Tragerlandschaft agieren kann, um nach-
haltige Strukturen zu schaffen. Zudem braucht es
einen dauerhaften Diskurs zum Thema, sodass Fa-
milienpolitik ,,auf der Agenda“ bleibt und pass-
genaue familienpolitische Losungen erarbeitet
werden konnen, welche im Einklang mit den Be-
diirfnissen von Familien und Ressourcen der Ak-
teurinnen und Akteure sind.

WORUM GEHT ES?

11
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3 Was ist das Audit Familiengerechte

12

Kommune?

Um Familiengerechtigkeit in den Kommunen
zu starken und eine Skalierung zu ermoglichen,
wurde vom Land Nordrhein-Westfalen, der Ber-
telsmann Stiftung und der Hertie Stiftung das
Instrument Audit Familiengerechte Kommune
entwickelt. Dieses Instrument, das wie ein Ma-
nagementprozess aufgebaut ist, wurde dem Ver-
ein Familiengerechte Kommune e.V., welcher
sich 2011 griindete, zur Verfiigung gestellt. Die-
ser unterstiitzt nun mit einem strategischen Pla-
nungs- und Fiihrungsinstrument bundesweit
Kommunen bei der Etablierung einer integrier-
ten kommunalen Familienpolitik. Entscheide-
rinnen und Entscheider in Politik und Verwaltung
werden gemeinsam mit intermediaren Akteurin-
nen und Akteuren, wie Vertreterinnen und Vertre-
tern der ansdssigen Vereine, Industrie, Verbande,
der freien Wohlfahrtspflege und anderweitigen
Netzwerken, dabei unterstiitzt, eine familien-
gerechte Ausrichtung, die zielbezogenen, integ-
rierten Steuerungsprozessen zugrunde liegt, zu
entwickeln. Durch den fortlaufenden, demokra-
tischen und partizipativen Prozess sollen die Ver-
netzung und Zusammenarbeit von kommunaler
Verwaltung, Politik und den Biirgerinnen und Biir-
gern nachhaltig positiv beeinflusst werden.

Da der Auditierungsprozess zundchst durch die
kommunalpolitische Zustimmung beschlossen
werden muss, ist das Verfahren nachhaltig ab-
gesichert und die vereinbarten Ziele gewinnen
an Verbindlichkeit. Weil die Mafnahmen in den
Mittelpunkt geriickt werden, reicht der Mehr-
wert des Audits iiber eine reine Zertifizierung
hinaus. Ist der Auditierungsprozess durch die
Politik beschlossen, wird zundchst eine Bestands-
aufnahme der familienpolitischen Angebote und
Mafnahmen vor Ort erhoben. Diese faktenba-
sierte Analyse der Ausgangslage soll den Kommu-

nen helfen, Bedarfe zu erfassen und vorhandene
Aktivitaten zu biindeln, um so zu einem starker
aufeinander abgestimmten Vorgehen aller Be-
teiligten zu fiihren. Darauf aufbauend wird eine
Gesamtstrategie fiir die ndchsten Prozessjahre
entwickelt, die alle beteiligten Akteurinnen und
Akteure mittragen konnen und wollen. So wer-
den Ziele miteinander abgestimmt und konkrete
MaRnahmen vereinbart, die fiir alle Generationen
eine positive Entwicklung erzielen sollen. In einer
Zielvereinbarung werden alle Ziele mit entspre-
chenden MaRnahmen festgeschrieben und noch
einmal vom Rat beschlossen. Durch ein unabhdn-
giges Gremium werden diese Vorhaben anhand
von transparenten Kriterien gepriift und ggf. das
Zertifikat Familiengerechte Kommune verliehen,
welches die Kommunen fiir drei Jahre erhalten und
verwenden konnen. In diesen drei Jahren werden
die gesteckten Ziele der Kommune umgesetzt,
wobei jahrlich die Durchfiihrung von Manahmen
und das Erreichen von Zielen von der Kommune
als Selbstevaluation und vom Verein im Sinne
eines Controllings {iberpriift werden. So wird nicht
nur die Verbindlichkeit gesteigert, sondern somit
entwickeln die Kommunen ein Verstdndnis dafiir,
welche Maflnahmen passgenau umgesetzt und
welche aus gegebenen Anldssen angepasst, pra-
zisiert oder neu definiert werden sollten. Ein zeit-
licher und inhaltlicher Uberblick iiber die Phasen
der Auditierung wird in Abbildung 1 dargestellt.

Uber diese Zeit hinweg sind teilnehmende Kom-
munen an einem kollegialen Fortbildungs- und
Austauschnetzwerk beteiligt, das vom Verein or-
ganisiert wird. Nach diesem ca. vier Jahre andau-
ernden Prozess mit einer Zertifikatsverleihung
ist das Grundaudit abgeschlossen. Das heift je-
doch nicht, dass bereits alle Aspekte der Famili-
engerechtigkeit umgesetzt werden konnten, da
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ABBILDUNG 1 Auditierungsprozess

Start und Analyse und Beteiligungs- W Ziel-und interne Zielver- Zertifizierung

Erhebung Strategie- phase MaBnahmen- W Abstimmung [ einbarung -

Status quo entwicklung definition Zertnflkats-

verleihung

- Einbindung |- Strategie- - Einbindung - Zielverein- - Priorisierung |- Bestatigung | - Begut- - Offentliche
politischer workshop: und Reflexion barungs- . der Zielver- achtung Zertifikats-

. mit Biirgern - Budgetie- . A
Entscheider 8 workshop einbarung . Verleihung
- Haupthand- und Akteuren rung - Erteilung
. durch Rats- o
- Rats- lungsfelder . - Zieleund " Zertifikat - Netzwerk-
. - Einbindung - politische beschluss
beschluss bearbeiten | MaBnahmen . treffen
okales beraten Abstim-

- Audit- - Konzept Bindnis mungs- - jahrliche
Fragebogen Beteiliungs- |- axtivierung prozesse Bericht-
ausfullen phase biirgerschaftl. erstattung

Engagements

Biirgermeister
Projektleitung

Verwaltung
Fraktionen

Biirgermeister
Fraktions-
vorsitzende
Projektleitung

Blirger
Vereine
Verbande
Unternehmen
Experten

s. Strategie-
workshop

Biirgermeister
Projektleitung
Fraktionen
weitere
Entscheider

Biirger-
meister

Kommune

Trager

Quelle: in Anlehnung an die Abbildung vom Verein Audit Familiengerechte Kommune e. V.

das Thema sehr vielfdltige Ankniipfungspunkte
hat und immer wieder neue aufwirft. Die Arbeit
an Familiengerechtigkeit und integrierter Fami-
lienpolitik wird als Prozess angesehen, der auch
nach einer erfolgreichen Zertifizierung nicht ab-
geschlossen ist. Die Kommunen kénnen also auch
Uber das Grundaudit hinaus weiterhin mit dem
Verein zusammenarbeiten, indem sie ein Bilan-
zierungsaudit anschlieflen.

Das Bilanzierungsaudit verldauft dhnlich wie der
Prozess des Grundaudits, doch kénnen hierbei

BertelsmannStiftung

bereits gekniipfte Netzwerke genutzt und auf er-
reichten Zielen aufgebaut werden. Neue Maf-
nahmen und Ziele werden mit Einbezug aller Be-
teiligten entwickelt, die dann wieder in einer
Zielvereinbarung vom politischen Gremium ver-
abschiedet und in einem ca. dreijdhrigen Pro-
zess umgesetzt werden. Mit Abschluss des Bilan-
zierungsaudits kann davon ausgegangen werden,
dass das Verstdndnis von Familienpolitik so weit
in der kommunalen Verwaltung und Politik veran-
kert werden konnte, dass eine eigenstandige und
dauerhafte Durchfiihrung in Eigenverantwortung

ABBILDUNG 2 Ubersicht der sechs Handlungsfelder

Handlungsfeld 1 Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit

Handlungsfeld 2
Familie und

Handlungsfeld 3
Bildung und
Erziehung

Arbeitswelt,
Betreuung

Quelle: in Anlehnung an die Abbildung vom Verein Audit Familiengerechte Kommune e. V.

Handlungsfeld 4
Beratung und
Unterstiitzung

Handlungsfeld 5
Wohnumfeld und

Handlungsfeld 6
Senioren und

Lebensqualitit Generationen

| BertelsmannsStiftung
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TABELLE 1 Empirisches Vorgehen

Vorgehen

Daten

Erkenntnissinteresse

Beschreibung aller
Auditkommunen sowie
Auswahl der Fallbeispiele

Wegweiser Kommune auf Ebene der
Kreise und kreisfreien Stadte zum
31.12.2016

Fallbeispiele werden ausgewahlt und
in den deutschen Gesamtkontext
eingeordnet.

Erstanalyse des Audits in
den Beispielkommunen

Zielvereinbarungen und Jahresberichte
der Kommunen

Stand des jeweiligen Auditprozesses wird
herausgearbeitet.

Auswertung qualitativer
Interviews

28 Protokolle mit leitfadengestiitzten
Telefoninterviews mit Projektleiterinnen
und -leitern, Vertreterinnen und
Vertretern der Verwaltungsspitze sowie
intermediaren Organisationen

Wahrnehmung des Audits sowie
Einschatzung der Wirksamkeit und
Hemmnisse werden sichtbar gemacht.

Auswertung des
politischen Diskurses

Auswertung von Protokollen der
jeweiligen Gemeinderate und des Kinder-
und Jugendhilfeausschusses (bzw.
aquivalenten Ausschusses)

Herausarbeiten, ob Familienpolitik
tatsachlich ,auf der Agenda“ ist und wie
in den Auditkommunen iber Familien
gesprochen wird.

Auswertung des medialen
Diskurses

Auswertung von Medienberichten zu
Familien in den jeweiligen Lokalzeitungen

Herausarbeiten, ob im 6ffentlichen
Diskurs Familien bedeutsam sind und

welche Hemmnisse ggf. gesehen werden.

Quelle: eigene Darstellung

stattfinden kann. Die Begleitung des Prozesses
durch den Verein ist nicht mehr notwendig, wenn
auch weiterhin moglich.

Zum Zeitpunkt der Evaluation im Jahr 2018 haben
43 Kommunen aus zehn Bundeslandern den Au-
ditierungsprozess durchlaufen.? Teilgenommen
haben kreisangehorige und kreisfreie Stadte, aber
auch Landkreise, Samtgemeinden und ein Grof3-
stadtbezirk. Inhaltlich ist die Auditierung durch
sechs Handlungsfelder gerahmt, welche in Abbil-
dung 2 veranschaulicht werden. Erganzend dazu
konnen noch die Module ,,Pravention®, , Inklu-
sion“, ,,Akzeptanz und Integration“ und ,,Famili-
enzeitpolitik® fiir eine Schwerpunktbildung hin-
zugezogen werden.

In diesen thematischen Handlungsfeldern sind die
Kommunen angehalten, aufgrund einer Analyse
auf der Grundlage quantitativer und qualitativer
Daten und vorhandener Berichte Handlungsbe-
darfe herauszuarbeiten und hierzu Ziele zu formu-
lieren und zielgerichtete Mafnahmen zu entwi-

2 Kommunen aus Bayern, Bremen, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Hol-
stein sind bisher noch nicht unter den Auditkommunen
vertreten.

| BertelsmannStiftung

ckeln. So wird ein umfassender Blick auf Familien
gewdhrleistet und dafiir gesorgt, dass nicht nur
einzelne Nischen des Themas bearbeitet werden.

Da alle Kommunen diesen Handlungsfeldern ge-
folgt sind und sich dementsprechend die Ziel-
vereinbarungen und Jahresberichte daran orien-
tieren, wird auch der vorliegende Bericht anhand
dieser Logik aufgebaut sein. Zusdtzlich werden je-
doch noch weitere Aspekte hinzugezogen, um den
Prozess in den einzelnen Kommunen umfassen-
der abbilden zu kdnnen. Darunter fallen beispiels-
weise die Offentlichkeitsarbeit fiir das Thema Fa-
miliengerechtigkeit, das personliche Erleben des
Auditierungsprozesses einzelner Beteiligten, Vor-
stellungen von guter Familienpolitik und einem
Familienbegriff sowie kommunalspezifische The-
men.
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4 Wie haben wir die Wirkung des Audits vor

Ort untersucht?

Das Instrument Audit Familiengerechte Kom-
mune wurde bereits zweimal mit unterschiedli-
chem Interesse evaluiert. Das erste Mal wurden im
Jahr 2010 aus Gesprachen mit beteiligten Akteu-
rinnen und Akteuren der Pilotphase erste Erfolge,
aber auch Verbesserungsmaoglichkeiten der einge-
setzten Instrumente und Prozessgestaltungen he-
rausgearbeitet (Wunderlich 2010). Die zweite Eva-
luation wurde drei Jahre spater durchgefiihrt und
priifte die Entwicklungen und Ergebnisse des Au-
ditierungsprozesses in den teilnehmenden Kom-
munen (Engelbert 2014).

In dieser Evaluationsstudie gehen wir einen Schritt
weiter und wahlen einen verstehenden Ansatz.
Das heiflt, dass wir herausarbeiten wollen, wie
das Audit in unterschiedlichen Rahmenbedingun-
gen Wirkung erzielt oder warum diese ausbleibt.
Dass das Audit einen Mehrwert hat, wurde bereits
festgestellt, wir wissen aber noch nicht, wie die-
ser Mehrwert zustande kommt, welche Faktoren
hinderlich sind und wie weit die Wirkung reicht.
Um diesen Mehrwert in Verbindung mit den selbst
gesteckten Zielen empirisch informiert zu skiz-
zieren, wahlen wir einen methoden- und daten-
pluralen Ansatz. Der Vorteil ist, dass so die Stdarke
unterschiedlicher Methoden und Daten, wie Sta-
tistiken, Interviews und Dokumente, miteinan-
der kombiniert werden und dadurch ein ganzheit-
liches Bild gewonnen werden kann. Dazu werden
die einzelnen Schritte inhaltlich aufeinander ab-
gestimmt, sodass jeder Schritt eine jeweils eigene
Erkenntnis generiert, welche sich in der Summe
zu einem Gesamtbild zusammensetzt. Grundsatz-
lich orientieren wir uns an den sechs Handlungs-
feldern als inhaltliches Geriist des Audits, was so-
wohl bei der Analyse von Dokumenten als auch
in der Auswertung zum Tragen kommt. Tabelle 1

zeigt die unterschiedlichen Schritte, Daten und
den jeweiligen Erkenntnisgewinn.

Zu Beginn des jeweiligen empirischen Kapitels
werden die Daten und Methoden beschrieben.
Weiterhin findet sich am Ende jedes empirischen
Kapitels eine Kurzzusammenfassung der wich-
tigsten Ergebnisse.
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Bevor die Auswahl der Kommunen getroffen wird,
soll ein inhaltlicher Uberblick zur Verteilung aller
Auditkommunen vorgenommen werden. Dafiir
werden Daten aus dem Wegweiser Kommune der
Bertelsmann Stiftung zum Datenstand 31.12.2016
auf Ebene der Kreise und kreisfreien Stadte heran-
gezogen. Im Falle von kreisangehorigen Kommu-
nen wurde der Landkreis gewahlt. Durch eine de-
skriptive Anndherung wird gezeigt, ob diejenigen
Kommunen, die sich im Audit befinden, sich von
den iibrigen Kreisen und kreisfreien Stadten un-
terscheiden. Ein solches Vorgehen ist aus zwei-
erlei Hinsicht relevant: Erstens wird so heraus-
gearbeitet, ob Kommunen mit einem spezifischen
Profil, beispielsweise erhghten Alterungstenden-
zen, sich um eine Auditierung bemithen oder ob
dies unabhangig von der sozialstrukturellen Si-
tuation ist. Zweitens hilft eine solche Anndhe-
rung bei der Auswahl der Auditkommunen fiir die
tiefer gehende Untersuchung. Fiir die deskriptive
Untersuchung der Auditkommunen werden Indi-
katoren zur demographischen, sozialen und 6ko-
nomischen Lage herangezogen, die in Tabelle 2
aufgefiihrt sind.

Ob die Auditkommunen Auffilligkeiten in Hin-
sicht ihrer demographischen Charakteristika auf-
weisen, wird im Folgenden untersucht. Hierfiir
wurden die Mittelwerte aller Auditkommunen
sowie aller Kommunen in Deutschland berechnet.
Abbildung 3 zeigt die Gegeniiberstellung.

Zu erkennen ist, dass die Auditkommunen in kei-
nem der aufgefiihrten Indikatoren von den all-
gemeinen Tendenzen abweichen. Das gilt, wie

Audit Familiengerechte Kommune?

TABELLE 2 Indikatoren zur Profilierung der
Auditkommunen

Demographisches  Soziales Bkonomisches
Profil Profil Profil

Anteil der unter SGB-II- Verschuldung
18-Jahrigen an der im

Bevolkerung Quizs Kernhaushalt
Anteil der Eltern-
- . Umsatzsteuer

generation an Kinderarmut (2014)
der Bevolkerung
Ante.|.I d?r T1o3k Arbeits- Beschaftigungs-
el RligEne losenanteil uote
der Bevolkerung q
Pro%nostmerte Schul-
Bevolkerungs- - .

. abganger Existenz-
S U3 ohne rindungen
zwischen 2012 Abschluss g g
und 2030

Bruttoinlands-
Natdurlicher Ausldnder- produkt in Euro
Bevolkerungssaldo anteil je Einwohner
(2015)

Wenn nicht anders angegeben, ist der Datenstand
zum Jahr 2016.

Quelle: eigene Darstellung | BertelsmannStiftung
Abbildung 4 exemplarisch zeigt, auch bei Merk-
malszusammenhdngen, z.B. zwischen dem Be-
volkerungsanteil der unter 18-Jdhrigen und dem
natiirlichen Bevolkerungssaldo. Hier sind Kom-
munen, welche im Audit Familiengerechte Kom-
mune beteiligt sind, in allen Teilsegmenten der
Verteilung vorzufinden.

Fir die Auswahl der Untersuchungskommunen
bedeutet dies, dass sie ebenso eine moglichst
hohe Diversitdt bezogen auf demographische In-
dikatoren haben sollen. Allerdings bedeutet es
auch, dass eine typengeleitete Untersuchung nicht
moglich ist, sondern das Audit als Ganzes unter-
sucht werden muss.



WELCHE STADTE UND GEMEINDEN SIND IM AUDIT FAMILIENGERECHTE KOMMUNE?

ABBILDUNG 3 Demographisches Profil

Anteil der unter 18-Jahrigen an der Bevélkerung s Auditkommunen
20 e Alle Kommunen
5
Natdrlicher Bevolkerungssaldo Anteil der Elterngeneration

an der Bevolkerung

N\

Prognostizierte Bevolkerungs- Anteil der Gber 80-Jahrigen

entwicklung zwischen 2012 und 2030 an der Bevolkerung

Quelle: eigene Darstellung auf Datengrundlage des Wegweiser Kommune

ABBILDUNG 4 Streudiagramm zum demographischen Profil 2016

| BertelsmannStiftung

Natdrlicher Bevolkerungssaldo je 1.000 Einwohner
]

-10
12 14 16 18

Bevolkerung unter 18 Jahre (%)
[ Auditkommune [] keine Auditkommune

Quelle: eigene Darstellung auf Datengrundlage des Wegweiser Kommune

20 22

| BertelsmannStiftung

17



STADTENTWICKLUNG FUR FAMILIEN

18

ABBILDUNG 5 Soziales Profil

SGB-1I-Quote Auditkommunen
16 — Alle Kommunen
14
12
10
Auslanderanteil Kinderarmut

Schulabganger ohne Abschluss Arbeitslosenanteil

Quelle: eigene Darstellung auf Datengrundlage des Wegweiser Kommune | BertelsmannStiftung

Vergleichbar mit der Untersuchung des demogra-
phischen Profils wird auch bei der Untersuchung
des sozialen Profils vorgegangen. Abbildung 5 zeigt
die Gegeniiberstellung der Mittelwerte der Audit-
kommunen und aller Kommunen in Deutschland.

Ebenso wie beim demographischen Profil findet
sich auch beim sozialen Profil keine Unterschei-
dung zwischen den Auditkommunen und allen
Kommunen in Deutschland. Gleiches gilt beim
Blick auf Merkmalszusammenhange, die in Abbil-
dung 6 dargestellt sind.

Damit ist auch hier der Schluss zu ziehen, dass bei
der Auswahl der Kommunen fiir die tiefer gehende
Untersuchung hinsichtlich des sozialen Profils
moglichst unterschiedliche Kommunen ausge-
wahlt werden sollten, um das Instrument der Au-
ditierung in seiner Wirkung auf die Verwaltung
oder sogar Stadtgesellschaft verstehend zu un-
tersuchen.

Auch bei der Untersuchung des dkonomischen
Profils werden wieder die ausgewdhlten Indikato-
ren gegeniibergestellt. Da die Skalierung der In-
dikatoren aber sehr unterschiedlich ist, geschieht
dies an dieser Stelle in Tabellenform (Tabelle 3).

Zu erkennen ist, dass es auch hier keine klaren
Unterschiede zwischen den Kommunen im Audit
und allen Kommunen in Deutschland gibt. Das
zeigt sich auch bei der exemplarischen Untersu-
chung von Merkmalszusammenhdngen (Abbil-
dung 7).

Damit gilt auch hinsichtlich der 6konomischen
Dimension, dass moglichst unterschiedliche
Kommunen fiir eine tiefer gehende Analyse aus-
gewdhlt werden sollten. Die Auswahl und Be-
schreibung der Kommunen werden im folgenden
Kapitel vorgestellt.
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ABBILDUNG 6 Streudiagramme zum sozialen Profil 2016

35

(%) I'19ueJapue|sny

25

SGB-II-Quote (%)

10

(%) uaulay :ssnjyasqe|nyas

50

40

Kinderarmut (%)

[] keine Auditkommune

E Auditkommune

| BertelsmannStiftung

Quelle: eigene Darstellung auf Datengrundlage des Wegweiser Kommune
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TABELLE 3 Okonomisches Profil

Alle Kommunen Auditkommunen
Verschuldung im Kernhaushalt (Euro je Einwohner) 1799,36 1906,69
Umsatzsteuer (2014) 1467,56 1508,65
Beschéftigungsquote 58,20 58,05
Existenzgriindungen je 1.000 Einwohner 6,24 6,12
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro je Einwohner (2015) 34.685,92 32.019,60

Wenn nicht anders angegeben, ist der Datenstand zum Jahr 2016

Quelle: eigene Darstellung auf Datengrundlage des Wegweiser Kommune

ABBILDUNG 7 Streudiagramm zum 6konomischen Profil 2016
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Verschuldung Kernhaushalt (Euro pro Einwohner)
@ Auditkommune [] keine Auditkommune
Anmerkung: Kinder, die nicht direkt in einer Kommune leben, kénnen dort betreut werden. Dadurch kann
der Wert liber 100 % steigen, da er auf die Bestandsbevélkerung zwischen 2 und 5 Jahre in der jeweiligen
Kommune bezogen wird.
Quelle: eigene Darstellung auf Datengrundlage des Wegweiser Kommune | BertelsmannStiftung
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6 Welche Stadte und Gemeinden haben wir

genauer untersucht?

Aus dem vorangegangenen Kapitel wurde deut-
lich, dass sich die Kommunen im Audit kaum so-
zialstrukturell von solchen unterscheiden, die
sich nicht selbst diesen Prozess auferlegt haben.
Aus den 43 Kommunen, die das Audit Familien-
gerechte Kommune bisher genutzt haben, wurden
fiir die qualitative Evaluation zehn fiir eine ndhere
Betrachtung ausgewdhlt. Die Auswahl erfolgte so,
dass eine grofAitmogliche Heterogenitdt anhand
der nachfolgend beschriebenen Indikatoren er-
zeugt wurde. Eine getroffene Vorauswahl von 13
Kommunen wurde dann in Riicksprache mit dem
Verein Audit Familiengerechte Kommune einge-
grenzt. Der Verein stellte auch den Erstkontakt
zu den Kommunen her, lieferte Dokumente und
stand pro Kommune fiir ein Hintergrundgesprach
zur Verfiigung.

Zum einen sollte eine geographische Diversitat
abgebildet werden. Die zehn ausgewahlten Kom-
munen liegen in sieben verschiedenen Bundes-
ldndern aus Nord-, Siid-, West- und Ostdeutsch-
land. Zum anderen sollten auch die GroRe der
Kommunen und die damit einhergehenden Ver-
waltungsstrukturen moglichst unterschiedlich
sein. So sind Grof3- und Mittelstddte (kreisfrei und
kreisangehorig) im Sample enthalten, aber auch
ein Landkreis, eine Samtgemeinde und ein Grof3-
stadtbezirk. Die Verwaltungsstrukturen und auch
kommunalpolitischen Organisationsformen un-
terscheiden sich je nach Kommune grundlegend.
Dariiber hinaus wurden die Kommunen auch an-
hand der Zu- und Abwanderung ausgewahlt. So
sind schrumpfende und wachsende Kommunen
im Sample enthalten. Ebenso wurde die demo-

graphische, soziale und okonomische Lage mit-
betrachtet, welche sich in den Kommunen - wie
dargestellt - erheblich unterscheiden und auch
entscheidende Faktoren der integrierten Famili-
enpolitik sind. Ein weiterer Aspekt fiir die Aus-
wahl der Untersuchungskommunen war der Stand
im laufenden Auditierungsprozess. Die zeitliche
Dimension erstreckt sich von 2012, als die erste
der zehn Kommunen mit dem Grundaudit be-
gann, bis 2017, als die letzten ausgewdhlten Kom-
munen mit der Auditierung begonnen haben. Je
nachdem, wann die Kommunen in die Auditierung
eingestiegen sind, sind sie nun entweder noch am
Beginn der Umsetzungsphase oder aber schon im
Bilanzierungsaudit vorangeschritten. Zwei der im
Sample aufgenommenen Kommunen haben in
der Zwischenzeit ein ruhendes Audit, was bedeu-
tet, dass sie aktuell nicht weiter an der Umsetzung
arbeiten und demndchst entscheiden werden, das
Zertifikat verfallen zu lassen oder doch an einer
Bilanzierung weiterzuarbeiten. Des Weiteren wur-
den die Kontinuitat in der Verwaltungsspitze als
auch andere personelle Umbriiche im Verlauf des
Auditierungsprozesses als diversifizierende Krite-
rien bei der Auswahl beriicksichtigt.

Im Folgenden werden nun die zehn ausgewdhlten
Kommunen anhand verschiedener statistischer
Indikatoren sowie ihrer gesetzten Ziele in den un-
terschiedlichen Handlungsfeldern beschrieben.
So bilden sich bereits deutliche Gemeinsamkeiten
und Unterschiede zwischen den einzelnen Kom-
munen heraus.
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TABELLE 4 Dokumente der Kommunen

Kommune Analysiertes Stand
Dokument

Bebra Ziel- September 2017
vereinbarung

Berlin- Ziel- Juli2018

Lichtenberg vereinbarung

Bochum Jahresbericht  Juni 2017

Dusseldorf Jahresbericht Dezember 2016

Gladbeck Jahresbericht  September 2014

Gorlitz Jahresbericht  Januar 2016

Landauin der Jahresbericht  Juli 2016
Pfalz

Landkreis Ziel-
Osnabriick vereinbarung

Jahresbericht Dezember 2017

November 2016

Oranienburg

Samtgemeinde Ziel- Juni 2016
Neuenkirchen vereinbarung

Quelle: eigene Darstellung

Fiir die Dokumentenanalyse wurden jeweils die
aktuellsten Berichte ausgewertet, die wir vom
Verein Familiengerechte Kommune e. V. zur Ver-
fligung gestellt bekamen. Je nach Stand des Audits
in den einzelnen Kommunen wurden deren Jah-
resberichte oder Zielvereinbarungen zur Grund-
lage genommen. In Tabelle 4 ist eine Ubersicht der
ausgewdhlten Dokumente zu finden.

Aus den hier genannten Dokumenten wurden die
Formulierungen groftenteils direkt iibernommen,
um die Aussagen so wahrheitsgetreu wie moglich
zusammenzufassen. Auf die einzelne Markierung
der iibernommenen Zitate wird an dieser Stelle je-
doch verzichtet. Die in Tabelle 4 genannten Doku-
mente sind die Quellen der nachfolgenden Kapitel
6.2.1 bis 6.2.10 zur Darstellung der Handlungsfel-
der in den einzelnen Kommunen.

Bebra ist eine kreisangehorige Gemeinde des
Landkreises Hersfeld-Rotenburg und hat rund
14.000 Einwohner. Wie in Tabelle 5 dargestellt, ist
Bebra eine schrumpfende und alternde Stadt mit
einer erhohten Armutsquote. Allerdings ist der
Anteil der unter 18-Jdhrigen an der Bevolkerung

auf dem Niveau des Landesdurchschnitts, sodass
ein verstdrktes Engagement in der Kommune fiir
Familien folgerichtig erscheint, um der Schrump-
fung der Gemeinde entgegenzuwirken.

TABELLE 5 Deskriptive Indikatoren Bebra

Bebra  Hessen

Anteil der unter 18-Jahrigen an 16,6 16,7
der Bevolkerung (%)

Anteil der ab 65-Jahrigen an der 24,1 30,4
Bevolkerung (%)

Prognostizierte -13,1 1,8

Bevélkerungsentwicklung
zwischen 2012 und 2030 (%)

Medianalter 47,7 45,0
Naturlicher Bevoélkerungssaldo -4,2 -1,3
je 1.000 Einwohner

SGB-11-Quote (%) 9,9 8,5
Auslanderanteil (%) 11,2 15,1

Quelle: eigene Darstellung

Zudem ist die Betrachtung der Zu- und Fortziige,
die in Abbildung 8 dargestellt sind, fiir die Ein-
schdtzung der Herausforderungen der Kommune
entscheidend.

Zu erkennen ist, dass vor allem Menschen in den
Zwanzigern die Kommune verlassen, mutmaf-
lich um eine Ausbildung oder ein Studium aufzu-
nehmen. Insgesamt ist das Ausmaf der Fortziige
aber relativ gering. Abwanderung ist demnach
nicht das vordringlichste Problem der Kommune
bei Ausrichtung ihrer familienfreundlichen Rah-
menbedingungen.

Die hessische Kleinstadt Bebra ist seit September
2017 zertifizierte Familiengerechte Kommune und
befindet sich zum Zeitpunkt der Untersuchung in-
mitten des noch bis 2020 andauernden Grundau-
dits. Die nachfolgenden Inhalte sind aus der Ziel-
vereinbarung vom 12. Juni 2017 entnommen, da
ein Jahresbericht aufgrund des frithen Stadiums
noch nicht vorlag.

Eingangs wird in der Zielvereinbarung von einer
Entwicklung von Familienfreundlichkeit hin zur
Familiengerechtigkeit berichtet. Wo vorher vor-
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ABBILDUNG 8 Wanderungsprofil Bebra 2009-2012
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Quelle: eigene Darstellung BertelsmannStiftung

ABBILDUNG 9 Demographischer Wandel in Bebra
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rangig die Infrastruktur des 6ffentlichen Perso-
nennahverkehrs betrachtet wurde, riicken jetzt
ein Stadtumbau mit dem Ziel eines ,,positiven Ge-
fiihls fiir das eigene Gemeinwesen®, die Integra-
tion ,,zahlreicher Menschen aus unterschiedlichs-
ten Kulturen“ als auch ,,ein gut funktionierendes
Vereinswesen“ mit hohem Engagement der Biir-
gerinnen und Biirger in den Fokus. Der im Novem-
ber 2016 diskutierte Familienbegriff wird in der
Zielvereinbarung wie folgt definiert:

,Familie ist dort, wo Menschen Verantwortung
fiireinander iibernehmen, sich gegenseitig un-
terstiitzen und fiireinander sorgen. Familie ist
da, wo Kinder sind, aber auch da, wo Gemein-
schaften mit starken Bindungen, in mehreren
Generationen oder in Freundschaft verbunden
sind. Dies ist unabhdngig davon, ob sie unter
einem Dach oder in einem oder verschiedenen
Gemeinwesen leben.“

Familienpolitik soll sich demnach nicht mehr nur
an Familien mit Kindern oder den Bediirfnissen
von Seniorinnen und Senioren, sondern explizit
an der Gemeinschaft mehrerer Generationen ori-
entieren. Das oberste Entwicklungsziel fiir Bebra
im Rahmen der Auditierung lautet: ,,Bebra im Jahr
2025 ist bunt und beweglich.“ Durch soziale Netz-
werk- und Infrastrukturen soll das Klima ,,Offener
- Miteinander - Fairer“ gestaltet werden, sodass
Zuwanderung generiert und Abwanderung ver-
mindert wird. Abbildung 9 verdeutlicht die demo-
graphische Herausforderung der Kommune. Die
Stadt schrumpft und altert bis 2030 deutlich, so-
dass es eine Verschiebung der Bedarfe hin zu einer
groReren Gruppe Alterer geben wird.

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit

Das erste Ziel im iibergeordneten Handlungs-
feld ist es, die vorhandenen Netzwerkstrukturen
als Expertenrunde bei sozialen Fragen wahrzu-
nehmen und zu beteiligen, sodass diese die kom-
munale Verwaltung und Politik beim Treffen und
Umsetzen von qualitativangemessenen Entschei-
dungen unterstiitzen kann.

Des Weiteren sollen Familien einen Ansprech-
partner bzw. eine Ansprechpartnerin mit Lotsen-
funktion fiir alle familienrelevanten Themen im
Rathaus finden, sodass lange Wege durch fehlen-
des Wissen an unterschiedlichen Stellen vermie-
den werden konnten.

Das dritte Ziel dieses Handlungsfeldes betrifft be-
zahlbaren Wohnraum fiir Familien in allen Wohn-
gebieten der Stadt und eine ansprechende In-
frastruktur. Die Wohnungsgeber sollen sich im
Rahmen eines ,,runden Tisches“ vernetzen und so
gemeinsam entsprechende Bedingungen schaffen
bzw. verbessern bis hin zu einer positiv gemischt-
strukturierten Mieterlandschaft. Das letzte {iber-
geordnete Ziel ist es, die Wertschatzungskultur in
Bezug auf Vereine, Verbdande und andere mit Eh-
renamtlichen arbeitenden Institutionen und Or-
ganisationen zu verbessern und systematisch zu
verstetigen.

Ehrenamtlichem Engagement wird eine beson-
dere Rolle zuerkannt, die fiir den landlichen Raum
viele Versorgungsliicken der fehlenden Infra-
struktur fiillt und somit die Lebensqualitidt deut-
lich erhoht.

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung

Im Handlungsfeld 2 werden in Bebra drei Ziele
festgeschrieben. Zum Ersten nimmt sich die Stadt
vor, eine verldssliche Betreuungsinfrastruktur
fiir Eltern und Kinder zu gewdhrleisten. Dariiber
hinaus wird professionelle Elternarbeit auf Au-
genhOhe von qualifizierten Erzieherinnen und
Erziehern in den Kindertagesstatten als auch So-
zialpadagoginnen und -padagogen in der Jugend-
arbeit zum Ziel gesetzt, um die Zufriedenheit aller
Nutzerinnen und Nutzer zu erhohen.

HANDLUNGSFELD 3 Bildung und Erziehung

Um notwendige Informationen fiir Familien zur
Verfiigung zu stellen, wird ein besserer Uberblick
iiber Bildungs- und Erziehungsangebote zum Ziel
gesetzt. Ein weiteres Ziel dieses Handlungsfeldes
betrifft die Kooperation zweier regional ansassiger
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Schulen. Eine Grund- und eine Gesamtschule sol-
len zukiinftig ihre Bildungsbegleitung, Schulsozi-
alarbeit und Lehrerschaft miteinander in Verbin-
dung bringen, um gelingende Uberginge fiir die
Schiilerinnen und Schiiler zu gewahrleisten.

HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstiitzung

Im vierten Handlungsfeld setzte sich Bebra zum
Ziel, Eltern bei der Entwicklung ihrer Familien-
kompetenzen zu férdern. Dafiir wird eigens eine
Bildungs- und Begegnungsstatte fiir Eltern in den
Raumlichkeiten einer Kindertagesstatte ausge-
baut.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat

Innerhalb dieses Handlungsfeldes bettet Bebra
vielfdltige Bundes- und Landesprogramme im Be-
reich der integrierten Stadtentwicklung ein. Ziel
ist es dariiber hinaus, Familien im Wohnumfeld
generationsiibergreifende Spiel-, Begegnungs-
und Bewegungsraume sowie ihnen in allen Le-
benslagen bedarfsgerechte Wohnstrukturen in der
Kernstadt als auch in den Ortsteilen zu ermogli-
chen. Altersgerechtes Wohnen, bezahlbare Miet-
wohnungen und Treffpunkte fiir Jung und Alt sind
nur einige damit zusammenhangende Schlag-
worter.

Des Weiteren soll die Aufenthaltsqualitat fiir alle
zukunftsfdhig gestaltet werden, sodass in einer
lebendigen Nachbarschaft barrierefrei und inter-
kulturell zusammengelebt werden kann und der
Zusammenhalt gestarkt wird. Dafiir sollen ins-
besondere Griin- und Freiflichen zur 6ffentli-
chen Nutzung weiterentwickelt werden. Fami-
lien, Seniorinnen und Senioren sowie Menschen
mit Beeintrdchtigungen sollen ferner eine ange-
messene familienorientierte Behdrden-, Gast-
ronomie- und Einkaufsinfrastruktur vorfinden.
Dafiir sollen auch Akteursgruppen aus Handel,
Gewerbe und Behorden sensibilisiert und dazu an-
geregt werden, ihre Infrastrukturen dahingehend
zu qualifizieren.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen

Das Ziel im sechsten Handlungsfeld ist die Férde-
rung von generationsiibergreifenden Dialogen, da
der Wissenstransfer zwischen Alt und Jung zu ge-
genseitiger Wertschatzung und Verstandnis ge-
geniiber der jeweils anderen Altersgruppe fiihren
soll. In diesem Zusammenhang wurde bereits ein
Generationstreff mit unterschiedlichen Veran-
staltungen aufgebaut.

Fiir den Bezirk Lichtenberg liegen keine differen-
zierten Daten im Wegweiser Kommune vor, sodass
einzig die Gesamtstadt Berlin betrachtet werden
kann. Daher sind die Interpretationen nur be-
dingt auf Lichtenberg zu iibertragen, da die Un-
terschiede zwischen den Stadtteilen einer Stadt
haufig groRer sind als zwischen Stddten. Berlin ist
insgesamt eine stark wachsende Stadt, die aller-
dings auch {iberaltert ist und mit einer erhdhten
Armutsquote zu kimpfen hat (Tabelle 6).

TABELLE 6 Deskriptive Indikatoren Berlin

Berlin
Anteil der unter 18-Jahrigen an der 16,2
Bevolkerung (%)
Anteil der ab 65-Jahrigen an der 19,3
Bevolkerung (%)
Prognostizierte Bevolkerungs- 10,3
entwicklung zwischen 2012 und 2030 (%)
Medianalter 41,7
Natdurlicher Bevolkerungssaldo je 1.000 1,3
Einwohner
SGB-II-Quote (%) 18,9
Auslanderanteil (%) 16,7

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 10 zeigt das Wanderungsprofil der Bun-
deshauptstadt, das Hinweise auf die Praferenz der
Stadt als Wohnstandort fiir Familien geben kann.

Es sind starke Wanderungsgewinne bei jungen
Menschen zu verzeichnen, welche in Berlin ein
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ABBILDUNG 10 Wanderungsprofil Berlin 2009-2012
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Studium aufnehmen oder eine Ausbildung begin-
nen. Allerdings weist der ausgeglichene bzw. ne-
gative Wanderungssaldo in der Generation der
unter Zehnjdhrigen darauf hin, dass Familien die
Stadt verlassen. Uber die Wanderungsmotive gibt
die Graphik allerdings keine Informationen. Fiir
eine familienfreundliche Stadtpolitik bedeutet
dies, dass sie herausgefordert ist, die Vorausset-
zungen dafiir zu schaffen, dass sich auch Familien
auf Dauer vorstellen kdnnen, in Berlin zu leben,
was sowohl eine infrastrukturelle Ausstattung als
auch bezahlbaren Wohnraum und eine positiv er-
lebte Nachbarschaft miteinschlieft.

Der in Abbildung 11 dargestellte Wandel zeigt, dass
Berlin, die Bundeshauptstadt, nur eingeschrankte
Verschiebungen hinsichtlich ihres demographi-
schen Aufbaus zu erwarten hat, wenn auch die
jlingeren Jahrgidnge etwas zuriickgehen werden,
wahrend die Lebenserwartung ansteigt.

Die folgenden Darstellungen zu den Zielen des Au-
ditsin Lichtenberg sind aus dem Jahresbericht von
Juli 2018 entnommen.

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung und Nachhaltigkeit

Der Bezirk Lichtenberg von Berlin setzt sich ein
familienpolitisches Leitbild zum Ziel, welches in
der Bezirksverordnetenversammlung als ressort-
iibergreifendes Querschnittsthema beschlossen
werden sollte. Dieses Ziel ist bisher nicht voll-
standig erreicht worden, wird aber als zentraler
Prozess in das Bilanzierungsaudit tiberfiithrt. Mit
einer bezirksweiten Imagekampagne wird bereits
mit dem familienpolitischen Leitbild in der Au-
Rendarstellung und im Dialog mit familienpoli-
tisch relevanten Personen geworben.

Unter dem Leitslogan ,,Lichtenberg — der famili-
enfreundliche Bezirk“ stellen sich alle Fachberei-
che und -amter des Bezirksamtes mit ihren The-
men in Bezug auf Familiengerechtigkeit in einer
Broschiire vor. Zudem wurde eine Wort-Bild-
Marke fiir das Bezirksamt Lichtenberg entwickelt.
Zielgruppenorientiert, proaktiv, multikanalfdhig
und aktuell sollen zukiinftig familienrelevante

Angebote kommuniziert werden, sodass Trans-
parenz den Biirgerinnen und Biirgern gegeniiber
entsteht. Familienpolitische Akteurinnen und Ak-
teure sollen dafiir vernetzt und sozialraum- und
themenorientiert zusammenarbeiten.

Aktuelle familienbezogene Daten liegen bereits
als Instrument der Wirkungskontrolle und Steu-
erung lokaler Familienpolitik vor und werden zur
Weiterentwicklung der lokalen Familienpolitik im
Bezirk genutzt. Ebenso wird zum vierjdhrlich er-
scheinenden Berliner Familienbericht zugearbei-
tet. Stadtteilprofile (Bezirksregionenprofile) wur-
den als wesentlicher Baustein fiir die Umsetzung
der Sozialraumorientierung erstellt, beschlossen
und fortgeschrieben und bilden so politische Ziel-
marken und eine Arbeits- und Verstandigungs-
grundlage fiir Verwaltung und Politik.

Dariiber hinaus finden einmal jdhrlich Stadtteil-
konferenzen und eine bezirkliche Gemeinwesen-
konferenz zwischen Vertreterinnen und Vertre-
tern des Bezirksamtes, von bezirklichen Vereinen
und Tragern zum gegenseitigen Austausch statt
und es wurde ein stadtteiliibergreifender Kalen-
der aller Angebote und Veranstaltungen der im
und fiir den Bezirk tdtigen (freien) Trager gestal-
tet. Ebenfalls wurde ein Handlungs- und Umset-
zungskonzept fiir ein bezirkliches Familienbiiro
entwickelt, das mit zwei Verwaltungskraften und
zwei Sozialarbeiterinnen ausgestattet ist.

Dartiiber hinaus soll eine Beteiligungskultur mit
vielfdltigen Partizipationsangeboten und Ein-
bindungsmoglichkeiten den familienpolitischen
Gestaltungsspielraum erhéhen und dadurch die
familiengerechte Gestaltung des Bezirks voran-
treiben. Der ,Wegweiser Biirgerbeteiligung*
wurde entwickelt, der als Leitfaden Moglichkei-
ten und Grenzen der Partizipation darstellt, um
die zielgruppengenaue Ausrichtung und ressour-
cenorientierte Organisation von Beteiligungspro-
zessen zu ermoglichen.

Des Weiteren wurden ein Leitfaden zur Biirger-
beteiligung bei Bauvorhaben als Broschiire er-
stellt, ein Aufruf zur Beteiligung unter dem Motto
,Lichtenberg machen® geschaltet und eine Koor-
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dinatorin fiir Kinder- und Jugendbeteiligung in der
Bezirksverwaltung eingesetzt. Als konkrete MafR-
nahmen wurden die bereits fiir mehrere Regionen
erstellten Kinder-Kiez-Karten flaichendeckend im
partizipativen Prozess erweitert.

Das letzte Ziel dieses iibergeordneten Handlungs-
feldes ist, geeignete Prdaventionsmafnahmen
bereitzustellen, um lebenslange Gesundheits-
forderung zu begiinstigen. Dafiir wird eine Pra-
ventionskette iiber den Lebenslauf aufgebaut,
wobei zundchst der Schwerpunkt im Kindes- und
Jugendalter gesetzt wird. So sollen Doppelstruk-
turen vermieden und Bedarfe offengelegt werden.

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung

Das Ziel, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
durch eine bedarfsgerechte und wohnortnahe
Kinderbetreuung und onlinegestiitzte Informa-
tionsmdoglichkeiten {iber diese zu gewdhrleisten,
wurde erreicht. Zudem wurde der Kita-Fachtag
2015 zum Thema der Offnungszeiten, Randzeiten
und Notfallversorgung durchgefiihrt, sodass die
dort gewonnenen Erkenntnisse in neue Uberle-
gungen einbezogen werden konnen. Ein Modell-
projekt ,,MoKiS — Mobiler Kindertagesbetreuungs-
service wurde daraufhin fiir die Betreuung von
Kindern auRerhalb der regelmiRigen Offnungs-
zeiten eingerichtet.

Auch die Pflege von Angehorigen wird im Hin-
blick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
bedarfsgerechter gestaltet. Pflegenden Angeho-
rigen werden nun multimedial Informationen zur
Entlastung ihrer Situation zur Verfiigung gestellt
und das Bezirksamt unterstiitzt vorhandene Netz-
werke im Bereich der Pflege, insbesondere das
Weiterbestehen des Netzwerkes ,,Demenzfreund-
liche Kommune Lichtenberg“.

Auflerdem sollten biirgernahe Dienstleistun-
gen durch familienfreundlichere Beratungs- und
Sprechzeiten und bedarfsgerechte Ausstattung
der Bezirksverwaltung zur Verfiigung gestellt wer-
den. Dieses Ziel konnte aber noch nicht erreicht
werden. Dennoch hat das Bezirksamt Lichtenberg

eine Vorbildfunktion als familienfreundlicher Ar-
beitgeber eingenommen und im Auditierungspro-
zess die Maflnahmen aus dem vorangegangenen
Audit ,,Beruf und Familie“ iberpriift und wo er-
forderlich angepasst.

Dazu gehoren im Wesentlichen die Flexibilisie-
rung der Arbeitszeiten und des Arbeitsortes, eine
Willkommens- und Verabschiedungskultur der
neu eingestellten Mitarbeiterinnen, Mitarbeiter
und der das Amt verlassenden Beschéftigten sowie
die Gesunderhaltung und Arbeitsfdhigkeit der Be-
legschaft.

Zudem mochte das Bezirksamt auch die Beteili-
gung und Sensibilisierung von Akteurinnen und
Akteuren aus Wirtschaft und Wissenschaft ver-
tiefen, weshalb es selbst als Kooperationspartner
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf fiir an-
dere Arbeitgeberinnen, Arbeitgeber und Unter-
nehmen im Bezirk auftritt. Dafiir wurden Dialog-
veranstaltungen mit Wirtschaft und Wissenschaft
zur Vermittlung des Leitbildes und der Leitziele in
verschiedenen Formaten durchgefiihrt.

HANDLUNGSFELD 3 Bildung und Erziehung

Familien sollen in ihrer wohnortnahen Umge-
bung zielgruppengenaue Bildungs- und Aktions-
angebote fiir jede Lebensphase vorfinden. Dabei
werden vorhandene Bildungsangebote durch eine
entsprechende Kommunikationskultur sowohl in-
haltlich als auch organisatorisch in Bildungsver-
blinden ausgerichtet. Bereits vorhandene An-
gebote der Kinder- und Senioren-Uni werden
verstetigt und ausgebaut. Dariiber hinaus werden
Kooperationspartnerschaften in der Hochschul-
landschaft und unterschiedliche Finanzierungs-
quellen neu untersucht.

HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstlitzung

Im vierten Handlungsfeld wurde eine qualifizierte
Beratung und Unterstiitzung fiir Familien einge-
arbeitet bzw. ausgebaut mit einem besonderen
Fokus auf die Themen Elternstirkung sowie Ent-
wicklung und Starkung der Lebensphasenkompe-
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tenz in die vorhandene Angebotsstruktur. So wur-
den Angebote der Familienforderung in Bezug auf
das Ziel entsprechend dem sozialraumlichen Be-
darf zielgruppenspezifisch ausgebaut und in der
Volkshochschule werden praventive Elternkurse
angeboten.

Biirgerfreundlichkeit und Willkommenskultur
werden als Bestandteile des auf Familiengerech-
tigkeit ausgerichteten Verwaltungshandelns an-
gesehen. Aufler eines fest etablierten Netzwer-
kes zustandiger Akteurinnen und Akteure werden
Englisch-Grundkurse fiir Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Bereiche der Bezirksverwaltung
angeboten, die Zuwanderinnen und Zuwanderer
und Fliichtlinge im Rahmen ihres Aufgabenge-
biets beraten und unterstiitzen, und Deutschkurse
flir diese neu Zugezogenen eingerichtet.

Das dritte Ziel dieses Handlungsfeldes ist die Be-
kanntmachung, Starkung und Forderung ehren-
amtlicher Ressourcen und Erfahrungen, sodass
eine generationsiibergreifende Vernetzung ge-
lingt. Dafiir wurden eine Freiwilligenagentur und
eine Tausch- und Dienstleistungsborse eingerich-
tet und einzelne Projekte aus dem Ehrenamtsfond
bezuschusst.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat

Durch die Steigerung der Attraktivitdt der Infra-
struktur und des Wohnumfeldes fiir Familien, an
dessen Gestaltung sich die Anwohnerinnen und
Anwohner aktiv beteiligen kdnnen, wird eine hohe
Lebensqualitdt in Lichtenberg angestrebt. In die-
sem Sinne sollen die Mobilitdtsangebote vernetzt
werden, sodass nicht nur die Verkehrssicherheit
und Attraktivitdt des o6ffentlichen Personenver-
kehrs sowie Fufl- und Fahrradverkehrs erhoht,
sondern auch die verkehrsbedingten Emissionen
reduziert werden.

Zu diesem Zweck wurde bereits ein Klimaschutz-
Teilkonzept ,,Klimafreundliche Mobilitdt in Ber-
lin-Lichtenberg® in Kooperation mit der Tech-
nischen Universitdt Berlin erarbeitet und dessen
Einfiihrung vom Bezirksamt beschlossen. Zudem

wird der Dialog zwischen dem Management be-
zirklicher Einkaufszentren, Kundinnen und Kun-
den und den zustindigen Amtern der Bezirksver-
waltung zur familienfreundlichen Gestaltung von
Einkaufszentren und Freiflichen gefordert, um so
Kommunikationsorte zu schaffen.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen

Das Ziel des sechsten Handlungsfeldes wird fort-
laufend umgesetzt. Es werden generationsiiber-
greifende und -verbindende Orte und Mdoglich-
keiten der Begegnung ausgebaut, sodass das
Miteinander der Generationen {iber gemeinsame
Aktivitdaten und Diskurse befordert wird. Gemein-
sam mit den Akteurinnen und Akteuren aller Ge-
nerationen wurden die vorhandenen Maflnah-
menpldne weiterentwickelt, wobei besonders
auf eine generationengerechte Infrastruktur und
Stadtgestaltung geachtet wurde.

Ein Fachtag ,Miteinander der Generationen in
Lichtenberg“ wurde in Zusammenarbeit zwischen
der Verwaltung und den beiden Mehrgenerati-
onshdusern veranstaltet. Auflerdem wurde eine
Zufriedenheitsstudie fiir die dltere Generation
erstellt und verdffentlicht. Dazu wurde ein Work-
shop durchgefiihrt, der Impulse fiir die Fachdis-
kussion zur Erstellung des dritten Handlungskon-
zeptes fiir Seniorinnen und Senioren gab.

Die Ruhrgebietskommune ist gepragt vom Struk-
turwandel einerseits und der Bildungsexpansion
mit der Ruhr-Universitat andererseits. Mit Blick
auf die in Tabelle 7 aufgefiihrten Indikatoren zei-
gen sich, im Vergleich zum Landesdurchschnitt,
nur zwei Ausfélligkeiten. Zum einen ist Bochum
eine besonders schrumpfende Kommune, zum
anderen eine Kommune mit erh6éhter Armuts-
quote. Beides ist als Folge des Strukturwandels zu
interpretieren.

29



STADTENTWICKLUNG FUR FAMILIEN

30

TABELLE 7 Deskriptive Indikatoren Bochum

Bochum Nordrhein-
Westfalen
Anteil der unter 14,5 16,7

18-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Anteil der ab 21,9 20,7
65-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Prognostizierte -6,4 -2,7
Bevolkerungs-

entwicklung zwischen

2012 und 2030 (%)

Medianalter 45,6 45,6

Natdrlicher -4,2 -2,3
Bevolkerungssaldo je
1.000 Einwohner

SGB-11-Quote (%) 15,3 11,7
Auslanderanteil (%) 11,7 12,4

Quelle: eigene Darstellung

In Abbildung 12 ist das Wanderungsprofil der
Kommune aufgefiihrt.

Zu sehen ist, dass die Stadt vor allem Wande-
rungsgewinne von Menschen im Ausbildungsal-
ter verzeichnet, was durch die Ruhr-Universitat
mit ihren rund 43.000 Studentinnen und Studen-
ten, aber auch die 6ffentlichen und privaten Fach-
hochschulen zu erklaren ist. Wanderungsverluste
finden sich vor allem in der Phase der beruflichen
Etablierung. Fiir die Ausgestaltung kommunaler
Familienpolitik bedeutet dies, dass sie vor allem
Menschen in der Familiengriindungsphase adres-
sieren muss, damit werdende Familien die Kom-
mune nicht verlassen.

Diese Wanderbewegungen schlagen sich auf die
demographische Entwicklung dieser Ruhrgebiets-
stadt nieder, wie Abbildung 13 zeigt. Bochum ist in
den kommenden Jahrzehnten mit Schrumpfung
und Alterung konfrontiert, wahrend zu erwarten
ist, dass nach wie vor Studentinnen und Studen-
ten in der Kommune leben werden. Daher braucht
es neben klassischen Ansdtzen zielgruppenbezo-
gener Arbeit innovative Konzepte der Familienpo-
litik sowie die Starkung intergenerationeller An-
sdtze auf der Nachbarschaftsebene.

Die im Folgenden dargestellten Inhalte zu den
Zielen und MaRfnahmen aus Bochum wurden aus
dem Jahresbericht von Juni 2017 entnommen.
Dabei handelt es ich bereits um den zweiten von
der Verwaltung Bochum erstellten Jahresbericht.

Die Hauptzielsetzung im Auditierungsprozess lau-
tet, die Familiengerechtigkeit nachhaltig zu er-
hoéhen und konkret fiir die Menschen in Bo-
chum spiirbar zu machen. Zu diesem Zwecke
soll die Familiengerechtigkeit gesteuert, vernetzt
und nachhaltig implementiert werden, sodass
sie als Querschnittsaufgabe in allen Bereichen
der kommunalen Daseinsvorsorge etabliert wird.
Schwerpunktthemen sind daher die systemati-
sche Bekanntmachung der Familienpolitik und
strategische Weiterentwicklung, die Vernetzung
von Aktivitaten, Intensivierung der Zusammen-
arbeit von Kommune mit ihren Biirgerinnen, Biir-
gern und freien Wohlfahrtstrdgern sowie eine ef-
fizientere und wirkungsvollere Gestaltung der
kommunalen Familienpolitik.

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit

Das strategische Ziel des ersten Handlungsfeldes
ist es, Familiengerechtigkeit zu steuern, zu ver-
netzen und nachhaltig zu implementieren, sodass
Familienpolitik als Querschnittsaufgabe in der
Stadt etabliert wird. Dies wird als stetiger Prozess
angesehen, der als wichtiger Baustein zentral
innerhalb der Stadtverwaltung verortet werden
muss. Als langfristige Zielsetzungen werden unter
anderem der Verbleib der gut ausgebildeten Hoch-
schulabsolventinnen und -absolventen im Rah-
men der Bildungszuwanderung in Bochum, die
Ansiedlung von Unternehmen und die Forderung
von Existenzgriindungen benannt. Um die Le-
bensbedingungen in der Stadt Bochum noch at-
traktiver zu gestalten, hat der seit Oktober 2015
amtierende Oberbiirgermeister Thomas Eiskirch
gemeinsam mit dem Verwaltungsvorstand einen
Strategieprozess, die ,,Bochum Strategie 2030“
initiiert.

Dort nimmt Familiengerechtigkeit, insbesondere
im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Berufs-,



WELCHE STADTE UND GEMEINDEN HABEN WIR GENAUER UNTERSUCHT?
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Privat- und Familienleben eine Rolle ein. Im Hin-
blick auf Praventionsketten entlang des Lebens-
laufs von Kindern und Jugendlichen sollen im
Rahmen des Landesprogramms ,,Kein Kind zu-
riicklassen! Fiir ganz Nordrhein-Westfalen alle
Angebote der Bereiche Gesundheit, Bildung, Kin-
der- und Jugendhilfe und Soziales gebiindelt und
miteinander verkniipft werden.

Innerhalb der Sozialberichterstattung wurde ein
detailliertes Kapitel zur Familienberichterstat-
tung mit jahrlicher Riickmeldung im Jugendhilfe-
ausschuss als fester Bestandteil integriert. Zudem
erscheint jahrlich die Broschiire ,,Bochumer Orts-
teile kompakt“, die Bedarfe aus den Sozialrdu-
men beschreibt und den zustdndigen Gremien
vorgestellt wird. Dariiber hinaus wurden sozial-
raumorientierte, wohnortnahe Angebote und In-
formationen auch unter Beriicksichtigung der An-
gebotsstrukturen der freien Trager vernetzt.

Ein neues Konzept fiir Biirgerndhe soll zielgrup-
penorientierte Beteiligung in unterschiedlichen
Handlungsfeldern fordern, wie beispielsweise
durch eine Biirgerkonferenz. Ebenso sollen ge-
sundheitsrelevante Aspekte fiir Kinder, Jugendli-
che, Familien sowie Seniorinnen und Senioren in
allen Handlungsfeldern Betrachtung finden.

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung

Das Ziel des zweiten Handlungsfeldes ist es, die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie von
Pflege und Beruf zu erleichtern. Mit der Beteili-
gung verschiedenster Akteurinnen und Akteure
aus Wirtschaft und Wissenschaft wird fortlau-
fend durch ein vernetzendes Marketingkonzept zu
mehr Sensibilisierung fiir diese Themen beigetra-
gen. Das Angebot der Kinderbetreuung soll hin-
sichtlich der Offnungszeiten, Randzeiten und der
Notfallversorgung auf Bedarfsgerechtigkeit un-
tersucht und die Beratung zu betrieblich unter-
stiitzter Kinderbetreuung ausgebaut werden.

Seit Frithjahr 2017 wurden im Rahmen und mit
Mitteln des Bundesprojekts , PlusKita“ in einer
Bochumer Kita ein stark erweitertes Offnungs-

zeitenangebot eingerichtet und ein einheitliches
Anmeldeverfahren fiir Kindertagesstdtten online
gestellt, in das zukiinftig auch die Kindertages-
pflege mit angebunden werden soll. Zudem dient
die neue Internetplattform zur Transparenz der
Angebotsstruktur.

HANDLUNGSFELD 3 Bildung und Erziehung

Im dritten Handlungsfeld lautet das strategische
Ziel, den Bildungsstandort Bochum fiir alle Alters-
gruppen so auszubauen, dass auch Bildungs- und
Beschidftigungschancen fiir Benachteiligte ge-
starkt werden. Die Kooperation verschiedenster
Institute zur Starkung des Wissenschaftsstandor-
tes soll auch unter Beriicksichtigung des Famili-
enaspekts verlaufen.

Das Ziel, die Betreuung der unter dreijahrigen
Kinder bis auf 40 Prozent auszubauen, konnte bis
zur Erstellung des Jahresberichtes nicht erreicht
werden, besteht aber auch noch weiterhin. Ein
Netzwerk zur Optimierung der Schnittstelle zwi-
schen Kindertagesstdtten und den Grundschulen
ist in enger Zusammenarbeit des Jugendamtes,
des Schulverwaltungsamtes und der Schulaufsicht
fest etabliert worden.

Zudem wurde ein Konzept zur Schulsozialarbeit
nach MafRgabe des landesweiten Kinder- und Ju-
gendforderplans flichendeckend umgesetzt. Da-
riiber hinaus wurde die offene Ganztagsschulbe-
treuung mithilfe des Landesprogramms ,,Gute
Schule 2020 ausgebaut. Ebenso wird das Thema
Familie fortlaufend in der Inklusionskonferenz
behandelt.

HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstlitzung

Zielgruppenorientierte Information iiber Bera-
tungs- und Unterstiitzungsangebote in Bochum
istdas strategische Ziel des vierten Handlungsfel-
des. Transparenz fiir Beratungs- und Unterstiit-
zungsangebote soll durch die Einrichtung eines
Kinder- und Familienbiiros als feste Anlaufstelle
und zur Biindelung der Angebote fiir Familien ge-
schaffen werden. Dariiber hinaus wurden im Jahr
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2014 sechs Seniorenbiiros auf Stadtbezirksebene
eingerichtet, die transparent iiber Beratungsan-
gebote zum Thema Pflege informieren und bera-
ten. Die vielfdltige Angebotsstruktur fiir Familien
in Bochum soll erhalten bleiben und auch die Ge-
schlechtergerechtigkeit wird als Querschnittsauf-
gabe mitberiicksichtigt.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat

Im fiinften Handlungsfeld wurde die Attraktivi-
tatssteigerung des Wohnumfeldes und der Infra-
struktur fiir Familien in Bochum zum Ziel gesetzt.
Die Lebensqualitdt im Sozialraum soll durch den
aus Landesmitteln finanzierten Ausbau von jahr-
lich zwei Kindertagesstdtten zu Familienzentren
in insbesondere sozial benachteiligten Stadtteilen
gefordert werden. Ebenso wird ein sozialraumori-
entiertes Beteiligungsverfahren zum Thema Fa-
miliengerechtigkeit im Rahmen der Bezirks- und
Sozialraumkonferenz organisiert.

In Zukunft soll ein ,,Handlungskonzept Wohnen“
erstellt werden, sodass die Attraktivitat des Bo-
chumer Wohnungsmarktes fiir verschiedene Ziel-
gruppen gesichert und gesteigert werden kann.
Kernbestandteil dieses Handlungskonzeptes soll
ein Arbeitsprogramm bilden, das verschiedene
Mafinahmen mit gesamt- und teilraumlichem
Bezug enthalt, welche priorisiert und sukzessive
in die Umsetzung gefiihrt werden sollen. Auch auf
Quartiersebene wurden bereits vorhandene Po-
tenziale genutzt und neue Entwicklungsimpulse
durch stddtebauliche und sozialintegrative Maf3-
nahmen gesetzt und sollen kiinftig ausgebaut
werden.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen

Das strategische Ziel des sechsten Handlungsfel-
des ist es, Rahmenbedingungen fiir ein selbstbe-
stimmtes, selbstgestaltetes Leben im vertrauten
Umfeld im Alter zu schaffen. Die Informationen
flir eine hochwertige Pflege und die Arbeit der
Haupt- und Ehrenamtlichen aller Bochumer Se-
niorenbiiros insgesamt werden laut Jahresbericht

von den Menschen in den Bezirken sehr gut an-
genommen.

Die nordrhein-westfdlische Landeshauptstadt
weist eine tragfdhige und diversifizierte Wirt-
schaft sowie zahlreiche Behorden auf. Doch auch
in weiteren Punkten ist die Kommune im Ver-
gleich zum gesamten Land bemerkenswert. Dus-
seldorf verzeichnet einen positiven natiirlichen
Bevilkerungssaldo, hat eine relativ junge Be-
volkerung und einen erhohten Auslanderanteil.
Zudem wdchst die Stadt deutlich, wie Tabelle 8 zu
entnehmen ist.

TABELLE 8 Deskriptive Indikatoren

Dusseldorf
Dusseldorf  Nordrhein-
Westfalen
Anteil der unter 15,8 16,7

18-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Anteil der ab 19,5 20,7
65-Jahrigen an der
Bevélkerung (%)

Prognostizierte 3,8 -2,7
Bevolkerungs-
entwicklung zwischen

2012 und 2030 (%)
Medianalter 42,8 45,6
Natdrlicher 0,6 -2,3

Bevélkerungssaldo je
1.000 Einwohner

SGB-II-Quote (%) 12,6 11,7
Auslanderanteil (%) 19,2 124

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 14 zeigt das Wanderungsprofil Diissel-
dorfs.
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ABBILDUNG 14 Wanderungsprofil Dusseldorf 2009-2012

2.000

1.800 =

1.600 '/ \

1.400 / \

1'200 / ./"“:\

1.ooo 7/- f{ K\'

o |/ A

Y Sy
A I T,

400 m l./:/ th"h_

200 Bl T T2 0 I
el L.
0 IIIII.. IIIIIIII.II.IIII Il-l- I.II.I.l.ll..lll..----.ll-.l.-
-200
0 10 20 30 40 50 60 70 80
e Zuzlige I Fortzlge s Saldo
Quelle: eigene Darstellung BertelsmannStiftung

ABBILDUNG 15 Demographischer Wandel in Diisseldorf
Alter 2012 Alter 2030
100 100

90

80

70

60

50 Frauen

40

6.000 5.000 4.000 3.000 2000 1.000

1000 2000 3.000 4.000 5000 6.000 6000 5000 4.000 3000 2000 1.000 1.000 2000 3.000 4.000 5.000 6.000

[ Manner s Frauen Anzahl

Quelle: eigene Darstellung | BertelsmannStiftung

34



WELCHE STADTE UND GEMEINDEN HABEN WIR GENAUER UNTERSUCHT?

Zu erkennen ist, dass die Stadt vor allem junge
Menschen anzieht, die spater die Stadt nicht in
gleicher Zahl verlassen. Offenbar konnen Stu-
dentinnen, Studenten und Auszubildende in der
Rhein-Metropole ein Auskommen finden. Be-
merkenswert ist allerdings der negative Wande-
rungssaldo im ersten Lebensjahrzehnt. Familien
scheinen die Stadt zu verlassen, was eventuell mit
hoheren Mieten im Vergleich zum Umland zu-
sammenhadngt. Die Stadtpolitik ist demnach he-
rausgefordert, Familien in der Kommune halten
zu konnen. Bezogen auf die natiirliche Bevdlke-
rungsentwicklung kann Diisseldorf mit einer re-
lativ stabilen Entwicklung, auch hinsichtlich des
aktuellen Altersaufbaus, rechnen, wie Abbildung
15 zeigt.

Die nachfolgende Darstellung der Ziele und Maf3-
nahmen der einzelnen Handlungsfelder des Au-
dits Familiengerechte Kommune wurde dem Jah-
resbericht von Dezember 2016 entnommen. Die
dort festgeschriebenen Hauptzielsetzungen fiir
das Bilanzierungsaudit sind:

Herausstellung der Attraktivitdt der Landes-
hauptstadt Diisseldorf als Lebens- und Ar-
beitsort

Betonung der Standortqualitdt fiir Unterneh-
men

Starkung von Familienkompetenzen

Verstdarkung der Pravention und Integration
mit einem in die Zukunft gerichteten Blick

Weiterentwicklung und Qualifizierung ver-
lasslicher Kooperationen, um wachsenden He-
rausforderungen gewachsen zu sein

Die sozialraumliche Betrachtung aus Sicht des
offentlichen Kinder- und Jugendhilfetragers
soll mithilfe von Sozialraumreports erfolgen.
Dabei sollen die jeweiligen Bedingungen in den
einzelnen Stadtteilen und Stadtbezirken bei
den Infrastruktur- und JugendhilfemaRnah-
men beriicksichtigt werden.

Mit der Verfolgung dieser Ziele soll die familien-
gerechte Ausrichtung der Stadt als Querschnitts-
thema fortgeschrieben werden.

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung und Nachhaltigkeit -
,Familiengerechtigkeit als gemeinsames Ziel*

Im {ibergeordneten Handlungsfeld wurde ein
nachhaltiges Marketing fiir die familiengerechte
Kommune entwickelt. Uber eine Internetseite der
Stadt Diisseldorf wird seit 2016 mit benutzerori-
entiertem Design und Aufbau iiber familienrele-
vante Themen fiir Biirgerinnen und Biirger trans-
patent informiert. Ebenfalls steht Eltern eine
aktualisierte Informationsbroschiire zur Verfii-
gung, die in vier verschiedenen Teilen, je nach
Alter der Kinder, {iber alle familienrelevanten
Themen und Angebote in Diisseldorf informiert.

Das Angebot des Elternbesuchsdienstes wird
stadtweit beworben und soll durch Besuche bei
Neubiirgerinnen und Neubiirgern und ihren Kin-
dern zu deren Integration beitragen. Ebenfalls
werden von Ehrenamtlichen der Stadtteiltreffs
Rundginge durch die Stadt(-bezirke) und Info-
abende fiir Neubiirgerinnen und Neubiirger ange-
boten, um die Stadt und ihre Angebote kennen-
zulernen.

Ein Stadtteilkompass in Form einer Informati-
onsbroschiire fiir Kinder, Eltern sowie Seniorin-
nen und Senioren wurde bereits in einem Stadtteil
entwickelt und steht gedruckt sowie zum Down-
load in sechs Sprachen zur Verfiigung. Dieses An-
gebot soll ausgeweitet werden, sodass auch in
anderen Stadtteilen tiber Angebote und Ansprech-
personen in den verschiedenen Anlaufstellen fiir
Familien in dieser Form informiert wird.

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung -
Vereinbarkeit von Familie und Beruf*

Im zweiten Handlungsfeld wurde das Ziel der ver-
lasslichen Planbarkeit der Betreuung eines Kin-
des zur Absicherung einer Arbeitsaufnahme er-
reicht. Es wurde dazu ein Informationssystem zur
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Tagespflege installiert, das noch weiter ausgebaut
werden soll, bis alle Betreuungsstandorte einge-
pflegt sind.

Auch die Funktion des Kita-Navigators wird fort-
laufend reflektiert und kundenorientiert ange-
passt. Eine zusadtzliche Mafnahme ist die Zusi-
cherung der Betreuung der Kinder der stadtischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die durch die
Inbetriebnahme von drei Betriebskindertages-
stdtten, die Ausweitung des Kindertagespflegean-
gebots und Moglichkeiten der Anschlussbetreu-
ung erganzend zu den Regelzeiten abgeschlossen
wurde.

Dariiber hinaus werden (berufstatige) Alleiner-
ziehende, Eltern in Ausbildung und SGB-II-/SGB-
III-Bezieherinnen und Bezieher bei der Kinder-
betreuung vorrangig beachtet. Dabei sorgt eine
Kooperation zwischen Jobcenter und i-Punkt Fa-
milie fiir kurze Wege. Eine zukunftsorientierte
Personalpolitik zu férdern und die Unterstiitzung
und Motivierung von Firmen, betriebliche Betreu-
ungspldtze zu schaffen, sind weitere Mafinahmen,
die fortlaufend umgesetzt werden.

Ebenso werden bedarfsdeckende Betreuungs- und
Freizeitangebote fiir Schiilerinnen und Schiiler
ab der flinften Klasse vorgehalten, des Weite-
ren wurde die Gestaltung des Ubergangs von der
Grundschule in die weiterfiihrende Schule ver-
einbart.

HANDLUNGSFELD 3
Bildung und Erziehung - ,Bildungschancen”

Die Beriicksichtigung der Belange von Kindern,
Jugendlichen und Eltern mit Migrationshinter-
grund bei Angeboten in Kindertagesstatten, Schu-
len und Jugendhilfe wurde als eines der Ziele im
dritten Handlungsfeld festgeschrieben. Innerhalb
der Bundesprogramme ,,Offensive Frithe Chan-
cen: Schwerpunkt-Kitas Sprache & Integration“
sowie dem Nachfolgerprogramm ,Frithe Chan-
cen: Weil Sprache der Schiissel zur Welt ist“ wur-
den die bilingualen Angebote in Kindertagesstat-
ten und Schulen als Zusatzangebote zur Forderung
der Integration erweitert und die Sprachangebote

in Bezug auf die Bevolkerung in Diisseldorf fort-
laufend differenziert.

Ein weiteres Ziel ist die Verbesserung der Bil-
dungschancen durch passgenaue Schulwahl beim
Wechsel von der Grundschule auf die weiterfith-
rende Schule, sodass die Zahl von Schulwechsle-
rinnen und -wechslern nach der sechsten Klasse
zuriickgeht. Zu diesem Zwecke wurden eine ak-
tuelle Prasentation der weiterfiihrenden Schulen
und erganzender Angebote in Diisseldorf erarbei-
tet sowie Informationsveranstaltungen geplant
und durchgefiihrt. AuRerdem wurden Schulen zu
inklusiven Schulen entwickelt, die jedes Kind in-
dividuell férdern und so das gemeinsame Lernen
steigern.

Dass dieses Ziels erreicht wurde, lasst sich anhand
deutlich steigender Zahlen der Schiilerinnen und
Schiiler mit Bedarf an sonderpadagogischer Un-
terstiitzung in den einzelnen allgemeinbildenden
Schulen zeigen. Hierzu beigetragen hat, dass ein
Angebot zur Information, Beratung und prozess-
orientierten Schulentwicklungsbegleitung aufge-
baut und Unterstiitzungsangebote zur Inklusion
entwickelt und gebiindelt wurden.

Dariiber hinaus sollen Schiilerinnen und Schiiler
gleiche Berufsbildungschancen im Rahmen einer
ausgewogenen und umfangreichen Berufswahl-
orientierung, unabhdngig von ihrer Schulform
und dem angestrebten Schulabschluss, erhalten.
Damit sollen die Passgenauigkeit im Ubergang
Schule - Ausbildung und Schule — Hochschule er-
hoht und gleichsam die Warteschleifen fiir die
Schiilerinnen und Schiiler reduziert werden. Das
Ziel wird im Rahmen der Landesinitiative , Kein
Abschluss ohne Anschluss* (KAoA) bearbeitet.

Eine individuelle Entwicklungsplanung wurde be-
reits als Grundelement bei der Berufswahlvorbe-
reitung an allen Haupt- und Férderschulen imple-
mentiert, ebenso wurden eine Praktikumsborse
als Internetportal mit Zugriffsmdglichkeiten fiir
alle Diisseldorfer Schulen eingerichtet und fest
terminierte Berufsorientierungstage fiir alle Diis-
seldorfer Schulformen etabliert.
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HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstiitzung - ,Starkung von
Familienkompetenzen*

Innerhalb des vierten Handlungsfeldes wurden
Forderangebote verstarkt. Dabei wurden verlass-
liche Kooperationen von Erziehungsberatungs-
stellen und Familienbildungstragern zu Tages-
einrichtungen und Schulen weiterentwickelt und
qualifiziert, um so Forderangebote zu ermogli-
chen.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat -
,Familiengerechte Infrastruktur®

Ziel des fiinften Handlungsfeldes ist es, attraktive
sowie familien- und altersgerechte Wohn- und
Lebensbedingungen zu bezahlbaren Konditionen
zu schaffen, damit junge Familien in Diisseldorf
wohnen wollen und sich neue Familien ansiedeln.
Im mafRgeblichen Konzept ,,Zukunft Wohnen.
Diisseldorf wurde der Anteil des preisgebunde-
nen Wohnungsbaus neu festgelegt. Damit sol-
len auch Diisseldorfer Stadtteile gestdrkt werden,
die bisher nicht gleichermafien von der positiven
Entwicklung der innerstddtischen Stadtteile pro-
fitieren konnten. Das Quartiersmanagement lauft
im Rahmen des ESF-Bundesprogramms ,,Bildung,
Wirtschaft, Arbeit im Quartier - BIWAQ®“. Auch im
Zuge des Stadtentwicklungskonzeptes STEK 2025+
mit dem Leitbild ,,Mehr Leben. Mehr Stadt. Fiir
alle“, wird ein Stadtteil zukunftsfdhig gestaltet.
Zudem wurden Mafnahmen im Rahmen der Ini-
tiative ,,Kein Kind zuriicklassen!“ neu entwickelt
und eine kommunale Praventionskette mit den
Kernthemen Gesundheit und Bildung aufgebaut.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen - ,Miteinander
der Generationen"“

Die Wahrnehmung und Nutzung der vielfdltigen
Angebote der ,,zentren plus® als Treffpunkte fiir
dltere Menschen im Stadtgebiet sind das dauer-
hafte Ziel des sechsten Handlungsfeldes in Diis-
seldorf. Die Seniorenhilfe des Jugendamtes wurde
nach einer Organisationsentwicklung strategisch

neu aufgestellt, wobei die Kooperation mit den
»Zentren plus“ nochmals gestarkt wurde.

Das Aufgabenspektrum wird zudem vor dem Hin-
tergrund gednderter Anforderungen {iberpriift und
angepasst und die Vernetzung der in der Senioren-
arbeit tatigen Beratungskrafte mit dem Verbund
Schuldnerberatungsstellen weiterentwickelt. Als
Ergebnis wurde ein Flyer mit Informationen zum
Angebot der Schuldnerberatungsstelle an vielzah-
lige Anbieter und Trdger der Seniorenhilfe ver-
sendet.

Die Ruhrgebietskommune gehort dem Landkreis
Recklinghausen an und ist, wie die Mehrzahl der
nordlichen Kommunen an Ruhr und Emscher,
vom Strukturwandel geprdgt. Im Vergleich zum
Land sind vor allem ein erhohter natiirlicher Be-
volkerungssaldo und eine deutlich erhohte Ar-
mutsquote hervorzuheben, die durch den bereits
angesprochenen Strukturwandel bedingt ist. Al-
lerdings ist der Schrumpfungsprozess der Kom-
mune nicht so deutlich wie der des Landesdurch-
schnitts (Tabelle 9).

TABELLE 9 Deskriptive Indikatoren Gladbeck

Gladbeck Nordrhein-
Westfalen

Anteil der unter 17,7 16,7
18-Jahrigen an der
Bevélkerung (%)

Anteil der ab 21,4 20,7
65-Jahrigen an der
Bevélkerung (%)

Prognostizierte -1,8 -2,7
Bevolkerungs-
entwicklung zwischen

2012 und 2030 (%)
Medianalter 46,0 45,6
Natdirlicher -4,3 -2,3

Bevolkerungssaldo je
1.000 Einwohner

SGB-II-Quote (%) 19,7 11,7
Auslanderanteil (%) 13,8 12,4

Quelle: eigene Darstellung
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Die geringe Schrumpfung der Kommune, trotz
teils problematischer Rahmenbedingungen, weist
bereits darauf hin, dass sie Wanderungsgewinne
verzeichnen muss, da der natiirliche Bevolke-
rungssaldo negativ ausfallt. Abbildung 16 zeigt das
Wanderungsprofil der Kommune.

Zu erkennen ist, dass nahezu alle Altersgruppen,
mit Ausnahme derjenigen, die eine Ausbildung
oder ein Studium aufnehmen, in die Stadt hinzu-
ziehen oder zumindest nicht fortziehen. Offenbar
gelingt es der Stadtpolitik, dass die Kommune fiir
Familien ein attraktiver Wohnort ist. Das bedeu-
tet aber auch, dass sie eine entsprechende Infra-
struktur vorhalten muss, welche den Bediirfnissen
der Familien auch gerecht wird.

Thre Attraktivitdt fiir Familien fiihrt auch dazu,
dass die Stadt nur im geringeren Mafe Altersver-
schiebungen in der demographischen Entwick-
lung zu erwarten hat, wie Abbildung 17 zeigt. Zwar
steigt der Anteil der Hochbetagten, doch zugleich
ist auch zu erwarten, dass auch in Zukunft Fami-
lien mit Kindern in Gladbeck in dahnlicher Anzahl
leben wie heute.

Die fiinf Hauptzielsetzungen, die in der Zielver-
einbarung zum Bilanzierungsaudit von September
2014 in Gladbeck festgeschrieben wurden, sind:

Bilanzierung im Hinblick auf die Umsetzungs-
erfolge des vorherigen Zielpapiers und Ana-
lyse der Ergebnisse im Hinblick auf zukiinftige
Schwerpunktsetzungen

konsequente Weiterentwicklung und Stabili-
sierung begonnener Prozesse und geschaffe-
ner Strukturen

Synergien durch Biindelung verschiedener
Projekte und Handlungsstrange im Themen-
feld ,,Generationengerechtigkeit, insbeson-
dere durch die nachhaltige Verankerung der
Ergebnisse aus dem Projekt ,Kein Kind zu-
riicklassen!“ sowie den Tatigkeitsbereichen im
Rahmen des ,,Biindnisses fiir Familie — Erzie-
hung, Bildung, Zukunft®, wozu vor allem die
kritische Betrachtung von bestehenden An-

geboten fiir Kinder, Jugendliche und Familie
gehort, um durch bedarfsgerechte Umstruk-
turierung bestehende Ressourcen neu bzw. ge-
zielter einzusetzen

Schlieflen von Liicken aus dem ersten Zertifi-
zierungsprozess, wie die Einbindung der Glad-
becker Wirtschaft zur Forderung der Verein-
barkeit von Beruf und Familie

familiengerechte Profilentwicklung und aktive
Offentlichkeitsarbeit durch ein leistungsstar-
kes Kommunikationskonzept, damit die Ak-
tivitaten zur Férderung von Familien in Glad-
beck in der Offentlichkeit sichtbar bleiben
und institutioneniibergreifend wahrgenom-
men werden

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit

Im iibergeordneten Handlungsfeld wird das Ziel
gesetzt, aktuelle Sozial- und Demographiedaten
zur Grundlage aller familienpolitischen Entschei-
dungen zu nehmen. Als Voraussetzung dafiir sol-
len diese gebiindelt vorliegen und allen Amtern
des Dezernats IV und des Amtes fiir Wahlen und
Statistik zugdnglich sein. Dafiir soll das Daten-
erfassungs- und Datenaufbereitungsprogramm
,Kommunale Entwicklung — Chance zur Koopera-
tion (KECK) im Rahmen des Landesprogramms
installiert werden, woriiber alle relevanten So-
zialdaten sowie die demographischen Daten der
Stadt Gladbeck erfasst, zur Verfiigung gestellt und
als Grundlage familienpolitischer Entscheidungen
genutzt werden sollen.

Zudem soll ein Arbeitskreis , Integrierte Sozial-
planung* gegriindet werden, um partnerschaft-
liche Zusammenarbeit zu kommunalpolitisch re-
levanten Themen anzuregen. Ein weiteres Ziel ist,
in einer verwaltungsinternen Arbeitsgruppe ein
familiengerechtes Leitbild fiir Gladbeck zu erstel-
len, das als Grundlage der familienpolitischen Ak-
tivitaten und als Kommunikationsbasis der Fami-
liengerechtigkeit in Gladbeck dienen soll. Dabei
soll das Leitbild der Arbeitsgruppe (AG) ,,Jugend
und Soziales“ und das kiinftige ,,Gladbecker Ver-
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sprechen“ (Produkt des Projekts ,,Kein Kind zu-
riicklassen!“) beriicksichtigt werden.

Zudem wurde sich zum Ziel gesetzt, dass die So-
zial- und Stadtplanung auf Grundlage des Leit-
bildes Priiffaktoren fiir eine ,familiengerechte
Planung“ entwickelt und anwendet. Ein Kommu-
nikationskonzept fiir eine wirksame Offentlich-
keitsarbeit fiir die familiengerechte Entwicklung
der Stadt Gladbeck wird erstellt. In Abstimmung
mit dem Amt fiir Wirtschaftsférderung und Kom-
munikation soll das Amt fiir Jugend und Fami-
lie dafiir ein Rahmenkonzept erstellen, sodass die
kontinuierliche Arbeit fiir Familien einen wieder-
kehrenden Platz in der Offentlichkeitsarbeit der
Stadt erhalt.

Zudem ist die Ausweitung eines Integrationskon-
zeptes auf mehrere Stadtteile zum Ziel gesetzt,
dessen Moderation zum entwicklungsprofilge-
nauen Integrationskonzept das Biiro fiir interkul-
turelle Arbeit iibernehmen soll.

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung

Im zweiten Handlungsfeld soll ein Arbeitgeber-
netzwerk aus mindestens fiinf interessierten Be-
trieben mit konkreten Zielen zur Forderung der
lebensphasenorientierten Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf initiiert werden. Darin sollen sich
die Gladbecker Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber
sowie die Verwaltung der Stadt zu einem konti-
nuierlichen Prozess zur Verbesserung der lebens-
phasenorientierten Vereinbarkeit von Familie und
Beruf in den jeweiligen betrieblichen Abldufen
verabreden. Zwei Treffen fanden bereits vor der
Erstellung der Zielvereinbarung statt und wurden
durch die Verwaltung moderiert und jeweils durch
ein Fachreferat begleitet.

Eine Fortbildungsreihe zum Thema Lebenspha-
senorientierte Personalplanung und die Uber-
reichung einer Pflegebox sowie eines Informati-
onssets zum Thema Pflege von Angehoérigen an
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sind Ideen fiir
das Arbeitgebernetzwerk. Ein weiteres Ziel ist die
Sensibilisierung Gladbecker Betriebe fiir eine ver-

starkte Forderung von jungen Familien in der Er-
werbstatigkeit, wofiir ein Ausbildungskreis vom
Jobcenter initiiert werden soll, um entsprechende
Stellen in den Gladbecker Betrieben einzurichten.

Ein anderes Ziel dieses Handlungsfeldes betrifft
den Ausbau des offenen Ganztagsangebots in den
Grundschulen und weiterfiihrenden Schulen an-
hand der Ergebnisse einer aktuellen Bedarfser-
mittlung, der von einem entsprechenden Quali-
tatszirkel eingerichtet und begleitet werden soll.
In die Kooperation des Qualitatszirkels wurden
bereits freie Trager der Jugendhilfe, verschiedene
Sportvereine, die Musikschule und andere Partne-
rinnen und Partner einbezogen.

Des Weiteren wird die Sicherstellung einer durch-
gangigen Ferienbetreuung im Bereich der Kinder-
tagesstatten und der Offenen Ganztagsgrundschu-
len angestrebt. Dafiir sollen die Einrichtungen und
die Trager der Jugendhilfe ihre Ferienangebote be-
darfsgerecht fiir die Familien abstimmen und das
Betreuungsangebot fiir Kinder unter drei Jahren
weiter ausbauen.

HANDLUNGSFELD 3 Bildung und Erziehung

Ein Ziel des dritten Handlungsfeldes ist die Erstel-
lung einer Bildungsvereinbarung mit klar formu-
lierten Qualitdtskriterien zur ,kindergerechten“
Gestaltung der Uberginge zwischen dem Bereich
des Kinderbildungsgesetzes (Kibiz), den Grund-
schulen und den weiterfiihrenden Schulen, wobei
die Sprachférderung einen Schwerpunkt darstel-
len soll. Die Einrichtung eines Qualitatszirkels
,,Uberginge von der Grundschule zu den weiter-
fiihrenden Schulen“, in dem ein MaRnahmenka-
talog erarbeitet werden soll, wird als Mafnahme
dafiir umgesetzt.

Das zweite Ziel dieses Handlungsfeldes ist die
gemeinsame Weiterentwicklung des Programms
,Korperliche Bewegung und Gesundheitserzie-
hung* durch Vertreterinnen und Vertreter aus
Kindertagesstatten und Grundschulen. Das MaR-
nahmenpaket soll auch Eltern bei der Entwick-
lungsférderung ihrer Kinder aktivieren und un-
terstiitzen.
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HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstiitzung

Ein aktuelles Internetportal, welches iiber die
vielfdltigen familienunterstiitzenden Angebote
der Ortlichen Trager und Institutionen informiert,
soll entwickelt werden, damit die Gladbecker Fa-
milien einen gut erreichbaren Zugang zu allen fa-
milienunterstiitzenden Angeboten haben. Dafiir
sollen die freien Trager der Jugendhilfe, die Amter
der Stadt Gladbeck und andere Anbieter von Be-
ratungs- und Unterstiitzungsangeboten fiir Fa-
milien ihre Leistungen untereinander abstimmen
und den Familien entsprechende Informationen
leicht zugdnglich zur Verfiigung stellen.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat

Im flinften Handlungsfeld soll ein ,,Biindnis fiir
Wohnen* eingerichtet werden, an dem sich meh-
rere Amter der Stadtverwaltung und mafgebliche
Wohnungsmarktakteurinnen und -akteure sowie
die ortsansdssigen Wohlfahrtsverbdande beteili-
gen. Gemeinsam sollen sie eine Grundlage fiir eine
gemeinwohlorientierte Wohnbauentwicklung, der
eine ausgewogene, nachhaltige Quartiersentwick-
lung zugrunde liegt, schaffen. Ein ,,Runder Tisch
Wohnen® soll sich dafiir zweimal jéhrlich zu-
sammenfinden und Regeln fiir die Zusammenar-
beit vereinbaren. Wohnungspolitische Ziele sollen
unter Mitwirkung der Politik entwickelt, fortge-
schrieben und kontrolliert werden.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen

Das Ziel des sechsten Handlungsfeldes ist es,
Handlungsempfehlungen des Behindertenberich-
tes konsequent zu bearbeiten und umzusetzen,
sodass eine inklusive Gesellschaft in Gladbeck
entsteht, in der jeder und jedem Einzelnen mit
Fairness, Offenheit und Respekt begegnet wird. Das
Leben fiir die Menschen aller Bevilkerungsgruppen
in der Stadt soll so attraktiv und interessant gestal-
tet werden, dass sie dort gerne leben und sich auch
durch biirgerschaftliches Engagement in das Mitei-
nander der Generationen einbringen.

Dafiir wird eine Kooperationsvereinbarung zwi-
schen dem Seniorenbeirat, dem Behindertenbei-
rat und dem Jugendrat angestrebt, in der Ziele,
Zweck und Form der Zusammenarbeit festzule-
gen sind, damit die Interessen der von ihnen ver-
tretenen Menschen noch besser Gehor finden
und entsprechend beriicksichtigt werden kon-
nen. Dariiber hinaus wurde bereits vor der Erstel-
lung der Zielvereinbarung eine Steuerungsgruppe
,Teilhabe®“ unter der Projektleitung des Ersten
Beigeordneten und Sozialdezernenten der Stadt
eingerichtet, der mehrere Amtsleitungen des So-
zialdezernats angehoren.

Diese Steuerungsgruppe wird vom Arbeitskreis
,Teilhabe® und der Projektgruppe ,,Teilhabe“
bei der Koordination, Priifung und Umsetzung
der Handlungsempfehlungen des Behindertenbe-
richtes unterstiitzt, sodass eine Wirkungsanalyse
nachvollziehbar und iiberpriifbar moglich wird.

HANDLUNGSFELD 7 Pravention

Die Weiterentwicklung und regelmafige Fortfiih-
rung der bedarfsgerechten Praventionskette zur
Unterstiitzung und Férderung von Familien mit
Kindern von der Schwangerschaft bis ins junge Er-
wachsenenalter, von Jugendlichen und von jungen
Erwachsenen ist Ziel des siebten Handlungsfeldes.
Der verwaltungsinterne Arbeitskreis , Integrierte
Sozialplanung* soll durch intersektorale Biinde-
lung von Sozialdaten eine evidenzbasierte Steue-
rung von Praventionsangeboten ermdglichen und
dabei alle vorhandenen Angebote und Leistungen
unterschiedlicher Trager beriicksichtigen.

Zur Erreichung dieses Ziels ist eine verstdrkte
sozialrdumliche Netzwerkarbeit gefordert. Das
Handlungsfeld wird in der empirischen Analyse
in den Kapiteln 7 bis 10 nicht mit einbezogen, um
eine Vergleichbarkeit zwischen den Kommunen zu
gewdhrleisten.

Die ostsdchsische Stadt Gorlitz gehort dem gleich-
namigen Landkreis an. Es ist eine Grenzstadt,
die mit der polnischen Stadt Zgorzelec zusam-
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menhdngt. Die Strukturschwache der Kommune
wirkt sich trotz der ansdssigen Hochschule Zittau/
Gorlitz deutlich auf die Sozialstruktur der Kom-
mune aus. So ist die Armutsquote nahezu dop-
pelt so hoch wie der Landesdurchschnitt, durch
die Grenzndahe und die Hochschule ist der Auslan-
deranteil ebenfalls doppelt so hoch wie im gesam-
ten Freistaat.

TABELLE 10 Deskriptive Indikatoren Goérlitz
Gorlitz Sachsen

Anteil der unter 15,5 15,3
18-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Anteil der ab 28,1 25,6
65-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Prognostizierte -10,3 -5,9
Bevolkerungs-

entwicklung zwischen

2012 und 2030 (%)

Medianalter 49.8 48,8

Naturlicher -6,0 -41
Bevolkerungssaldo je
1.000 Einwohner

SGB-II-Quote (%) 20,1 10,7
Auslanderanteil (%) 9.2 42

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 18 zeigt das Wanderungsprofil der
Kommune.

Deutlich zu erkennen ist, dass die Stadt bei na-
hezu allen Altersgruppen, mit Ausnahme Alte-
rer, Wanderungsverluste verzeichnet. Die Kom-
mune kann diesen Trend kaum aufhalten, aber
gestalten. Dafiir werden in Gorlitz innovative An-
sdtze implementiert, wie beispielsweise das Pro-
jekt ,,Probewohnen‘3 zeigt. Ahnliche Ansatze fin-
den sich bei der Ansprache dlterer Bewohner. Das
jetzt bereits relativ hohe Medianalter der Kom-
mune fiihrt auch dazu, dass die Stadt in den kom-
menden Jahren deutlich schrumpfen und noch
weiter altern wird, wie Abbildung 19 verdeutlicht.

3 http://www.wegweiser-kommune.de/projekte/kommu-
nal/gorlitz-wohnen-auf-probe; Download 16.8.2018.

Die folgende zusammenfassende Darstellung der
Ziele und Mafinahmen in Gorlitz ist dem Jahres-
bericht von Januar 2016 entnommen. Dort wur-
den die Erarbeitung eines gemeinsamen famili-
enpolitischen Gesamtkonzeptes, die Vernetzung
der familienpolitischen Akteurinnen und Akteure
der Stadt und die Herstellung von Transparenz
iber die Aktivitdten in den zentralen familien-
politischen Handlungsfeldern als Hauptziele for-
muliert. Zudem soll die Beteiligung von Familien
weitergefiihrt und intensiviert werden, weshalb
eine enge Schnittstelle zum Beteiligungsprojekt
der Stadt gesehen wird. Dieses mochte Biirge-
rinnen und Biirger {iber die wichtigsten Projekte
und Entscheidungen der Stadt Gorlitz informie-
ren sowie ihnen die Moglichkeit geben, sich aktiv
an politischen Entscheidungen zu beteiligen, so-
dass sie bei der Gestaltung ihres Lebensumfeldes
mitwirken konnen.

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit -
,Familiengerechtigkeit als gemeinsames Ziel*

Ein familienpolitisches Konzept auf der Basis des
Audits Familiengerechte Kommune, welches aus
der Praxis, im Dialog mit den familienpolitischen
Akteurinnen und Akteuren weiterentwickelt wird,
ist das Ziel des iibergeordneten Handlungsfeldes.
Das familienpolitische Konzept soll einen Orien-
tierungsrahmen fiir Entscheidungen iiber fami-
lienrelevante Themen bilden und sich die Ergeb-
nisse des Audits nutzbar machen.

Ein weiteres Ziel ist es, familienpolitische Akteu-
rinnen und Akteure zu vernetzen, sodass sie the-
menorientiert zusammenarbeiten und eine Trans-
parenz iiber Familienthemen und Angebote fiir
Familien gegeniiber den Biirgerinnen und Biir-
gern herstellen. Dafiir wurde die Starkung des
Biindnisses fiir Familien als Kommunikations-
und Netzwerkplattform gefordert und ein zentra-
les Familienbiiro als Anlaufstelle fiir die Anliegen
von Familien eingerichtet.

Esherrscht bereits eine enge Vernetzung zwischen
der Anlaufstelle und unterschiedlichen Akteurin-
nen und Akteuren aus Verwaltung, Wirtschaft und


http://www.wegweiser-kommune.de/projekte/kommunal/gorlitz-wohnen-auf-probe
http://www.wegweiser-kommune.de/projekte/kommunal/gorlitz-wohnen-auf-probe
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Politik, die auch weiterhin ausgebaut werden soll.
Dariiber entsteht ein Informationsaustausch, so-
dass zeitnah, unkompliziert und autorisiert Fami-
lien informiert werden kénnen.

Das Ziel, aktuelle familienbezogene Daten als In-
strument der Wirkungskontrolle und Steuerung
lokaler Familienpolitik fiir die Weiterentwicklung
der lokalen Familienpolitik in der Stadt zu nutzen,
wurde bisher noch nicht erreicht. Der erste Fa-
milienbericht ist noch nicht erststellt worden, es
wird aber weiterhin {iber den Einsatz finanzieller
und personeller Ressourcen nachgedacht.

Zum Teil wurde hingegen das Ziel einer verbindli-
chen und kontinuierlichen Beteiligung von Fami-
lien als zentraler Baustein der stadtischen Fami-
lienpolitik erreicht. Durch die aktive Beteiligung
der Familien soll auch weiterhin eine Vertrau-
enskultur entstehen, was eine zentrale Schnitt-
stelle zum Beteiligungsprojekt der Stadt Gorlitz
bilden soll.

Dafiir wurden zielgruppenspezifische Beteili-
gungsformate fiir Familien und quartiersbezo-
gene Diskussionen mit der Zielgruppe Familie
liber Moglichkeiten kontinuierlicher Beteiligung
gemeinsam mit dem Verein ,,Gorlitz fiir Fami-
lie e. V.“ entwickelt, in einer Satzung zur Biirger-
beteiligung verabschiedet und bereits teilweise
durchgefiihrt. Fiir die Umsetzung wurde eigens
eine Stabstelle Biirgerbeteiligung in der Stadtver-
waltung eingerichtet.

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung -
Vereinbarkeit von Familie und Beruf*

Das erste von drei Zielen des zweiten Handlungs-
feldes ist, dass die Arbeitgeberin Stadt Gorlitz
und dabei insbesondere die Stadtverwaltung zum
Vorbild fiir familiengerechte Arbeitsbedingungen
werden mochte. Der Stadtrat soll beispielsweise
fiir familiengerechte Arbeitsbedingungen sensi-
bilisiert werden.

Eine verwaltungsinterne Umfrage oder die Durch-
fiihrung einiger Workshops zur Familiengerech-

tigkeit mit dem Ziel, konkrete Mafnahmen zu
entwickeln, wurden zum Zeitpunkt des Jahres-
berichtes noch geplant. Die Verbesserung der Fa-
miliengerechtigkeit in biirgernahen Dienstleis-
tungs- bzw. Servicebereichen der Stadtverwaltung
wurde bereits teilweise erreicht.

Die Entlastung der Situation pflegebediirftiger
Angehoriger, welche das zweite Ziel darstellt, ist
durch das Angebot bedarfsgerechter Unterstiit-
zungsaktivitaten teilweise umgesetzt worden. So
wurde ein Schwerpunkt auf die Beratung von pfle-
genden Angehdrigen in der Anlaufstelle fiir Fami-
lien gesetzt.

Das dritte Ziel dieses Handlungsfeldes ist es, die
Unternehmen fiir Familiengerechtigkeit zu sen-
sibilisieren. Kooperationen und Dienstleistungs-
angebote fiir Familien wurden unter Mitwirkung
erster Unternehmen teilweise realisiert. Dialog-
veranstaltungen mit Unternehmen zu verschie-
densten Themen der Vereinbarkeit von Fami-
lie, Pflege und Beruf wurden hingegen noch nicht
durchgefiihrt, doch Gesprache mit einzelnen Un-
ternehmen mit dem Ziel einer konkreten Zielver-
einbarung zur Verbesserung der Familiengerech-
tigkeit haben bereits stattgefunden.

HANDLUNGSFELD 3
Bildung und Erziehung - ,Bildungschancen”

Eines der beiden Ziele im dritten Handlungsfeld
ist, dass die Biirgerinnen und Biirger, die Wirt-
schaft und andere Akteurinnen und Akteure das
Profil und die Stiarken des Kindertagesstdtten-
und Schulstandortes Gorlitz kennen und wahr-
nehmen. Dafiir wurde und wird auch noch wei-
terhin das , LITTLE BIRD®“-Projekt (ein digitales
Kita-Such- und Informationsportal) an den Kin-
dertagesstdtten ausgebaut, das nun auch mit dem
Familienbiiro zusammenarbeitet. Zudem wurde
eine Zusammenarbeit zwischen kommunalen
Kindertagesstatten und dem Familienbiiro entwi-
ckelt und ausgebaut, was unter anderem Beratung,
Annahme von Beschwerden und Informationsver-
mittlung beinhaltet.
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Das zweite Ziel ist, den Bildungsstandort durch
ein starkes demokratisches Miteinander zu star-
ken. Auch hier sind bereits Mafnahmen umge-
setzt worden, wie die enge Zusammenarbeit des
Jugendparlamentes, der stddtischen Jugendfor-
derung und der Elternwerkstatten des Biindnisses
fiir Familien an kooperierenden Schulen.

HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstiitzung - ,Starkung
von Familienkompetenzen®

Die elterlichen Erziehungs- und Beziehungskom-
petenzen werden bereits durch bedarfsgerechte
Angebote fiir Familien mit Sduglingen, Kindern
und Jugendlichen gestdrkt und von diesen nach-
gefragt bzw. angenommen. Eine Ubersicht der
Angebote wurde im Familienbiiro verdffentlicht
und im geplanten Familienbericht soll eine Be-
standsaufnahme mit aufgenommen werden.

Im Land Sachsen lief zur Zeit der Berichterstattung
eine vom Sdchsischen Ministerium fiir Soziales
und Verbraucherschutz beauftragte Bestandsauf-
nahme zu den Beratungs- und Unterstiitzungs-
moglichkeiten. Eine Nutzung der Erhebung bzw.
eine entsprechende Kooperation mit der Schnitt-
stelle im Freistaat wird angestrebt. Auch die Uber-
arbeitung der Homepage der Stadt Gorlitz ist in der
Zielsetzung mit inbegriffen.

Ein weiteres Ziel ist die Kommunikation und Ko-
operation mit dem Landkreis Gorlitz, die eine
zielorientierte Steuerung der Beratungs- und
Unterstiitzungsleistungen fiir Familien ermdg-
lichen wiirde. Abstimmungsgesprache zwischen
der Stadt und dem Landkreis Gorlitz finden fort-
laufend statt und eine Zusammenarbeit mit dem
Landkreis, der Sozialplanung und der Netzwerk-
stelle Soziales Friithwarnsystem besteht ebenfalls.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat -
,Familiengerechte Infrastruktur®

Das Ziel, attraktivere Wohn-/Umfeldbedingun-
gen zu entwickeln, damit Familien in Gorlitz blei-
ben wollen und sich neu ansiedeln, wurde bis zum

Zeitpunkt der Erstellung des Jahresberichtes noch
nicht erreicht. Eine Konzeption zur Definition fa-
miliengerechten Wohnens sollte mit der Woh-
nungsbaugenossenschaft Gorlitz eG (WGG) und
ggf. weiteren Vermieterinnen und Vermietern,
Biirgerinnen und Biirgern und weiteren Akteu-
rinnen und Akteuren erarbeitet werden. So sollte
ein Katalog iiber die Vorstellungen und Bediirf-
nisse aus Sicht der Familien in ihrer Vielfalt erar-
beitet werden.

Die MaRnahme, gezielte und angemessene Un-
terstiitzung wohnbegleitender, familiengerechter
Projekte und Angebote fiir das Wohnen von Fa-
milien in der Innenstadt anzubieten, konnte noch
nicht umgesetzt werden.

Die Analyse des subjektiven Sicherheitsempfin-
dens der Familien in der Gorlitzer Innenstadt und
die Entwicklung von Mafnahmen sind teilweise
umgesetzt worden. Dafiir kooperieren das Famili-
enbiiro und das Stadtplanungsamt/die Verkehrs-
planung, um riickgemeldetes Sicherheitsempfin-
den von Familien, z. B. im Verkehr, schnell in die
Planung der Verwaltung einfliefen lassen zu kdn-
nen. Auch eine Kooperation mit Ladenbesitzerin-
nen und -besitzern vor Ort wurde mit einem Pro-
jekt umgesetzt.

Ein weiteres Ziel wurde ebenfalls teilweise er-
reicht: familiengerechte, wohnbegleitende In-
frastrukturangebote dienen als stadteplanerische
Grundlage fiir die Zukunftsperspektiven von Fa-
milien. Dafiir wurden bereits bestehende Kon-
zepte fiir die Infrastruktur auf Familiengerechtig-
keit gepriift und die Beteiligung der verschiedenen
Fachdmter hat positiv auf das Selbstverstdandnis
des Themas eingewirkt.

Das dritte Ziel des flinften Handlungsfeldes be-
trifft Jugendliche und junge Erwachsene, die sich
mit der Stadt identifizieren und zur aktiven Mitge-
staltung von zur Verfiigung gestellten Réumen an-
geregt werden sollen, um zu erfahren, dass es sich
lohnt, sich in Gorlitz zu engagieren und einzu-
bringen. Dafiir wurde die Einrichtung eines Zen-
trums flir Jugend- und Soziokultur beschlossen
und umgesetzt.
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HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen - ,Miteinander
der Generationen"“

Generationsiibergreifende biirgerschaftliche Res-
sourcen sollen eingebracht werden, um Familien
finanziell zu entlasten und zu unterstiitzen. Eine
ehrenamtliche, familiennahe und generations-
libergreifende Tausch- und Dienstleistungsborse
soll dazu auf Basis eines Konzeptes eingerichtet
werden, um unter anderem Aufgaben der Infor-
mation, Beratung und Vermittlung ehrenamtli-
cher, generationsiibergreifender Tatigkeiten und
die Organisation ehrenamtlicher Einsatzmoglich-
keiten iibernehmen zu konnen.

In diesem Kontext soll auch die Idee der ,,Seni-
orengenossenschaften beriicksichtigt werden.
Das Biindnis fiir Familie und die Stadtverwal-
tung kooperieren bei der Konzepterarbeitung zum
Programm , Engagierte Stadt®, zudem wurde be-
reits eine Engagementbdrse durch den Netzwerk-
verein eingerichtet. Das zweite Ziel dieses Hand-
lungsfeldes ist es, generationsiibergreifende Orte
und Moglichkeiten der Begegnung zu schaffen
und auszubauen, um das Miteinander der Gene-
rationen und den gegenseitigen Wissenstransfer
zu fordern.

Die kreisfreie Stadt Landau in der Pfalz liegt im
siidlichen Rheinlad-Pfalz, nahe der deutsch-fran-
zOsischen Grenze. Sie weist eine breite wirtschaft-
liche Basis auf, welche von Erdolforderung bis hin
zum Campus der Hochschule Koblenz-Landau
reicht. Wie Tabelle 11 zeigt, weichen nur zwei Indi-
katoren relativ deutlich vom Landesdurchschnitt
ab. Zum einen wachst die Kommune, wahrend
Rheinlad-Pfalz schrumpft, was auch mit dem ver-
gleichsweise jungen Medianalter der Stadt zusam-
menhdngt.

TABELLE 11 Deskriptive Indikatoren Landau
in der Pfalz

Landau Rheinland-
Pfalz

Anteil der unter 15,1 16,1
18-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Anteil der ab 19,0 21,3
65-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Prognostizierte 3,3 -2,8
Bevolkerungs-

entwicklung zwischen

2012 und 2030 (%)

Medianalter 42,8 46,7

Natirlicher -1,7 -2,8
Bevolkerungssaldo je
1.000 Einwohner

SGB-II-Quote (%) 7,4 7,2
Auslanderanteil (%) 9,5 10,1

Quelle: eigene Darstellung

Das Wanderungsprofil der Kommune ist in Abbil-
dung 20 aufgefiihrt.

Zu sehen ist, dass die Kommune grofitenteils
einen ausgeglichenen Wanderungssaldo zeichnet.
Allerdings sind erhebliche Wanderungsgewinne
der Altersgruppe Anfang zwanzig zu sehen, was
auf Studentinnen, Studenten und Auszubildende
hinweist. Fiir die Gestaltung familienfreundli-
cher Politik bedeutet dies, dass sie einerseits fiir
flexiblen und giinstigen Wohnraum Sorge tra-
gen und zum anderen fiir alle Altersgruppen eine
leistungsfahige Infrastruktur betreiben muss. Die
Nachfrage von relativ jungen Haushalten fiihrt
auch dazu, dass Landau nicht schrumpfen wird
und auch nicht so deutlich {iberaltert wie andere
Kommunen in der Region (Abbildung 21).

Grundlage der folgenden Darstellungen der Hand-
lungsfelder in Landau ist der Jahresbericht von
Juli 2016. Die zwei in diesem festgeschriebenen
Hauptziele haben sich seit der Zielvereinbarung
im Januar 2014 nicht verdndert: Die Verankerung
der Familiengerechtigkeit als Querschnittsthema
in der Verwaltung und Politik und die Zusammen-
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ABBILDUNG 20 Wanderungsprofil Landau in der Pfalz 2009-2012
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ABBILDUNG 21 Demographischer Wandel in Landau in der Pfalz
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fiihrung der Beteiligungsstrukturen in den Berei-
chen Integration und Inklusion zu einer inter-
kulturellen, inklusiven und familiengerechten
Kommunikations- und Steuerungsstruktur wer-
den weiterhin angestrebt.

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit

Das Ziel, Familiengerechtigkeit in der Verwaltung
als Querschnittsaufgabe so zu verankern, dass
es als Qualitdtskriterium in verwaltungsinternen
Planungs- und Entscheidungsprozessen beriick-
sichtigt wird, ist laut dem Jahresbericht erreicht
worden. Zur Umsetzung dieses Ziels wurden eine
Koordinierungsstelle , Familiengerechtigkeit“
und eine verwaltungsinterne Steuerungsgruppe
,Familiengerechtigkeit“ eingerichtet, sodass die
Fachdezernate dmteriibergreifend in stddtische
Projekte miteinbezogen werden.

Ein weiteres Ziel war es, bestehende Beteiligungs-
strukturen in den Bereichen Integration und In-
klusion zu einer abgestimmten interkulturellen,
inklusiven und familiengerechten Beteiligungs-
struktur weiterzuentwickeln. Relevante Schliis-
selakteurinnen und -akteure dieser Bereiche ar-
beiten gemeinsam an der Weiterentwicklung der
Stadt Landau, vermeiden dadurch unnétige Dop-
pelstrukturen und denken die Familiengerechtig-
keit gewinnbringend fiir Inklusion und Integration
mit. Zahlreiche Projekte wurden bereits in Koope-
ration verschiedenster Vereine, Schulen und an-
derer Organisationen im Hinblick auf Inklusion
und Integration realisiert und umgesetzt.

Das dritte Ziel des libergeordneten Handlungsfel-
des ist die Entwicklung eines ganzheitlichen, mit
den verschiedenen Handlungsfeldern abgestimm-
ten Kommunikationskonzeptes zwischen haupt-
und ehrenamtlichen Akteurinnen und Akteuren
sowie mit den Biirgerinnen und Biirgern in der
Stadt Landau. Eine Balance zwischen neuen Me-
dien und traditionellen Kommunikationselemen-
ten soll dabei im Blick behalten werden, um auch
Menschen ohne Internetzugang weiterhin zu er-
reichen. In einer webbasierten Sozialplattform
sollen vielfaltige, bereits bestehende Netzwerke

miteinander verbunden werden. Die Umsetzung
war zum Zeitpunkt des Jahresberichtes noch nicht
abgeschlossen.4

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung

Eines der beiden Ziele im zweiten Handlungsfeld
ist es, die Vereinbarkeit von Familien und Beruf
durch die Schaffung von Transparenz {iber wohn-
ortnahe Angebote der Freizeitgestaltung, Betreu-
ung und Unterstiitzung fiir unterschiedliche Al-
ters- und Zielgruppen im Quartier zu starken.
Auch dieses Ziel soll mit der Einfiihrung der digi-
talen Sozialplattform erreicht werden. Ein Uber-
blick im Internet iiber entsprechende Angebote
durch die relevanten Schliisselakteurinnen und
-akteure aus der Jugendhilfe und der Seniorenbe-
ratung wurde zum Zeitpunkt des Jahresberichtes
bereits mit dem Ziel einer Verlinkung auf dieser
Sozialplattform erstellt. Das zweite Ziel betrifft
die Schaffung einer qualifizierten Betreuungssi-
tuation in der Ferienzeit fiir Berufstatige mit Kin-
dern oder mit pflegebediirftigen Angehorigen. Das
Betreuungsangebot fiir die Kinder von Berufstati-
gen wurde bereits erweitert, die Betreuungssitua-
tion der pflegebediirftigen Angehdrigen von Be-
rufstdtigen in den Ferien wurde zum Zeitpunkt der
Berichtserstellung jedoch noch nicht {iberpriift.

HANDLUNGSFELD 3 Bildung und Erziehung

Im dritten Handlungsfeld ist das Ziel der lang-
fristigen Forderung eines generationsiibergrei-
fenden zivilgesellschaftlichen Engagements brei-
ter BevOlkerungskreise teilweise erreicht worden.
Dafiir haben sich die vorher getrennt agierenden
Netzwerke ,,Seniorenbiiro/Ehrenamtsbérse® und
,Familienbildung® gemeinsam beteiligt und de-
taillierte Ziele und Inhalte der thematischen Zu-
sammenarbeit festgelegt. Dariiber hinaus wurde
ein gemeinsames Netzwerkforum mit einer Eh-
renamtsborse durchgefithrt. Wenn Vernetzung
und Austausch auch zwischen stadtischen Ein-
richtungen und freien Trdgern erreicht wurde,
barg die grofe Vielfalt der Themen und Schwer-

4 Unter www.familie-landau.de ist die Sozialplattform nun
einsehbar.
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punkte jedoch Schwierigkeiten. Deshalb hat die
Stadt iiber die Zielsetzung hinaus eine Koordinati-
onsstelle (50 Prozent) fiir Ehrenamtliche mit dem
Schwerpunkt Fliichtlingsarbeit geschaffen.

HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstlitzung

Ratsuchende sollen nun in Landau ein niedrig-
schwellig angelegtes, qualifiziertes, mehrere Ge-
nerationen iibergreifendes, gut vernetztes Bera-
tungs- und Unterstiitzungsangebot vorfinden.
Mit Zunahme der Flichtlinge haben sich die Bera-
tungs- und Unterstiitzungsangebote starker ver-
netzt, ihre Angebote gut miteinander abgestimmt
und auch Ehrenamtliche mit eingebunden. So
wurde ein Beratungsnetzwerk zur gegenseitigen
Information und zur qualitativen Weiterentwick-
lung der Beratungsinfrastruktur insbesondere fiir
Familien mit Kindern aufgebaut. Ebenso wurden
Raumlichkeiten fiir diese Angebote gesucht, per-
sonell besetzt und die Bedarfspldne iiberpriift. Das
zweite Ziel dieses Handlungsfeldes war es, Rat-
suchende {iber unterschiedliche Informationska-
ndle {iber die Vielfalt der bestehenden Beratungs-
moglichkeiten zu informieren. Dieses Ziel wurde
mit der Einrichtung einer Meldestelle zur Koordi-
nation der Informationsarbeit, bei der die unter-
schiedlichen Beratungsanbieter ihre konkreten
Themen und Inhalte installieren konnen, in die
webbasierte Sozialplattform integriert.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat

Das Ziel des flinften Handlungsfeldes war, eine
gute Durchmischung der Wohnbevolkerung fiir
unterschiedliche Bevdlkerungsgruppen und sozi-
ale Milieus und die Bereitstellung von ausreichen-
dem, bezahlbarem Wohnraum zu erreichen. Dieses
Ziel hat eine hohe Prioritdt bei den kommunalpo-
litischen Entscheiderinnen und Entscheidern und
ist deshalb direkt beim Oberbiirgermeister ange-
siedelt. Dafiir wurde eine Kooperation zwischen
den Akteurinnen und Akteuren der Stadtentwick-
lung und der privaten Wohnungswirtschaft initi-
iert, die dariiber hinaus bereits in zahlreichen Pro-
jekten bzw. Prozessen zusammenarbeitet.

In der Initiative ,,Landau baut Zukunft“ wur-
den Mafnahmen, wie die Verabschiedung eines
Wohnraumversorgungskonzeptes als auch die
Griindung einer Wohnungsbaugesellschaft mit
hadlftiger stadtischer Beteiligung, der aktiven Mit-
arbeit im landesweiten ,,Biindnis fiir bezahlba-
res Wohnen und Bauen“ und dem Modellprojekt
,Kommune der Zukunft*“ getroffen. Zudem wur-
den bestehende Stadtentwicklungs- bzw. Stadt-
planungsprozesse mit Fragen der Familiengerech-
tigkeit, der Durchmischung und der Bezahlbarkeit
verkniipft.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen

Durch die Stabilisierung primarer, sozialer Netz-
werke und durch eine moglichst quartiersbezo-
gene Versorgung werden die Teilhabechancen von
dlter werdenden, pflegebediirftigen Menschen
aufrechterhalten. Dafiir wurde die Pflegestruk-
turplanung an interkulturellen, inklusiven und
familiengerechten Standards ausgerichtet, die
Umsetzung dieses Vorhabens ist zurzeit des Jah-
resberichtes in Bearbeitung.

Dariiber hinaus wurde beschlossen, den Daten-
report vom Sozialamt und der Stadtverwaltung
Landau zukiinftig in Zusammenarbeit mit der
Universitdt Koblenz-Landau zu erstellen. Auch die
Erkenntnisse, welche aus dem Projekt ,,Gemein-
deschwerster plus“ zur Vermeidung bzw. zeitli-
chen Hinauszogerung von Pflegebediirftigkeit im
Alter gewonnen werden, sollen in die Pflegestruk-
turplanung mit einflieRen. Des Weiteren wurde
ein Demenzforum von Ehren- und Hauptamtli-
chen durchgefiihrt und eine Beratungs- und Ko-
ordinierungsstelle mit Schwerpunkt Demenzbe-
ratung eingerichtet.

Weitere Ziele dieses Handlungsfeldes sind: Stdr-
kung des Ehrenamtes, Gewinnung von Ehren-
amtlichen, Verbesserung der Offentlichkeitsarbeit
und (quartiersbezogene) Biindelung vorhandener
Ressourcen. Teilweise wurde dieses Ziel bereits
erreicht. So wurden z.B. eine Veranstaltung zur
Nachbarschaftshilfe durchgefithrt und ein Netz-
werk Ehrenamt gebildet.
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Der Landkreis Osnabriick, der sich um die Uni-
versitatsstadt Osnabriick erstreckt, ist eines der
Zentren des Landes Niedersachsen. Wie Tabelle 12
zeigt, ist die Mehrzahl der ausgewadhlten Indika-
toren im Vergleich zum Landesdurchschnitt un-
auffillig. Einzig die relativ geringe Armutsquote
spricht fiir eine vergleichsweise gute Finanzaus-
stattung der Kommunen und des Landkreises.

TABELLE 12 Deskriptive Indikatoren
Landkreis Osnabriick

LK Nieder-
Osnabriick  sachsen

Anteil der unter 18,1 16,7
18-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Anteil der ab 20,2 21,6
65-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Prognostizierte -2,2 -1,8
Bevolkerungs-

entwicklung zwischen

2012 und 2030 (%)

Medianalter 459 46,4

Nattrlicher -1,7 -2,9
Bevolkerungssaldo je
1.000 Einwohner

SGB-II-Quote (%) 5,5 9,3
Auslanderanteil (%) 7.2 8,5

Quelle: eigene Darstellung

Das Wanderungsprofil des Landkreises ist in Ab-
bildung 22 aufgefiihrt.

Der Landkreis Osnabriick verzeichnet zu Beginn
der ausbildungsgepragten Jahrgange eine ver-
starkte Abwanderung. Allerdings sind auch Wan-
derungsgewinne von Jahrgangen vor und nach
dieser Phase zu erkennen, was auf teils starke Fa-
milienzuziige hinweist. Ob dies in Wechselwir-
kung mit der Stadt Osnabriick steht, geht aus dem
Wanderungsprofil nicht hervor, ist aber zu vermu-
ten. Demnach ist der Landkreis bei der Gestaltung
familienfreundlicher Rahmenbedingungen unter
anderem gefordert, Bauland und Wohnungen fiir
Familien bereitzustellen oder freizugeben sowie

eine tragfdhige Infrastruktur vorzuhalten. Dabei
schrumpft der Landkreis insgesamt und der de-
mographische Aufbau verschiebt sich zugunsten
der alteren Bevolkerung, wie Abbildung 23 zeigt.
Das weist darauf hin, dass es innerhalb des Land-
kreises ein demographisches Mosaik unterschied-
licher Dynamiken gibt. Schrumpfende und pro-
sperierende Gemeinden werden auch in Zukunft
innerhalb des Landkreises zu finden sein, sich
aber noch deutlicher voneinander unterscheiden
und jeweils eigene Herausforderungen aufweisen.

Fiir die Darstellung der vorgenommenen Ziele
in den sechs Handlungsfeldern wurde im Land-
kreis Osnabriick auf die Zielvereinbarung von No-
vember 2016 zuriickgegriffen. Die in diesem Be-
richt dokumentierten Hauptzielsetzungen sind
das grundsatzlich auf Familiengerechtigkeit aus-
gerichtete Handeln der Kreisverwaltung, die Un-
terstiitzung familiengerechter Rahmenbedingun-
gen in den einzelnen Kommunen des Landkreises,
der Ausbau der Familiengerechtigkeit als Stand-
ortfaktor und die Intensivierung der Wertschat-
zung fiir gegenwartige und zukiinftige Familien-
modelle in Gesellschaft und Politik.

Rahmenbedingungen fiir unterschiedliche Le-
bensbedingungen von Familien sollen zukunfts-
orientiert ausgebaut werden, darunter fallen auch
die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der An-
gebotsvielfalt der familienpolitischen Leistun-
gen und der flexible und bedarfsgerechte Ausbau
der Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf.
Zudem sollen Uber die einzelnen Biographiestu-
fen hinweg gerechte Bildungschancen ermoglicht,
erhalten und weitergetragen als auch die Chancen
von zugewanderten Menschen verbessert werden.

Ebenso stehen eine generationengerechte In-
frastruktur, generationsiibergreifende Lebens-
bedingungen und Beratungsangebote sowie die
Chancengleichheit fiir Mddchen und Jungen sowie
Frauen und Mdnner auf der Liste der Hauptzielset-
zungen. Erganzend soll auch das Marketing tiber
den Landkreis Osnabriick als Lebens- und Wohn-
ort fiir Familien intensiviert werden.
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ABBILDUNG 22 Wanderungsprofil Landkreis Osnabriick 2009-2012
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ABBILDUNG 23 Demographischer Wandel im Landkreis Osnabriick
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Der Familienbegriff wurde in der Zielvereinbarung
wie folgend festgeschrieben:

,Familie bedeutet emotionale Bindung in der
Vielfalt der Lebensbeziehungen und verankert
generationsiibergreifend Erziehung, Bildung,
Toleranz, Solidaritdt und Verantwortung.“

Der Familienbegriff geht also {iber die Kernfamilie
hinaus und beriicksichtigt mehrere Generationen
und verschiedenartige Beziehungskonstellationen.
In der familidren Sozialisation wird das Fundament
fiir Erziehung, Bildung und soziales Miteinander
gelegt und die Heterogenitdt der familidren Struk-
turen und damit verbundenen Herausforderungen
sollte auch von Unternehmen beriicksichtigt wer-
den, um die Vielfalt und Weiterentwicklung des
Wirtschaftsstandortes Osnabriicker Land voranzu-
treiben. Zusatzlich zu den sechs vom Audit vorge-
gebenen Handlungsfeldern hat sich der Landkreis
Osnabriick mit einem weiteren Modul auch Ziele in
einem siebten Handlungsfeld gesteckt.

HANDLUNGSFELD 1

Dokumentation, Steuerung, Vernetzung und
Nachhaltigkeit - ,Familiengerechtigkeit als
gemeinsames Ziel"

Integrierte Berichtsstrukturen fiir das Quer-
schnittsthema der Familiengerechtigkeit sollen
als Ziel des iibergeordneten Handlungsfeldes eta-
bliert werden. Die so verdffentlichten Daten sol-
lenvon der Kreisverwaltung und kreisangehorigen
Kommunen fiir Planungs- und Entwicklungs-
prozesse genutzt werden und den Biirgerinnen
und Biirgern einen kompakten Uberblick geben.
Auf der Basis der Familienberichterstattung sol-
len Analyse- und Strategieentwicklungsprozesse
angestoften werden, sodass ein Standardkonzept
fiir modernisierte Prozesse und Abldufe erarbeitet
und in allen Kommunen im Landkreis Osnabriick
vorgestellt und umgesetzt werden kann.

Des Weiteren soll die Steuerung der familienpoli-
tischen Aktivitaten im Landkreis Osnabriick durch
wirksame Gremienstrukturen unterstiitzt wer-
den, um eine verbindliche Kommunikation und
Kooperation zwischen dem Landkreis und den

kreisangehorigen Kommunen sowie Akteurin-
nen und Akteuren sicherzustellen und zu gewahr-
leisten. Zudem mochte sich der Landkreis als ein
Wohn- und Lebensort mit starker Anziehungs-
und Bindungskraft fiir Familien im Sinne des Fa-
milienbegriffs positionieren, wofiir ein Konzept
zur Partizipation von Familien und eine Marke-
tingstrategie erarbeitet werden sollen.

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung -
Vereinbarkeit von Familie und Beruf*

Flexible und bedarfsgerechte Arbeitszeitmodelle
sollen gemeinsam mit den Akteurinnen und Ak-
teuren am Arbeitsmarkt, insbesondere in den
Unternehmen, entwickelt und allen Beteiligten
bekannt gemacht werden. Auch die Betreuungs-
angebote sollen durch Flexibilitdt, Bedarfsgerech-
tigkeit, Verldsslichkeit, Umfang, Bezahlung und
Qualitdt zur Vereinbarkeit von Familie, Pflege und
Beruf beitragen.

HANDLUNGSFELD 3
Bildung und Erziehung - ,Bildungschancen”

Wirksame und dauerhaft erforderliche Mafnah-
men und Projekte im Bildungsbereich sollen je
nach Rahmenbedingungen und Moglichkeiten
als verlassliche Angebote etabliert werden, um
die Nachhaltigkeit langfristig zu gewdhrleisten.
Hinzu sollen alle Beteiligten die Notwendigkeit
und Chancen der Gestaltung von Ubergangen zwi-
schen den vielfdltigen Lebens- und Bildungsbe-
reichen erkennen. Um einen Bildungsweg ohne
Briiche zu ermoglichen, soll eine Transparenz iiber
die Ubergangsaktivititen vorhanden sein, sodass
die Gestaltung der Uberginge sichergestellt und
kontinuierlich weiterentwickelt werden kann.

HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstiitzung - ,Starkung von
Familienkompetenzen*

Im vierten Handlungsfeld ist es das Ziel des Land-
kreises Osnabriick, Familien durch passgenaue
Beratungs- und Unterstiitzungsangebote zu be-
gleiten und diese bei den Familien bekannt zu ma-
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chen, sodass sie genutzt werden kdénnen. Dafiir
soll ein Konzept zur Entwicklung gemeinsamer
Aufgabenstandards entwickelt werden, bei der der
erweiterte Familienbegriff in den Blick genommen
wird. Die Familienzentren in den kreisangehori-
gen Kommunen sollen dabei zu einer Lotsenfunk-
tion ausgebaut werden.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat -
,Familiengerechte Infrastruktur®

Ziel des flinften Handlungsfeldes ist ein attrak-
tives, gutes und bedarfsorientiertes Infrastruk-
turangebot fiir alle Generationen, sodass die
wohnortnahe Grundversorgung in den kreisange-
horigen Kommunen vorhanden ist und durch mo-
bile Angebote und neue Technologien unterstiitzt
wird. Dazu soll unter anderem ein ,, Kommunaler
Vitalitats-Check“ als Steuerungsinstrument fiir
die kreisangehorigen Kommunen entwickelt und
umgesetzt werden.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen - ,Miteinander
der Generationen”“

Im Hinblick auf die Generationengerechtigkeit
sollen sich die dlter werdenden und dlteren Men-
schen im Landkreis ihrer Chance der Teilhabe und
ihres Wertes fiir die Gesellschaft bewusst und dies
auch von den jliingeren Menschen anerkannt wer-
den. Dafiir sollen die vielfdltigen Moglichkeiten
eines Engagements fiir die Gemeinschaft transpa-
rent und auch genutzt werden. Fiir diesen Zweck
soll ein generationspolitisches Leitbild aufbauend
auf einer ganzheitlichen Strategie fiir das selbst-
bestimmte Wohnen und Leben in allen Lebenssi-
tuationen gemeinsam mit den kreisangehorigen
Kommunen entwickelt werden.

HANDLUNGSFELD 7
Integration und Akzeptanz

Das zusdtzliche Handlungsfeld aus dem Modul In-
tegration und Akzeptanz wurde fiir die Erreichung
des Ziels, allen zugewanderten Menschen ein
wertschdtzendes Willkommen entgegenzubrin-

gen und langfristig gute Zukunftsperspektiven zu
ermoglichen, entwickelt. Diese Personen sollen
ein Angebot zur Beratung, Begleitung und Unter-
stiitzung um eine direkte Bildungs- und berufliche
Integration erfahren. Mit dem gemeinniitzigen
Analyse- und Beratungshaus fiir wirkungsvolles
gesellschaftliches Engagement Phineo gAG wurde
dafiir ein Check-up Integration erstellt, das das
Migrationsmanagement an aktuelle Entwicklun-
gen und Herausforderungen anpasst und inhalt-
lich erganzt. Das Handlungsfeld wird in der empi-
rischen Analyse in den Kapiteln 7 bis 10 nicht mit
einbezogen, um eine Vergleichbarkeit zwischen
den Kommunen zu gewdhrleisten.

Die Kreisstadt des Landkreises Oberhavel liegt im
Einzugsgebiet Berlins und hat in den vergange-
nen Jahren einen deutlichen Zuzug erfahren. Das
spiegelt sich auch in den in Tabelle 13 aufgefiihr-
ten Daten wider. So ist die prognostizierte Bevol-
kerungsentwicklung deutlich positiv, wahrend die
Bevdlkerung des Landes Brandenburg schrumpft.
Alle anderen Indikatoren sind im Vergleich zum
Landesdurchschnitt unauffallig.

TABELLE 13 Deskriptive Indikatoren
Oranienburg

Oranien- Branden-
burg burg

Anteil der unter 16,1 16,6
18-Jahrigen an der
Bevélkerung (%)

Anteil der ab 22,1 31,3
65-Jahrigen an der
Bevélkerung (%)

Prognostizierte 6,3 6,3
Bevolkerungs-
entwicklung zwischen

2012 und 2030 (%)
Medianalter 48,0 51,4
Natdirlicher -3,6 -8,3

Bevolkerungssaldo je
1.000 Einwohner

SGB-11-Quote (%) 10,9 11,0
Auslinderanteil (%) 4,1 4.0

Quelle: eigene Darstellung
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ABBILDUNG 24 Wanderungsprofil Oranienburg 2009-2012
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Abbildung 24 zeigt das Wanderungsprofil der
brandenburgischen Kommune.

Zu erkennen ist, dass mit Ausnahme der Jahr-
ginge, welche hdufig von der Aufnahme eines
Studiums oder einer Ausbildung gepragt sind, alle
Altersgruppen einen positiven Wanderungssaldo
aufweisen. Auch wenn dies fiir die Attraktivitat
der Gemeinde spricht, so stellt sie dieser Trend
vor immense Herausforderungen. Dabei miissen
mehrere Zielgruppen mit unterschiedlichen sowie
iiberlappenden Bedarfen gleichzeitig adressiert
werden. Das bezieht sich sowohl auf die Schaf-
fung von Betreuungspldtzen fiir Kinder sowie auf
Pflegeplitze fiir Altere, aber auch auf familien-
freundlichen Wohnraum. Daher folgt der Pro-
zess der Auditierung als familiengerechte Kom-
mune in Oranienburg, in der Verwaltung der Logik
einer ganzheitlichen Ausrichtung auf die Be-
darfe von Familien. Dieser findet aber statt unter
den Rahmenbedingungen deutlicher Alterung und
Schrumpfung, wie Abbildung 25 zeigt.

Die Hauptzielsetzungen der Stadt Oranienburg,
die im zweiten Jahresbericht im Dezember 2017
festgeschrieben wurden, lassen sich wie folgt
zusammenfassen: Die Kreisstadt des Landkrei-
ses Oberhavel mochte sich als familiengerech-
ter Wohn- und Lebensort profilieren, die Zu-
wanderung von Familien fordern und diese in
allen Altersgruppen betrachten, um sich als pros-
perierende Stadt erhalten zu konnen. Es sollen
bedarfsgerechte Angebote fiir verschiedene Al-
tersgruppen (weiter-)entwickelt und das soziale
Miteinander aller Altersgruppen gestdrkt werden,
um die Abwanderung bestimmter Altersgruppen
aus Oranienburg zu stoppen bzw. abzuschwachen.
Auch die Erreichbarkeit und innerstadtische Mo-
bilitat von Familien soll sich verbessern. Fir die
Erreichung aller dieser Ziele sollen zundchst Be-
standsanalysen durchgefiihrt und das bestehende
Angebot hinterfragt werden, sodass neu entschie-
den werden kann, was zukiinftig fir Familien
getan werden kann.>

5 Im ersten Jahresbericht wurde zusatzlich die Partizipa-
tion von Kindern und Jugendlichen als Hauptzielsetzung
genannt.

Grundlegend dafiir war der Familienbegriff, dass Fa-
milie dort ist, wo Menschen in einer Gemeinschaft
flireinander einstehen und verantwortlich sind bzw.
in einer Verantwortungsbeziehung zueinander ste-
hen. Diese Definition als auch die Zielgruppe der Fa-
milienpolitik werden innerhalb des Berichtes noch
mit weiteren Aspekten konkretisiert.

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit -
,Familiengerechtigkeit als gemeinsames Ziel*

Im {ibergeordneten Handlungsfeld 1 Steuerung,
Vernetzung, Nachhaltigkeit wurden die ressort-
tibergreifende Abstimmung, der Austausch und
die Steuerung der Anliegen von Familien als Ziele
gesetzt. Fortlaufend wird die Familienpolitik als
Querschnittsthema etabliert und die Amter betei-
ligen sich aktiv an der Weiterentwicklung der Fa-
miliengerechtigkeit in Oranienburg. Diese Wei-
terentwicklung der Familiengerechtigkeit wird
nun als gemeinschaftliches Ziel aller Beteiligten
in der Stadt verstanden.

Dariiber hinaus werden die familienpolitischen
Akteurinnen und Akteure weiterhin miteinander
vernetzt, sodass sie sich in Eigenorganisation in
die thematische Weiterentwicklung der Famili-
enpolitik einbringen konnen. Die Potenziale aller
Beteiligten werden so fortlaufend fiir die famili-
enpolitischen Aktivititen und ortsiibergreifende
Kooperation genutzt. Die vorhandenen Netzwerke
sollen ihre Arbeit noch stdarker an den Zielgrup-
pen ausrichten und sich im fachorientierten Aus-
tausch iber konkrete Themen austauschen. Dieser
Austausch wird beispielsweise am ,, Tisch der Sozi-
alen Verantwortung* ermoglicht.

Zudem wird das ehrenamtliche Engagement fiir
Familien weiterhin ausgebaut und dessen Struktur
sowie eine Anlaufstelle , Ehrenamtliche fiir Fa-
milien im Biirgerzentrum implementiert, um so
die Eigenverantwortlichkeit der Biirgerinnen und
Biirger zu starken und bei der Hilfe zur Selbsthilfe
zu unterstiitzen. Dafiir sollen Synergien zwischen
verschiedenen Hausern und Zentren starker ge-
nutzt und die Wiirdigung des ehrenamtlichen En-
gagements fokussiert werden.
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HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung -
Vereinbarkeit von Familie und Beruf“

Im zweiten Handlungsfeld wird eine praxisorien-
tierte und schrittweise Inklusion mit dem Ziel der
Entwicklung eines Inklusionskonzeptes umge-
setzt. Dafiir wird eine Schule in der Stadt barriere-
frei umgebaut und unter Einbeziehung der Schii-
lerschaft, der Schul- und Hortleitung als auch der
Trager und Fachleute neu konzipiert. Diese ,,Pilo-
terfahrungen“ sollen in das Gesamtkonzept ein-
fliefen.

Zudem sollen die vielfdltigen Angebote der Stadt
Oranienburg zur Vereinbarkeit von Familie und
Beruf bedarfsgerecht weiterentwickelt und iiber
bestehende Angebote Transparenz hergestellt
werden. Die Offentlichkeitsarbeit zu den beste-
henden Betreuungsangeboten soll durch den Ein-
satz diverser PR-Instrumente intensiviert wer-
den. Sowurde 2017 erstmalig ein ,,Ferienpass“ der
Stadt verdffentlicht.

Auch die Unternehmen wurden fiir Familienge-
rechtigkeit sensibilisiert, doch fiir Kooperationen
und Dienstleistungsangebote fiir Familien unter
Mitwirkung erster Unternehmen wurde kein Be-
darf erkannt, weshalb die weitere Beteiligung der
Oranienburger Unternehmen zur Verbesserung
der Vereinbarkeit von Beruf, Familie, Pflege und
Arbeitswelt zundchst eingestellt wurde.

HANDLUNGSFELD 3
Bildung und Erziehung - ,Bildungschancen”

Das gesetzte Ziel, Schulen als Orte fiir gemeinsa-
mes und generationsiibergreifendes Lernen mul-
tifunktional zu nutzen, wurde in Teilen erreicht.
Dazu wird beispielsweise ein Impulsprojekt zum
Thema Lebenslanges Lernen mit Vorbildwirkung
fiir andere Kommunen durchgefiihrt. In Bezug auf
Outdoor Education ist beispielsweise ein Biirger-
garten entstanden, der mit vielfdltigen Bildungs-
institutionen und -initiativen eine kommunale
Bildungslandschaft darstellt, in der Biirgerinnen
und Biirger intergenerationell und interkulturell
in Kontakt treten konnen. Einander und den res-

pektvollen Umgang mit der Umwelt kennenlernen
wird dabei angestrebt.

Weitere Ziele betrafen die Weiterentwicklung des
Ganztagsangebots in den Schulen der Stadt und
die Gestaltung des Ubergangs von der Kinderta-
gesstdtte in die Grundschule. Fiir Letzteres wurde
in neun Schulen, 16 Kindertagesstatten und zehn
Horten eine Onlinebefragung durchgefiihrt. Auch
der Ubergang von der weiterfithrenden Schule in
den Beruf wurde dahingehend bearbeitet, dass
sich die Schiilerinnen und Schiiler ihrer Fahigkei-
ten und Starken bewusst werden und ihre berufli-
chen Perspektiven einzuschdtzen lernen.

HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstiitzung - ,Starkung von
Familienkompetenzen®

Ein zentrales Ziel des vierten Handlungsfeldes zur
Starkung von Familienkompetenzen ist die Infor-
mation der Eltern iiber Beratungs- und Kommu-
nikationsangebote als Moglichkeit zum Austausch
iiber ihre Anliegen. Dafiir wird im Eltern-Kind-
Treff ein Elterncafé angeboten sowie eine halb-
jahrlich erscheinende Broschiire {iber neue Ange-
bote herausgegeben.

Eine Kooperation mit einem freien Trager konnte
noch nicht umgesetzt werden. Stattdessen wird
das Biirgeramt starker auf die Belange und An-
liegen von Familien ausgerichtet und ibernimmt
dabei eine Verweisfunktion auf stddtische Ein-
richtungen, Angebote im Sozialatlas und den Mar-
kischen Sozialverein.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat

Das Verkehrskonzept der Stadt Oranienburg wird
mit Blick auf die Zielgruppe der Familien weiter-
entwickelt und umgesetzt. Die unter Beteiligung
zahlreicher Akteurinnen und Akteure erarbei-
tete Definition des Begriffes , Familiengerechte
Mobilitdt“ wurde in bestehende Teilstrategien
der Stadtentwicklung eingeflochten und bei der
Erstellung neuer Konzepte beriicksichtigt. Zu-
sdtzlich dazu ist ein Beteiligungsprozess mit Ju-
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gendlichen in Schulen geplant und auch bei der
Erstellung des oOffentlichen Personennahver-
kehrskonzeptes sollen zukiinftig auch Vertre-
terinnen und Vertreter der Jugend sowie Senio-
rinnen und Senioren im Fachgremium beteiligt
werden.

Als weitere Maffnahme im Sinne der Familien ist
die Forderung des Radverkehres durch eine Erar-
beitung eines Radverkehrskonzeptes angedacht.
Bei allen Planungsprozessen der Stadt Orani-
enburg wird die Barrierefreiheit beriicksichtigt.
Dabei werden nicht nur bauliche MafRnahmen,
sondern z. B. auch die barrierefreie Gestaltung der
Internetseite der Stadt vom Arbeitskreis fiir Be-
lange von Behinderten in Oranienburg in den Blick
genommen.

Dariiber hinaus war ein Konzept fiir generations-
ibergreifendes Wohnen geplant, das jedoch bisher
nicht erreicht wurde und im Rahmen des Bilanzie-
rungsaudits erneut aufgegriffen werden soll. Das
Ziel der multifunktionalen Nutzung von 6ffentli-
chen Gebduden und Gestaltung gepflegter, 6ffent-
licher Flichen und Rdume als Aufenthaltsrdaume
fir Familien wurde erreicht. Die Eréffnung des
Biirgergartens, in dem nun Stadtfeste und Kultur-
veranstaltungen stattfinden, ist ein weiterer Teil
dieses Handlungsfeldes.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen - ,Miteinander
der Generationen”“

Die Anliegen der Generationen wurden bereits
teilweise bedarfsgerecht und zielorientiert in den
Ortsteilen weiterentwickelt und gemeinsam mit
den Biirgerinnen und Biirgern umgesetzt. So sol-
len in Zukunft fiir jedermann zugdngliche Begeg-
nungsorte geschaffen und multifunktional ge-
nutzt werden. In einem der Ortsteile wurde bereits
ein Boule-Platz als Freizeit- und Aufenthalts-
ort zur Forderung des Miteinanders von Jung und
Alt gebaut.

Die Samtgemeinde Neuenkirchen ist Teil des
Landkreises Osnabriick (siehe Kapitel 6.2.8 Land-
kreis Osnabriick). Daher dhnelt das Profil der
Kommune auch dem des Landkreises, wenn auch
das prognostizierte Wachstum geringer ausfallt
(Tabelle 14).

TABELLE 14 Deskriptive Indikatoren
Samtgemeinde Neuenkirchen

SGNeuen- Nieder-
kirchen sachsen

Anteil der unter 20,4 16,7
18-Jahrigen an der
Bevolkerung (%)

Anteil der ab 16,4 21,6
65-Jahrigen an der
Bevélkerung (%)

Prognostizierte 0,7 -1,8
Bevolkerungs-
entwicklung zwischen

2012 und 2030 (%)
Medianalter 42,6 46,4
Natdrlicher 1,3 -2,9

Bevolkerungssaldo je
1.000 Einwohner

SGB-II-Quote (%) 4,1 9,3
Auslanderanteil (%) 5,0 8,5

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 26 zeigt das Wanderungsprofil der nie-
dersachsischen Samtgemeinde.

Auch aufgrund der geringen Grofle der Kommune
mit rund 10.000 Einwohnern sind die Wande-
rungsbewegungen nur eingeschrankt zu inter-
pretieren. Einzig der klare Zusammenhang der
Abwanderung in den Jahrgangen, die von Ausbil-
dung oder Studium gepragt sind, ist als Bildungs-
abwanderung zu interpretieren. Ansonsten liegen
die Fallzahlen der Wanderungssalden im geringen
einstelligen Bereich. Fiir die Gestaltung einer fa-
milienfreundlichen Stadt besteht die Herausfor-
derung fiir die Kommunalpolitik darin, die Vor-
aussetzungen dafiir zu schaffen, dass Menschen
nach ihrer Ausbildung wieder zuriick nach Neu-
enkirchen ziehen.
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ABBILDUNG 26 Wanderungsprofil Samtgemeinde Neuenkirchen 2009-2012
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Dazu gehort auch, familienfreundlichen Wohn-
raum und die Moglichkeit der Kundenbetreuung
und des Pendelns zum Arbeitsplatz vorzuhalten.
Wahrend es in den ausbildungsbezogenen Jahr-
gangen noch Dynamik gibt, ist die Bevolkerung ab
ca. 40 Jahren relativ sesshaft, was auch zur Uber-
alterung des Ortes fiihren kann. Abbildung 27 legt
nahe, dass die Kommune deutlich schrumpfen
und iiberaltern wird.

Im Juni 2015 hat der Rat der Samtgemeinde Neu-
enkirchen mit seinen Mitgliedsgemeinden Mer-
zen, Neuenkirchen und Voltlage die Durchfiihrung
des Audits Familiengerechte Kommune beschlos-
sen. Die nachfolgenden Inhalte wurden aus der
Zielvereinbarung entnommen, die ein Jahr darauf
getroffen wurde.

Der darin festgeschriebene Familienbegriff lau-
tet: Familie ist ...

dort, wo Menschen mehrerer Generationen
fiireinander Sorge tragen und einen sicheren
Ort fiir die eigene Entfaltung finden.

gepragt von Vertrauen, Zuverldssigkeit, Ge-
meinschaft und Nachbarschaft.

ein Verbund, der sich weiterentwickeln kann
und {iber das Verwandtschaftsverhaltnis hin-
ausgeht.

Eine Vielzahl von Entwicklungszielen wurde er-
arbeitet, die sich wie folgt zusammenfassen las-
sen. Die Samtgemeinde mochte ihre Attraktivitat
fiir alle Generationen steigern und die generati-
onsiibergreifende Zusammenarbeit starken, so-
dass ein konfliktfreies Zusammenleben aller Ge-
nerationen und Kulturen ermoglicht werden kann
und die Toleranz und Wertschdtzung gegeniiber
dem Nachsten gestarkt werden. Fiir Dialog und
Austausch sollen Begegnungsmoglichkeiten ge-
schaffen werden. Auch Wiinsche und Bedarfe von
Kindern und Jugendlichen sollen erkannt und den
Familien praventive Unterstiitzung in allen Le-
bensbereichen geboten werden. Zudem sollen
nicht nur altersgerechte, barrierefreie und in-
terkulturelle Wohnmoglichkeiten bereitgestellt,

sondern auch giinstige Grundstiicke an Familien
vergeben werden.

Des Weiteren sollen auch die Infrastruktur und
Einkaufsmoglichkeiten in der Samtgemeinde ver-
bessert und dariiber hinaus ortsnahe Arbeits-
moglichkeiten geschaffen werden. Somit soll die
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf bei-
behalten und weiterentwickelt werden. Damit
einhergehen auch die Ermoglichung von flexibler
Kinderbetreuung im Kindergarten- und Grund-
schulalter, der Vernetzung von Betrieben, Kinder-
tagesstdtten, Krippen, Tagespflege und Bildung
vor Ort sowie qualifiziertem Fachpersonal in be-
stehenden Einrichtungen.

HANDLUNGSFELD 1
Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit

Ein {ibergeordnetes Leitbild der familienpoliti-
schen Aktivitdten soll die Grundlage fiir das fami-
lienpolitische Handeln bilden. Die Zusammenar-
beit der drei Mitgliedsgemeinden sollte auf Basis
gemeinsam vereinbarter Ziele stattfinden und zu
einer Weiterentwicklung aller Mitgliedsgemein-
den ausgerichtet sein.

Ein weiteres Ziel stellt die Schaffung von Rahmen-
bedingungen zur Integration neu Zugezogener in
die Dorfgemeinschaft dar, sodass diese sich aktiv
in das ortliche Leben einbringen konnen. Der Aus-
tausch zwischen den Generationen und die Infor-
mation iiber Angebote in Vereinen und Verban-
den sollen in diesem Kontext ermoglicht werden.

Vielfdltige Beteiligungsmoglichkeiten aller Gene-
rationen sollen von Neuenkirchen bereitgestellt
werden. Dartiber hinaus ist es das Ziel der Samt-
gemeinde, Ansprechpartner fiir alle Generationen
zu sein und das bisherige Angebot so zu erweitern,
dass eine generationsiibergreifende Steuerung
und Vernetzung realisiert werden kann.

HANDLUNGSFELD 2
Familie und Arbeitswelt, Betreuung

Das Betreuungsangebot soll bedarfsgerecht aus-
gebaut werden, sodass Familien Rahmenbedin-
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gungen vorfinden, die eine Vereinbarkeit von Fa-
milie und Arbeitswelt ermdglichen. Um dieses Ziel
zu erreichen, soll einmal jdhrlich eine gemein-
same Abfrage der Betreuungsbedarfe durchge-
fiihrt werden, deren Ergebnisse mit allen Beteilig-
ten besprochen werden und die Grundlage fiir die
Weiterentwicklung der Betreuungsangebote dar-
stellen sollen.

Versorgungsliicken sollen dabei identifiziert und
bedarfsgerecht und finanzwirtschaftlich ge-
schlossen werden, um die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf zu verbessern. Die Samtgemeinde
mochte als kompetenter Partner fiir die Informa-
tion, Beratung und Unterstiitzung von Familien
von 0 bis 99 wahrgenommen werden, damit diese
sich iiber alle familienrelevanten Themen und An-
gebote im Bereich der Bildung, Betreuung, Pflege
und Unterstiitzung informieren und das Angebot
nutzen konnen.

HANDLUNGSFELD 3 Bildung und Erziehung

Im Handlungsfeld 3 soll ein strategisches Gesamt-
konzept Bildung und Erziehung erarbeitet werden,
das den Rahmen fiir die Weiterentwicklung der
Bildungsaktivitaten in der Samtgemeinde Neuen-
kirchen bildet. Damit sollen eine bessere Abstim-
mung aller Bildungsakteurinnen und -akteure
untereinander sowie eine Abstimmung und Biin-
delung der bildungspolitischen Aktivitaten in der
Samtgemeinde erreicht als auch die Zusammenar-
beit der drei Mitgliedsgemeinden im Bildungsbe-
reich gestarkt werden.

Ein Schulentwicklungskonzept und die Schulsozi-
alarbeit sind unverzichtbare Bestandteile des Bil-
dungskonzeptes. Die Vernetzung der kommuna-
len Akteurinnen und Akteure im Bildungsbereich
soll stattfinden, sodass ein Netzwerk unter Betei-
ligung der Samtgemeinde Neuenkirchen, von Un-
ternehmen und Stiftungen sowie der Kirche regel-
mafig zusammenkommt. Dieses Netzwerk soll an
das bisherige Netzwerk Schule, Wirtschaft, Zu-
kunft ankniipfen, aber auch neue Themen aufgrei-
fen und weiterentwickeln.

HANDLUNGSFELD 4
Beratung und Unterstlitzung

Ziel innerhalb dieses Handlungsfeldes ist es, Orte
der Beratung und Begegnung so aufzubauen, dass
sie von Biirgerinnen und Biirgern aller Gene-
rationen genutzt werden, und die Infrastruktur
fiir Dienstleistungen und ehrenamtliches Enga-
gement zu stiarken. Das Bundesprojekt , Dreh-
scheibe®, welches sich bereits vor Beginn des Au-
ditierungsprozesses im Aufbau befand, soll in
diesem Sinne umgesetzt werden.

HANDLUNGSFELD 5
Wohnumfeld und Lebensqualitat

Die Mobilitat zwischen den Mitgliedsgemeinden
soll erreicht werden, indem der 6ffentliche Perso-
nennahverkehr durch alternative Mobilitatsange-
bote erganzt wird. Fiir die Erreichung dieses Ziels
soll ein Konzept zur Verbesserung der innerort-
lichen Mobilitat zwischen den Orten entwickelt
werden. Ferner sollen neue Strukturen zur Unter-
stiitzung des Ehrenamtes und Vereinswesens auf-
gebaut und innerhalb der Biirgerschaft bekannt
gemacht werden.

Fortbildungsangebote fiir Vereine, professionelle
Begleitung des Ehrenamtes, Angebote zum Coa-
ching und zur Supervision fiir Ehrenamtliche, ein
»Runder Tisch“ der Vereine und ein wirkungs-
volles Miteinander von Haupt- und Ehrenamtli-
chen sind nur einige der genannten Mafnahmen
dafiir. Kiinftig sollen sich auch Kinder, Jugendli-
che und Erwachsene aktiver in die Gestaltung des
Gemeindelebens einbringen, ihre Wiinsche und
Bedarfe fiir Freizeitaktivitaten duflern sowie ent-
sprechende Angebote mitgestalten bzw. nutzen
konnen.

HANDLUNGSFELD 6
Senioren und Generationen

Ziel des sechsten Handlungsfeldes ist es, einen
generationsiibergreifenden Dialog stattfinden zu
lassen, der fiir die Weiterentwicklung der Mit-
gliedsgemeinden sorgt. Ein weiteres Ziel ist die
Entlastung von pflegenden Angehorigen durch
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ein Angebot an bedarfsgerechten Unterstiitzungs-
moglichkeiten und die Weiterentwicklung der

Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf. Pfle-
gebediirftige Menschen sollen so lange wie mog-

lich in ihrer gewohnten Umgebung bleiben.

TABELLE 15 Uberblick der ausgewahlten Kommunen

Bundesland Bevolkerung  Zertifiziert seit
Bebra Hessen 13.963 September 2017
Berlin- Berlin 283.334* Juni2015
Lichtenberg
Bochum Nordrhein- 364.920 Juni2014
Westfalen
Dusseldorf Nordrhein- 613.230 Juni 2010
Westfalen
Gladbeck Nordrhein- 75.532 Juli2010
Westfalen
Gorlitz Sachsen 55.904 Marz2014
Landau Rheinland-Pfalz 46.006 Juni2014
Landkreis Niedersachsen 354.807 April 2017
Osnabriick
Oranienburg Brandenburg 44.079 Juni2015
Samtgemeinde Niedersachsen 10.097 Februar 2017

Neuenkirchen

* Daten bezogen vom Amt fiir Statistik Berlin-Brandenburg; alle

Uibrigen von www.wegweiser-kommune.de

Quelle: eigene Darstellung
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Die erste der drei Perspektiven auf die Ziele des
Audits wird durch eine Auswertung von Inter-
views eingenommen. Dadurch wird zugleich auch
die erste der drei forschungsleitenden Fragen ad-
ressiert. Interviews, auch wenn sie leitfragenge-
stiitzt sind und Fachkrafte und thematisch En-
gagierte befragt werden, sind nicht als objektive
Sichtweise auf einen Sachverhalt zu verstehen.
Sie fordern aber die Deutung eines Sachverhalts
aus der eigenen Rolle. Thre Aussagekraft gewinnt
die Perspektive durch die vergleichbare Befragung
von Akteurinnen und Akteuren in der gleichen so-
zialen Rolle iiber alle Untersuchungskommunen
hinweg. Im Folgenden werden die Datenerhebung
und das empirische Vorgehen dieses Teilkapitels
naher beschrieben. Anschliefend werden die Er-
gebnisse detailliert dargestellt und abschlieRend
die wichtigsten Ergebnisse im Hinblick auf die
Wirkung des Audits sowie moglicher Einschran-
kungen diskutiert.

In den zehn ausgewdhlten Untersuchungskom-
munen wurden leitfadengestiitzte Experteninter-
views (Helfferich 2014) aus drei unterschiedlichen
Blickwinkeln gefiihrt. Der Leitfaden umfasste
dabei stets die gleichen Fragen und orientierte
sich jeweils am spezifischen Handlungsfeld der
Akteurinnen und Akteure. Hauptsdchlich wurde
nach dem Verstandnis guter Familienpolitik, dem
eigenen Erleben des Auditierungsprozesses und
dem Sprechen iiber Familie in der Kommune ge-
fragt. Hinzuziehend wurden die Sicherung und
Vermarktung kommunaler Familienpolitik und
kommunalpolitische Schwierigkeiten mit dem

und Vertretern aus den Untersuchungs-
kommunen

Thema Familie erfragt. Tabelle 16 zeigt die gestell-
ten Fragen, mitsamt der Zuordnung zu den sechs
Handlungsfeldern, die den Rahmen fiir die Aus-
wertung bilden.

Zundachst wurden die zehn Projektleiterinnen und
-leiter des Audits Familiengerechte Kommune in
den Untersuchungskommunen telefonisch be-
fragt. Die Hélfte war mdnnlich, die andere Halfte
weiblich. Das kiirzeste Gesprach dauerte 21, das
langste 56 Minuten, wobei der Mittelwert bei 40,8
Minuten und der Median bei 40,5 Minuten lag. Mit
ihnen wurde im Anschluss an das Gesprach be-
sprochen, welcher Ansprechpartner oder welche
Ansprechpartnerin aus der Verwaltungsspitze der
jeweiligen Kommune fiir ein zweites Telefonin-
terview geeignet ware und wie am einfachsten ein
Termin mit der entsprechenden Person verein-
bart werden konnte. Ebenso wurde nach Vertrete-
rinnen und Vertretern intermedidrer Organisatio-
nen gefragt, die am Auditierungsprozess beteiligt
waren und etwas zu der Entwicklung der famili-
enpolitischen Zustande der Kommunen beitragen
konnen. Sofern es die Terminplanung der Fiih-
rungspersonen der Kommunalverwaltung zulief3,
wurden im zweiten Schritt Telefoninterviews mit
diesen Personen durchgefiihrt. Innerhalb dieser
Statusgruppe wurden drei weibliche und sieben
madnnliche Personen befragt. Die Gesprache dau-
erten zwischen 19 und 60 Minuten. Der Mittelwert
liegt bei 31,4 Minuten, der Median bei 26 Minuten.
Hier wurde ebenfalls noch einmal nach méglichen
Gesprachspersonen fiir die Interviews mit Vertre-
terinnen und Vertretern der intermedidaren Orga-
nisationen gefragt, die auflerhalb der Verwaltung
und der Kommunalpolitik sein sollten und den-
noch am Auditierungsprozess beteiligt waren. Die
Telefoninterviews aus der dritten Kategorie wur-
den mit den unterschiedlichsten Vertreterinnen
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TABELLE 16 Leitfragen der qualitativen Interviews

Frage

Nachfrage

Wie kam es dazu, dass Ihre Kommune sich fiir das Audit
Familiengerechte Kommune entschieden hat?

Wie wurde das Thema Familie schon vorher in der
Kommune bearbeitet?

Was macht lhrer Meinung nach gute Familienpolitik
aus?

Was kdnnen Kommunen konkret gestalten, um Familien
zu férdern?

Wie haben Sie den Auditierungsprozess erlebt?

Wirden Sie sich riickblickend etwas anders wiinschen?

Wie wird heute tiber Familien in der Kommune
gesprochen?

Inwieweit ist Familie heute ein Querschnittsthema
geworden?

Wie werden die Entwicklungen in Bezug auf eine
integrierte kommunale Familienpolitik gesichert?

Wie kénnten Fortschritte z. B. vor einem Wechsel in
der Verwaltungsspitze oder Kommunalpolitik gesichert
werden?

Wie wird die Familienorientierung in der Kommune
vermarktet?

Was kommt bei den Biirgerinnen und Blirgern von dem
Auditierungsprozess an?

Welche kommunalpolitischen Schwierigkeiten mit dem
Thema Familie sind bereits aufgetreten?

Welche kénnten zukiinftig noch auftreten?

Wie wirde es bei Ihnen in der Kommune um das
Thema Familie bestellt sein, wenn es das Audit
Familiengerechte Kommune nicht geben wirde?

Quelle: eigene Darstellung

und Vertretern der intermedidaren Organisationen
gefiihrt. Dabei war jedoch der Bezug zu familien-
politischen Themen in ihrem beruflichen Alltag
ausschlaggebend - wenn auch auf unterschied-
lichsten Ebenen. Hier drehte sich das Geschlech-
terverhdltnis im Vergleich zur Verwaltungsspitze
um: Es wurden mit fiinf Vertreterinnen und drei
Vertretern Telefongesprdche gefiihrt. Diese In-
terviews dauerten 24 bis 56 Minuten und im Mit-
tel 38 Minuten. Der Median liegt dabei jedoch nur
bei 33 Minuten.®

Fiir alle 28 Interviews wurden im Anschluss an das
Telefongesprdch ausfiihrliche strukturierte Inter-
viewprotokolle angefertigt. Grundlage fiir wortli-
che Zitate waren Tonaufnahmen der Gesprache,
jedoch wurden im Sinne des forschungsprakti-
schen Vorgehens keine vollstandigen Transkrip-
tionen angefertigt. Anhand der Verlaufsprotokolle
wurden die Interviewpassagen mit der Software
der Firma VERBI fiir computergestiitzte quali-

6 InBochum kam trotz mehrfachen Nachfragens der For-
scherin keine Terminvereinbarung innerhalb des Erhe-
bungszeitraums mit der vorgeschlagenen Person einer
intermedidren Organisation zustande. In der Samtge-
meinde Neuenkirchen ist keine Person auflerhalb der
Verwaltung fiir ein Interview vorgeschlagen worden.

tative Daten- und Textanalyse MaxQDA (Ver-
sion 12.3.5) halboffen codiert. Die Codiereinheiten
wurden gleichzeitig markiert und codiert, wobei
das Spektrum von einzelnen Wortern bis hin zu
Gesprdchsabschnitten reichte. Wahrend der ge-
samten Codierung der Interviewprotokolle wurde
der Codebaum mehrfach modifiziert. Grundlage
war die Zuordnung der Aussagen zu den sechs
(bzw. sieben) Handlungsfeldern des Audits, wel-
che als iibergeordnete Kategorien dienen. In Ta-
belle 17 sind die jeweiligen Zuordnungen darge-
stellt.

Die Aussagen aus den Interviews werden daher
nicht anhand der zehn Kommunen oder Status-
gruppen der einzelnen Befragten, sondern anhand
der vom Audit vorgegebenen Handlungsfelder
analysiert. So ist keine Riickfiihrung der Antwor-
ten auf einzelne Personen mehr moéglich und die
unterschiedlichen Ansichten und Erfahrungen der
jeweiligen Personengruppen flieRen gemeinsam
in das Gesamtbild mit ein.
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TABELLE 17 Handlungsfelder und

zugehorige Kategorien der

Interviewcodierung

N =1.045
Steuerung, Vernetzung, 646
Nachhaltigkeit
Steuerung 247
Vernetzung 73
Beteiligung 51
Nachhaltigkeit und Sicherung 59
Audit 157
Offentlichkeitsarbeit 59
Familie und Arbeitswelt, 123
Betreuung
Vereinbarkeit und Arbeitgeber 40
Alleinerziehende 4
Schulische Betreuung 16
Elementarbereich 54
Kinderbetreuungskosten 3
Pflege und Beruf 6
Bildung und Erziehung 30
Bildungsangebote 3
Schule 22
Erziehung 5
Beratung und Unterstiitzung 55
Beratung 5
Unterstiitzung 44
Jugendhilfe 6
Wohnumfeld und 145
Lebensqualitit
Wohnen & Bauen 39
Stadtplanung & Lebensqualitat 61
Verkehr 16
Freizeit 29
Senioren und Generationen 42
Senioren 20
Pflege 5
Mehrgenerationen- und 17

Familienzentren

Codes mit einer Zuordnung von N < 3 wurden nicht
ausgewiesen.

Quelle: eigene Darstellung

Die nachfolgenden Informationen entstammen
der Auswertung der strukturiert angefertigten Ge-
ddchtnisprotokolle auf der Grundlage von Notizen
und der Tonspur der telefonischen Expertenin-
terviews. Wortliche Zitate wurden aus den Audio-
dateien nachtrdglich transkribiert und entspre-
chen dem O-Ton der Interviewpartnerinnen und
-partner. Fiir die Anonymisierung der Interview-
ten wurden die Interviews nach Statusgruppen
sortiert und in der Reihenfolge, in der sie gefiihrt
wurden, nummeriert.? Da die Interviewtermine
sich an den Zeitfenstern der Befragten orientier-
ten, sind Riickschliisse auf die Interviewten oder
die Kommune, die sie vertreten haben, ausge-
schlossen.

Der Kategorie Steuerung wurden 247 Textstellen
und damit die meisten des ersten Handlungsfel-
des zugeordnet. Da aus jeder Kommune Experten-
interviews mit zwei Mitarbeiterinnen bzw. Mit-
arbeitern der Verwaltung gefiihrt wurden, ist es
auch naheliegend, dass iiber Aspekte der Fiihrung
und Steuerung hdufig berichtet wurde. Ein wei-
terer Grund fiir die hohe Zahl an zugeordneten
Textstellen ist die teilweise schwerpunktmagige
Ausrichtung der Kommunen am Audit Familien-
gerechte Kommune auf steuerungsrelevante Ab-
ldufe innerhalb der Kommunalverwaltung.

Steuerung wird im Allgemeinen in Bezug auf pla-
nerische Tatigkeiten, in Bezug auf die Analyse von
sich standig wandelnden Bedarfen und die Aus-
richtung an diesen verhandelt. Strategische Steu-
erung erfordert eine solide Datenbasis, um kon-
krete Angebote planen zu konnen. Dabei steht
nicht nur die Generierung der Informationen,
sondern auch die Herstellung von Transparenz im
Vordergrund. So konnten bei der Analyse des Ist-

7 Die Kiirzel PL, V und IO stehen fiir die jeweilige Status-
gruppe der Projektleiterinnen und -leiter, Verwaltungs-
spitzen sowie Vertreterinnen und Vertreter der interme-
didren Organisationen.
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zustands in einigen Kommunen Doppelstrukturen
identifiziert werden, was in den meisten Fallen die
Grindung eines Familienbiiros zur Folge hatte.
Besonders in kreisfreien Stddten kann schnell der
Uberblick iiber parallel vorhandene Angebote ver-
loren gehen. Familienbiiros hingegen helfen, fa-
milienbetreffende Aufgaben und Hilfe suchende
Familien zu verkniipfen, indem sie biirgernah L6-
sungsmoglichkeiten aufzeigen. Sie halten aber
auch Angebote, die nicht speziell fiir Familien ge-
plant wurden, mit Blick auf Familiengerechtig-
keit vor.

Die datenbasierte Planung, die durch das Audit
Familiengerechte Kommune angestofen wurde,
eroffnet auch neue Wege innerhalb der kommu-
nalen Moglichkeiten. Ein Projektleiter berichtet
beispielsweise, dass das Audit den Anlass gegeben
habe, sich iiber das Quartiersmanagement in der
Kommune Gedanken zu machen, dessen Weiter-
entwicklung im Kontext der Familiengerechtigkeit
anschliefend hdufig diskutiert wurde.

Das Audit habe vielen Akteurinnen und Akteuren
die Bedeutung des Themas Familiengerechtig-
keit vor Augen gefiihrt, diesbeziigliches konkre-
tes Handeln habe aber im Alltagsgeschaft keine
Prioritdt, weil andere Aufgaben vorrangig erledigt
werden miissten. Um jedoch Familiengerechtig-
keit langfristig zu etablieren, sei eine personelle
Ausstattung erforderlich, berichtet ein Projekt-
leiter weiter. Einige Kommunen hdtten aufgrund
des Audits bereits eine personelle Aufstockung
vorgenommen, in vielen Kommunen sei aller-
dings die Unterversorgung an zustdndigem Per-
sonal nach wie vor ein Thema. Fiir die Durchset-
zung sei viel Uberzeugungs- und Beziehungsarbeit
erforderlich, die sehr zeitintensiv sei, weil Kom-
munikation mehr Zeit erfordere als die Arbeit an
Akten. Auch seien in kleineren Kommunen Ab-
sprachen innerhalb der Amter leichter als in gré-
Reren. Fiir alle Kommunen aber gelte, dass Koope-
rationen mit externen Akteurinnen und Akteuren,
wie z. B. Familienbiindnissen oder anderen ehren-
amtlich organisierten Netzwerken, wichtige trei-
bende Krifte sind.

Eine Gefahr nach der Zertifizierung ist nach Mei-
nung der Projektleiterinnen und Projektleiter,
dass sich die Verantwortlichen zuriicklehnen und
auf ihren bisherigen Erfolgen ausruhen. In die-
sem Zusammenhang komme es darauf an, wo
das Audit Familiengerechte Kommune innerhalb
der kommunalen Verwaltungsstrukturen ange-
siedelt ist. Dessen Ansiedlung unmittelbar unter
der Bezirks-, Ober- oder Samtgemeindebiirger-
meisterin bzw. -biirgermeister oder der Landra-
tin bzw. dem Landrat lasse eher Erfolg verspre-
chende Entwicklungen erhoffen. Diesbeziiglich
wird von einer breiteren Adressierung und einer
beratenden Funktion aller Amter der Kommune
als auch einer Bestdndigkeit des Audits auch bei
verwaltungsinternen Umstrukturierungen ge-
sprochen. Einigkeit besteht auch dariiber, dass
die Erfolgsaussichten des Audits Familiengerechte
Kommune sinken, wenn es nicht ,ganz oben“
angesiedelt ist, sondern in anderen Amtern, bei-
spielsweise im Jugendamt.

Innerhalb der Kategorie Steuerung wird der Be-
griff Querschnittsthema aufgegriffen. Die Mehr-
zahl der Befragten berichtet, dass das Thema Fa-
milie in den Kommunen zum Querschnittsthema
geworden ist. Gleichwohl treffe dies aber nur dann
zu, wenn man einzelne Personen bzw. Amter dazu
befragt. Alle wiirden je nach Themengebiet mehr
oder weniger die Belange von Familien beriick-
sichtigen oder wenigstens Verstdndnis fiir die-
ses Thema entwickeln. Es komme aber immer
noch kaum vor, dass die einzelnen Akteurinnen
und Akteure gemeinsam in Sachen Familienge-
rechtigkeit aktiv werden, auch aufgrund der Tat-
sache, dass Absprachen untereinander oft nicht
moglich seien.

In der Kategorie Steuerung wurde auch die Un-
terkategorie Definition der Begriffe (N=46) gebil-
det. Weil Familie , die kleinste, aber wichtigste Zelle
im Staate“ (IW 101) darstellt, schreiben ihr die In-
terviewten eine grof3e Bedeutung zu. Die Mehrzahl
von ihnen bestatigt, dass die Suche nach der De-
finition von Familie ihren Horizont fiir familidre
Belange gedffnet und als Konsequenz eine brei-
tere Aufstellung an Familienangeboten bewirkt
und vorangetrieben habe. Ziel sei dabei, Fami-
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lien nicht mehr nur in Sparten, sondern als Kon-
tinuum wahrzunehmen. Auch wenn die Famili-
enpolitik ihr Hauptaugenmerk auf die klassische
Kernfamilie richte, sei diese dennoch nur ein Teil
des Ganzen.

Nach Meinung der Befragten ist die Unterstiitzung
von besonderen Bedarfsgruppen, wie Alleinerzie-
henden oder Harz-IV-Empfangerinnen und Emp-
fangern, ebenso wichtig wie die Bereitstellung von
Angeboten fiir gut situierte Familien, z. B. Mog-
lichkeiten fiir Auslandsaufenthalte der Kinder.
Nach iibereinstimmender Meinung sollten gene-
rationsiibergreifend GroReltern, Nachbarinnen
und Nachbarn sowie Freundesgruppen in den Fa-
milienbegriff miteinbezogen werden, ganz nach
dem Motto: ,Jeder ist Familie“ (IW V7). Auch iiber
Regenbogen- und Queer-Familien solle nachge-
dacht werden. Dariiber bestehe auch parteipo-
litisch weitgehend Einigkeit, weil dieses Thema
alle angeht.

Auch wenn vielfach von der Weitung der Alters-
gruppe und der Loslosung von biologischer Ab-
héangigkeit innerhalb der Familien, z. B. aufgrund
neuer Formen von Lebensgemeinschaften oder
der zunehmenden Anzahl von Patchworkfami-
lien, gesprochen wird, fallt dies in der konkreten
Umsetzung des Audits nicht auf. Besonders zu ge-
nerationsiibergreifenden Themen und der Pflege
von Angehdrigen ldsst sich in den Interviews fast
nichts finden, was sich auch in der geringen Tref-
ferquote im Handlungsfeld 6 ausdriickt. Dariiber
hinaus ist fallt auf, dass sich bei der Codierung
keine Kategorie fiir Inklusion ergeben hat. Dies
zeigt, dass Menschen mit Beeintrachtigungen in
den zehn befragten Kommunen kein wirkliches
Thema des Audits sind.

Ebenfalls wird die Differenzierung der Famili-
engerechtigkeit im Unterschied zur Familien-
freundlichkeit angesprochen. Dieser Wandel wird
als grofRe Bereicherung fiir die Kommunen dar-
gestellt. Familiengerechtigkeit sei dann einge-
schrankt, wenn jemand aufgrund der Tatsache,
dass er eine Familie hat, Angebote nicht nut-
zen kann. Die Interviewten teilen die Auffassung,
dass Gerechtigkeit iiberpriifbar und im Allgemei-

nen objektiver zu beurteilen ist als Freundlichkeit.
Gleichwohl haben sie den Begriff , Familienge-
rechtigkeit“ je nach subjektiver Haltung oder Par-
teizugehorigkeit unterschiedlich ausgelegt, was
rege Diskussionen zur Folge hatte.?

Eine weitere Unterkategorie ergab sich zur Finan-
zierung und Haushalt (N=41), denn ,,Familienpoli-
tik kostet viel Geld“ (IW V7) und vor allem , eine gute
Familienpolitik kostet* (IW PL10): familiengerechte
Kindergarten, Schulen, Ganztagsbetreuungs- und
Praventionsangebote, schnelles Internet, 6ffent-
licher Personennahverkehr, Offnungszeiten der
Verwaltung und viele andere Mafnahmen sind
insgesamt gesehen nach Meinung der Befragten
fiir die kommunalen Haushalte zu teuer und gehen
iber die Pflichtvorgaben hinaus. Die angespannte
finanzielle Lage der Kommunen wird in fast allen
Interviews angesprochen. Weil aufgrund der stei-
genden Bedarfe der Familien die finanzielle Belas-
tung der Kommunen immer grofler werde, reiche
das hohe Engagement der beteiligten Akteurinnen
und Akteure nicht aus.

Obwohl allen politisch Verantwortlichen bewusst
sei, dass noch weitere, insbesondere finanzielle
Ressourcen erforderlich sind, um die Vielzahl der
Aufgaben erfiillen zu konnen, sei die Finanzierung
durch Bund und Lander zu gering. Es fehle dabei
also nicht nur an Geld, sondern auch an erforder-
lichem Personal. Hinzu komme im Alltagsgeschaft
der Kommunen, dass bei gesicherter Finanzie-
rung von Projekten oder Infrastrukturmafnah-
men diese dann auch schnell umgesetzt werden
miissten, ohne zusdtzliche Abstimmungsabldufe
durchlaufen zu kénnen. Aufgrund dessen bleibe
meist keine Zeit mehr, Uberlegungen zur Famili-
engerechtigkeit zu beriicksichtigen.

Fiir einen Dezernenten ist es ,das einzige Problem
(...), dass die Geldquellen endlich sind“ (IW V7). Die
Fordermittelakquise wird zum zentralen Thema
in den Interviews. Bundesprogramme wie ,,Friihe
Hilfen“ und , Demokratie leben!“ helfen den
Kommunen, die Umsetzung ihrer Auditziele zu

8 Ein konkretes Beispiel war dabei, ob die Ausschreibung
von Baugebieten in der Stadt oder Férdermittel fiir den
Hauskauf auf dem Land familiengerechter sei.
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finanzieren bzw. Ziele dieser Bundesprogramme
in ihr Audit zu iiberfiihren, um Synergieeffekte
zu nutzen. Dies konnte auch eine Erklarung dafiir
sein, dass es auffdllig viele MaRnahmen in Pra-
ventionsketten und politischer Biirgerbeteili-
gung und allgemein geférderten Handlungsfel-
dern gibt, in nicht bundesprogrammfinanzierten
Handlungsfeldern jedoch deutlich weniger.

Die aufgrund knapper Finanzen notwendige fi-
nanzielle Schwerpunktsetzung in der kommuna-
len Familienpolitik fiihrt auch zu einer Sicherung
der Ergebnisse: Eine der untersuchten Kommunen
hat dafiir ihren Etat fiir Familien im Haushalt er-
hoht, eine andere den Uberschuss ihres Haushalts
fiir Familien eingesetzt. Zwei Beispiele, wie Kom-
munen Familiengerechtigkeit durch ihre Finan-
zierung verankern. Generell profitieren sie davon,
wenn sie vor Kommunalwahlen bei der Verab-
schiedung ihrer Haushaltsbeschliisse familien-
politische Mafnahmen, wie beispielsweise die Fi-
nanzierung eines Familienbiiros, beriicksichtigen.
Das gilt auch fiir die Sicherung des Audits Famili-
engerechte Kommune in den schriftlich fixierten
Zielvereinbarungen, die nach den darauffolgen-
den Kommunalwahlen nicht mehr umgeschrie-
ben werden konnen.

Diesen Aspekt heben die Befragten unabhdngig
von der Verankerung des Audits in der Verwal-
tung als positiv und hilfreich fiir die Verbesse-
rung der Bedingungen fiir Familien in ihrer Kom-
mune hervor. Gleichzeitig betonen sie, dass die
Entscheidung zugunsten des Audits Familienge-
rechte Kommune mafgeblich von der ausreichen-
den Finanzierung und Schwerpunktsetzung durch
den Haushalt bestimmt ist. Ein Interviewpart-
ner gab an, seine Kommunen habe zundchst die
Durchfiihrung des Audits nicht angestof3en, son-
dern vorerst aus Kostengriinden nur Workshops
mit einer Auditorin veranstaltet.

Uber interne Evaluationen und Berichterstattun-
gen wurde nur wenig in den Interviews berichtet.
Erwdhnung fand aber, dass das Audit verstarkt zur
Familienberichterstattung beitrage bzw. dazu ge-
fiihrt habe, dass ein Kapitel {iber Familien in die
Sozialberichterstattung integriert wurde. Zudem

wurde angemerkt, dass die Struktur der Jahresbe-
richte des Audits mit der der Zwischenberichte des
Jugendhilfeausschusses redundant sei und des-
halb zur Mehrarbeit ohne zusdtzlichen Erkennt-
nisgewinn fithre. Zusammenfassend zeigen die
Textstellen, die der Kategorie Steuerung zugeord-
net wurden, dass Familiengerechtigkeit eine ge-
zielte Planung voraussetzt, die Herausforderun-
gen grundsdtzlich mitbedenkt. Dies bedarf jedoch
kontinuierlicher Arbeit, da Bedarfe kontinuierlich
in den Blick genommen und Mafnahmen stetig
daran neu ausgerichtet werden miissen.

Das erste Handlungsfeld wird auch von der Ka-
tegorie Audit (N = 157) selbst bestimmt, zu dem
die zweithdufigsten Textstellen zugeordnet wer-
den konnten. Aufgrund der Interviewfithrung zum
Audit Familiengerechte Kommune ist dieses Er-
gebnis plausibel.? Interessant ist, dass der Un-
terkategorie Ergebnisse die meisten Textstel-
len (N=71) zugeordnet werden konnten. Hier
beschreiben die Interviewten die gewinnbringen-
den Entwicklungen der Familiengerechtigkeit -
auch im Hinblick auf ihre steigende Bedeutung in
der Kommune. Dabei betonen sie als positives Er-
gebnis des Audits insbesondere die Veranderung
der Wahrnehmung des Themas nicht nur bei Per-
sonen in der Verwaltung, sondern auch bei Poli-
tikerinnen und Politikern: Es ist langsam ,,in den
Képfen drin“ (IW PL2). In den Experteninterviews
ist oft davon die Rede, dass das Bewusstsein fiir
das Thema Familie in ihren Kommunen bereits
vor der Auditierung aktuell gewesen war und man
deswegen iiberhaupt erst an diesem Programm
teilgenommen habe.

Somit habe sich nicht die Wahrnehmung die-
ses Themas geandert, sondern die Verbindlich-
keit der es betreffenden MafRnahmen. Die Zertifi-
zierung werde davon ausgehend als Auszeichnung
dafiir verstanden, was bereits zuvor in der Kom-

9 Die Unterkategorie Entscheidungen fiir das Audit (N=29)
wird an dieser Stelle nicht ausgewertet, da die Frage da-
nach als ,,Eisbrecherfrage und lockerer Einstieg in das
Interview gedacht war. Wichtige Inhalte, die bei der ers-
ten Frage genannt wurden, werden dennoch in den zuge-
horigen Kategorien ausgewertet.
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mune fiir die Familiengerechtigkeit getan wurde,°
und helfe nun bei der Generierung von Geldern. Im
Gegensatz dazu wird ebenfalls die Ansicht vertre-
ten, dass das Audit eben nicht als Siegel, sondern
als Prozess verstanden wird, der an inneren Struk-
turen ansetzt.

Durch den politischen Beschluss und die damit
verbundene Festschreibung der Verfahren und
MaRnahmen in der Zielvereinbarung biete das
Audit Familiengerechte Kommune einen neuen
Rahmen fiir Planungsprozesse im ganzheitlichen
Ansatz, sodass dem Prozess nicht mehr ausge-
wichen werden konne und dadurch auch lang-
fristige Erfolge realisiert werden kénnten. Durch
diese strukturelle (und weniger thematische) Hilfe
konnten Abldufe in der Verwaltung vereinheit-
licht und das Handeln unterschiedlichster Akteu-
rinnen und Akteure auf konkrete Ziele und MaR-
nahmen ausgerichtet werden. Dabei wiirden sie
immer wieder fiir das Thema Familiengerechtig-
keit sensibilisiert:

,Durch das Audit und die Erinnerung an das
Audit wird immer wieder Familie auf die
Agenda gehoben*

(IW 106).

Beteiligung wird bei der Auditierung als Erfolgs-
faktor angesehen, der den Dialog mit Tragern und
unterschiedlichsten Gruppen vorangetrieben hat
und die Kooperation und Zusammenarbeit ohne
Parallelstrukturen transparent machte:

,,Der Vorteil besteht darin, dass die familien-
politischen Fragestellungen jetzt alle Bereiche
des Landkreises durchdringen, was vielleicht
vorher nicht geschehen ist oder was vorher
nicht der Fall war. Ja, also ohne wiirde gehen,
aber mit ist besser*

(IW V7).

In einer Kommune wird das Audit als ,giinstigs-
tes Qualitdtsmanagement® (IW PL3) angesehen, das

10 In einer Kommune habe sich aufler der Auszeichnung
nichts durch das Audit gedndert und in dem, was fiir Fa-
milien getan werde, habe sich ,,mit keinem Millimeter*
verandert (IW V3).

durch die Bestandsaufnahme eine Uberpriifbar-
keit und Vergleichbarkeit ermoglicht. In einer an-
deren Kommune wird vom strategisch schnellsten
Weg zum Ziel gesprochen. Mehrere Interview-
partnerinnen und -partner heben die anfangliche
Datenanalyse als hilfreich hervor, da sie fiir Trans-
parenz, Kontinuitdt und somit fiir Nachhaltigkeit
gesorgt hat. Eine Vielzahl von ihnen gab als kon-
krete Erfolge die Schaffung von Personalstellen,
die Familienberichterstattung und die Etablierung
von Familienbiiros an. Zusammenfassend berich-
teten sie, dass in denjenigen Bereichen gute Er-
folge erzielt worden sind, bei denen das Thema
Familiengerechtigkeit bereits etabliert war. We-
niger gute Ergebnisse hingegen seien dort zu ver-
zeichnen gewesen, in denen die Einbindung des
Themas Familiengerechtigkeit noch Schwierig-
keiten hervorruft.

Die Wirksamkeit des Audits Familiengerechte
Kommune ldsst sich nach Auffassung einiger Be-
fragten im Anstieg der Einwohnerzahl ablesen,
auch wenn noch weitere Faktoren, wie etwa Bau-
preise, eine erhebliche Rolle bei der Zu- bzw. Ab-
wanderung in eine bzw. aus einer Kommune oder
Region spielen.

Weitere Ziele (N=12) der Auditierungsprozesse
driicken die befragten Akteurinnen und Akteure
in abstrakten Formulierungen, wie Verbesserung
der Rahmenbedingungen vor Ort, Eingehen auf
Bediirfnisse von (werdenden) Familien oder dem
Wunsch, dass sich die Menschen in der Kommune
wohlfiihlen und gern dort wohnen, aus. Sie be-
nennen aber auch konkrete Ziele, wie Bereitstel-
lung bezahlbaren Wohnraums oder Ausbau der Di-
gitalisierung.

In der Unterkategorie Meinungen zum Audit
(N=46) konnen die unterschiedlichen Bestand-
teile der Auditierung aus Sicht der Befragten dar-
gestellt werden. Positiv hervorgehoben wurden
die umsetzungsfreundlichen Strukturen des Au-
dits Familiengerechte Kommune, weil es von jeder
Kommune selbst entwickelt und dadurch mit den
politischen Entscheidungsprozessen und kom-
munalen Verwaltungsstrukturen kompatibel wird.
Aufgrund dessen werde das Audit auch nicht als
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,Fremdkorper” (IW 102) in der Verwaltung wahr-
genommen. Dennoch seien nicht alle Aspekte des
Audits in ihrer Umsetzung eindeutig: So wurde
beispielsweise der Wunsch nach etwas konkrete-
ren Anweisungen wahrend der Beteiligungsphase
geduflert.

Als gut strukturiert wurden die Bestandsauf-
nahme anhand von Checklisten und die Bestim-
mung der Verantwortlichkeiten hervorgehoben.
Dies ermégliche auch kleinen Kommunen, tiefge-
hende Analysen durchzufiihren. Allerdings habe
sich der Arbeits- und Zeitaufwand dabei als deut-
lich hoher erwiesen, als zundchst erwartet wor-
den war, was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in der Verwaltung in Ressourcen- und personale
Engpdsse brachte.

Viele der Befragten hdtten sich im Vorfeld ge-
nauere Informationen iiber die fiir das Audit be-
notigten (insbesondere zeitlichen) Ressourcen
gewiinscht. Sie heben besonders die grofle Redun-
danz in der Berichterstattung hervor. Auch wenn
die Inhalte hilfreich waren, wird der Wunsch nach
einer verschlankten Form der Berichterstattung
laut, aber auch nach einer offeneren Diskussion
der Ergebnisse. Auch das mit der Organisation der
Workshops zusammenhdngende Zeitproblem, das
es schwer mache, alle gewiinschten Akteurinnen
und Akteure fiir diesen Termin zu gewinnen, wird
als Herausforderung dargestellt.

Die Netzwerktreffen der teilnehmenden Audit-
kommunen werden von den Befragten durchweg
positiv bewertet. Ohne explizit nach diesen Ver-
anstaltungen gefragt worden zu sein,* berichte-
ten mehrere iiber den hilfreichen Austausch der
Kommunen bei diesen Treffen, aber auch die Er-
kenntnis, dass sie alle - unabhdngig von ihrer
GroRe — dahnliche Probleme haben. Wie die Kom-
munen die Netzwerktreffen fiir sich nutzen, wird
besonders in der Bezeichnung ,,Projekttauschborse*
(IW PL7) deutlich.

Gewiinscht wird die Fortfiihrung der fiir das Audit
aufgebauten Kommunikationsstrukturen auch

11 Zu den gestellten Leitfragen in den Experteninterviews
siehe Tabelle 16.

nach der Zertifizierung. Obwohl viele Befragte
davon berichten, dass es zu Beginn des Auditie-
rungsprozesses schwierig gewesen ist, alle Be-
teiligten von dem neuen Querschnittsthema zu
iiberzeugen, bewerten sie die Kommunikation der
einzelnen Akteurinnen und Akteure wahrend der
laufenden Auditierung untereinander recht po-
sitiv. Nach der Zertifizierung habe der Kontakt
zwar wieder nachgelassen, da kein neues Gre-
mium gebildet wurde, das sich auch in der Fol-
gezeit regelmagRig trifft, sich weiterhin unterei-
nander austauscht und die Rolle einer weiteren
Priifungsinstanz zur Politik einnimmt.

Eine auf Dauer ausgerichtete Implementierung
eines solchen Gremiums wird in der Struktur des
Audits vermisst. Auch andere Befragte hitten
sich Veranstaltungen nach Abschluss der Ziel-
vereinbarung gewiinscht, da das geweckte Inter-
esse und der Informationsfluss thematischer Ein-
blicke nicht aufrechterhalten werden konnten.
Demgegeniiber hdtten andere Kommunen ihre
Gremienstruktur umgestellt und dieses Gremium
langfristig installiert, weshalb von einer guten
Moglichkeit gesprochen wird, ,dass angestof3ene
Projekte nicht an Fahrt verlieren oder aus den Augen
geraten® (IW V7). Eine Koordinierungsgruppe in-
nerhalb der Verwaltung einer Kommune hat bei-
spielsweise dafiir gesorgt, dass Themen aus der
Familienpolitik regelmagig vorgestellt, bespro-
chen und bewertet werden. Diese Ergebnisse zei-
gen die unterschiedliche Anwendung und Etablie-
rung des Audits in den Kommunen.

Ein weiterer Aspekt, der innerhalb der Unterkate-
gorie Meinungen zum Audit vermehrt zur Sprache
kam, betrifft die Kosten des Audits. Dadurch, dass
fiir die Arbeit des Vereins Familiengerechte Kom-
mune ein Kostenbeitrag erhoben wird und je nach
Bundesland wenig bis keine Unterstiitzung aus
Landesmitteln erfolgt, stellt es fiir die Projektlei-
terinnen und -leiter eine Herausforderung dar, die
Politikerinnen und Politikern von der Auditierung
zu liberzeugen, zumal der Prozess einen hohen Ar-
beitsaufwand mit dem Einsatz eigener personeller
Ressourcen erfordert.
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In diesem Kontext wurde der Wunsch gedufert,
den politischen Gremien ein Instrument vorstel-
len zu kdnnen, das den direkten Gegenwert fiir die
finanziellen Aufwendungen veranschaulicht und
somit die Vermarktung des Audits unterstiitzen
konnte. Auch die Bilanzauditierung wird von den
Interviewten in erster Linie in Bezug zur Kosten-
frage gesetzt. Dabei stellen sie nicht die Sinnhaf-
tigkeit dieser Auditierung infrage, sondern fiihren
Kosten-Nutzen-Kalkiile durch.

Selbst Kommunen, die sich bereits fiir den fi-
nanziellen Mehraufwand des Audits entschieden
haben, zégern erneut, wenn es um die Frage der
Bilanzauditierung geht.

Unabhdngig davon nehmen viele der Befragten die
Arbeit des Vereins Familiengerechte Kommune
positiv wahr, z. B. weil dieser Fragen unkompli-
ziert beantwortet und professionell arbeitet. Ins-
besondere betonen sie, von den Mitarbeiterinnen
des Vereins das Gefiihl vermittelt zu bekommen,
ernst genommen zu werden. Auf die Frage ,,Was
wiirden Sie sich riickblickend anders wiinschen?*
wurde beispielsweise geantwortet: Das Audit ist

,vom Verein hervorragend umgesetzt worden.
Ich habe da keinerlei weitere Kritikpunkte oder
Ideen, wie man das noch besser machen konnte“
(IW V7).

Insbesondere wird der Einsatz von Beatrix
Schwarze, der Geschiftsfiihrerin des Vereins Fa-
miliengerechte Kommune, gelobt. Sie sei verlass-
lich, stehe unentgeltlich fiir die Projektpartnerin-
nen und -partner in den Kommunen zur Seite und
setze sich auch vor Ort mit den politischen Vertre-
terinnen und Vertretern auseinander.

Der Kategorie Vernetzung des ersten Handlungs-
feldes wurden 73 Textstellen zugeordnet. IThren
Mehrwert fiir die untersuchten Kommunen sehen
die Interviewpartnerinnen und -partner in der
Kooperation und Zusammenarbeit ohne Ausbil-
dung von Parallelstrukturen. Sie schaffe Trans-
parenz durch Abstimmungsprozesse innerhalb
der Verwaltung und beteilige auch externe Akteu-
rinnen und Akteure der Kommune. In diesem Zu-

sammenhang werden besonders die Partizipation
und Vernetzung auflerhalb der Verwaltung betont.

Auf operativer Ebene bestehen manche Netz-
werke bereits seit mehreren Jahrzehnten, an-
dere kommen neu hinzu, sodass sich Arbeitsgrup-
pen, Beirdte und Initiativen bilden und sich zu
bestimmten Themen auch zusammenschliefen.
In Kommunen, deren Vernetzung schon vor dem
Zertifizierungsprozess gut war, konnte das Audit
aber noch bestehende Liicken schlieffen und noch
mehr Manahmen anstofen. Aus einer Kommune
wird berichtet, dass sich bei Workshops verschie-
dene Beteiligte zusammengefunden haben, die im
Nachhinein ein Thema bearbeiteten, das gar nicht
Teil des Audits war.

Institutionen wie der Diisseldorfer , Familien-
tisch® fordern die Vernetzung einzelner Akteu-
rinnen und Akteure ungemein, da sich dort mehr-
mals jahrlich alle wichtigen Vereine, Trager oder
Institute mit dem Ziel der Vernetzung versam-
meln und so — unabhangig von Politik und Verwal-
tung - eine bessere und schnellere Weitergabe von
gegenseitigen Informationen erméglichen.

Befragte kleinerer Kommunen berichten von dem
Vorteil, dass dort eine ausgepragte Kommunika-
tionskultur — auch mit verschiedenen Tragern der
freien Wohlfahrtsverbande oder anderen Beteilig-
ten der Zivilgesellschaft - einfacher sei. Die Ak-
teurinnen und Akteure wiirden sich untereinander
kennen, sodass auch Personalwechsel schneller
bekannt wiirden und somit eine friihe Einfiihrung
der Nachfolgerinnen und Nachfolger in die Netz-
werke und deren Themen ermoglichten. Auch die
Vernetzung mit anderen Kommunen wurde posi-
tiv hervorgehoben, z.B. ein Qualifizierungszen-
trum fiir Sprache und Arbeit, das eine Kommune
mit drei anderen Stddten der Region aufgebaut
hat, oder der Kontakt zwischen den Auditkom-
munen.

Den Unterkategorien Nachhaltigkeit und Siche-
rung sowie Offentlichkeitsarbeit wurden gleich
viele Textpassagen zugeordnet (N=59), deren Aus-
sagen zundchst mit Blick auf die Sicherung der Fa-
milienpolitik in den Kommunen dargestellt wird.
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Dabei fallen zwei deutlich unterschiedliche Positi-
onen auf: Einige der Befragten waren der Meinung,
Kontinuitat der Personen in der Kommunalver-
waltung und personliches Engagement Einzel-
ner fiihrten dazu, dass familienpolitische Themen
weiter behandelt werden: ,Es steht und fdllt mit der
Person“ (IW PL7). Dafiir sei auch das Engagement
der Verwaltungsspitze ausschlaggebend.

Als Gegenposition dazu wurde jedoch angefiihrt,
dass durch bestimmte Sicherungsaspekte die Fa-
milienpolitik auch unabhdngig von einzelnen En-
gagierten mehr an Funktionen und Aufgaben ge-
kniipft werde, z. B. durch Dokumentensicherungen
wie der Zielvereinbarung. Durch Verabschiedung
der Leitziele und Mafinahmen in den Stadtra-
ten werde politisches und verwaltungstechnisches
Handeln schriftlich fixiert. Funktionen seien damit
wichtiger als einzelne Personen, da durch die Maf3-
nahmen auch klare Aufgabenbeschreibungen in
den Dokumenten enthalten sind und die Jahresbe-
richte einen Uberblick iiber bereits erreichte Mei-
lensteine oder eventuelle Abweichungen geben.
Die politischen Beschliisse fiir mehrere Jahre fiihr-
ten so zu einer Verankerung der Familienpolitik,
was ebenso mit der Sicherung durch finanzielle
Schwerpunktsetzung einhergehe.'?

Die Ansiedlung des Audits in einem {ibergeord-
neten Querschnittsamt wird aufgrund der Be-
standigkeit der Strukturen bei Verschiebungen
der Amteranordnung ebenfalls als Sicherung der
Familienpolitik angesehen. Doch auch zur Si-
cherung in der Verwaltung sind die Meinungen
geteilt. In manchen Kommunen haben sich in-
nerhalb der Verwaltung eine Abteilung Famili-
enforderung oder andere zusdtzlich thematisch
fokussierte Arbeitsgruppen gebildet, die mit in-
termedidren Organisationen und Netzwerken, wie
dem Familientisch oder dem Netzwerk Frithe Hil-
fen, kooperieren und somit die Weiterentwicklung
der Familiengerechtigkeit im Blick haben.

Das Gegenmodell sieht vor, dass die kommuna-
len Strukturen so vielfdltig implementiert wer-

12 Siehe fiir weitere Erlduterungen unter den Ausfithrungen
zur Unterkategorie Finanzierung und Haushalt der Kate-
gorie Steuerung des ersten Handlungsfeldes.

den sollten, dass alle Schritte dokumentiert und
gesichert werden, dadurch sich die Strukturen
verfestigen und in allen Abteilungen und Amtern
mitlaufen. In diesem Sinne wird von einem in-
tegrierten Stadtentwicklungskonzept bzw. -plan
gesprochen statt von einzelnen Fachplanungen.
Dabei nimmt die Beteiligung verschiedener in-
frage kommender Interessenvertreterinnen und
-vertreter einen Teil der Sicherung ein.

Alles in allem soll das Thema Familie so vorange-
trieben werden, dass sich diesem keine Politikerin
und kein Politiker, unabhdngig der Parteizugeho-
rigkeit und ob vor oder nach einer Wahl, entzie-
hen kann. Im Gegensatz zu negativ konnotierten
,,Leuchtturmprojekten (IW PL7), die sich durch kurz-
fristige Finanzierung auf Landes- oder Bundesebene
kennzeichnen, soll Familiengerechtigkeit nachhal-
tig in der Kommunalpolitik verankert werden.

Zitate wie ,,Man kommt vom Begriff nicht mehr weg*
(IW PL4), ,Es ist in den KOpfen verankert mittler-
weile® (IW V7) und , Der Auditierungsprozess hat es
fest verankert, sodass keiner mehr vorbeikommt* (IW
103) zeigen, dass die betreffenden Kommunen -
alle auf ihre individuelle Art und Weise — auf dem
besten Wege zur nachhaltigen Implementierung
des Familienthemas in ihrer Kommunalpolitik
und -verwaltung sind. Von aufgrund des Audits
bedingter Einheitlichkeit kann in diesem Zusam-
menhang jedoch nicht die Rede sein.

In der Kategorie Offentlichkeitsarbeit lassen sich
wieder zwei unterschiedliche Ansichten auf das
Audit und den Umgang mit diesem zusammenfas-
send darstellen. Auf der einen Seite gehen manche
Kommunen proaktiv mit dem Zertifikat um: Sie
stimmen sdmtliche Publikationen auf das Audit
ab, erkennbar z.B. am Auditlogo auf dem Brief-
papier und der Homepage und am Verweis auf das
Siegel ,,Familiengerechte Kommune“. Die Kom-
munen verwenden den Slogan der Familienge-
rechten Kommune als Alleinstellungsmerkmal
gegeniiber ihren Nachbarkommunen und ,ver-
markten® ihn regelrecht, um so als attraktive
Stadt fiir neu hinzuziehende Familien zu werben.
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Die Kommunalpolitiker nehmen die Familienge-
rechtigkeit ,,in jedem 5. Satz in den Mund“ (IW V3)
und die Lokalredaktion berichtet iiber diese und
weitere Entwicklungen auf dem Weg zur Zertifi-
zierung.’ Auch werden die im Rahmen des Au-
dits Familiengerechte Kommune errichteten Fa-
milienbiiros hdufig erwdhnt, da sie aufgrund ihrer
zentralen Lage im Stadtkern und der medialen Be-
richterstattung in den Fokus der Biirgerinnen und
Biirger gertickt sind.

Auf der anderen Seite wird das Audit von manchen
Kommunen als ein interner Prozess verstanden,
der Defizite identifiziert und eine kontinuierliche
Aktualisierung und Modifizierung der kommu-
nalen Angebote fiir Familien ermdglicht. Damit
die angesprochenen Zielgruppen von diesen An-
geboten erfahren und sich auch trauen, diese in
Anspruch zu nehmen, wurden Internetportale,
beispielsweise in Form von Sozialplattformen,
aufgebaut, die iiber diese Angebote gebiindelt in-
formieren. Des Weiteren werden beispielsweise
Familienzentren weiterentwickelt und Mafnah-
men, wie etwa ein Familienpass fiir ermagigte
Preise, angestoflen. Zudem helfen Familienbe-
richterstattungen den Kommunen, den Uberblick
iber den Zustand und die Bediirfnisse der Fami-
lien zu wahren.

,und wichtig ist eben fiir die Auditierung, dass
die Leute es auch wollen. Also nur die Auditie-
rung als Marketinginstrument — das geht schief.
Dazu wiirde ich auch jeder Kommune abraten“
(IW V4).

Einige Befragte geben an, dass in ihren Kommu-
nen die Einbindung der Familien im Vordergrund
des Auditierungsprozesses steht. Demnach seien
Partizipation und Vernetzung auch auflerhalb der
Verwaltung wichtig, da diese es allein nicht schaf-
fen koénne, Familiengerechtigkeit zu etablieren.
Damit grenzen sich diese interviewten Personen
vom Begriff ) Vermarktung“ ab. Ihnen geht es
nicht um die Vermarktung der Familiengerech-
tigkeit, sondern um die Beteiligung der Familien.

13 Siehe Kapitel 9.

In der letzten Kategorie dieses Handlungsfeldes
Beteiligung wird in 51 Textpassagen ndher be-
schrieben, was die 28 Interviewpartnerinnen und
-partner unter Einbeziehung der Biirgerinnen und
Biirger ihrer Kommunen verstehen. Einige be-
zeichnen Biirgerinnen und Biirger als das ,,Kapi-
tal der Kommune“ (IW PL7), dessen Bediirfnisse
gehort und fiir das Gelegenheiten zur Partizipa-
tion geschaffen werden sollten. Es gehe darum,
ein partizipatives Klima entstehen zu lassen, in
dem sich die Biirgerinnen und Biirger trauen, ihre
Wiinsche zu duflern, und die Verwaltung bestrebt
ist, sie bei Entscheidungen einzubinden. Dabei
dient die Biirgerbeteiligung als Schnittstelle zwi-
schen Verwaltung und Biirgerinnen und Biirgern.
Sie gilt als ,,wichtigster Pfeiler* (IW V6), da die Stadt
nicht alle Details aus ihren Stadtteilen kennen
kann und deshalb auf die Informationen ihrer An-
wohnerinnen und Anwohner angewiesen ist, die
z.B. die Organisation von Stadtteilfesten selbst
in die Hand nehmen oder am besten wissen, wo
Trampelpfade ausgebaut werden miissten. Ent-
sprechend messen die Befragten der Beteiligung
der Biirgerinnen und Biirger grofe Bedeutung bei.

Typische Formate der Biirgerbeteiligung sind bei-
spielsweise kleine Workshops oder Veranstaltun-
gen zu konkreten Themen oder Beteiligungsforen,
wie z. B. Stadtteildialoge. Bei Veranstaltungen wie
diesen lenkt das Thema Familie die Aufmerksam-
keit von Politikerinnen und Politikern, Vertrete-
rinnen und Vertretern der Kommunalverwaltung
als auch der Biirgerinnen und Biirgern auf sich.
Hier konnen Anwohnerinnen und Anwohner bei-
spielsweise ihre Meinung zur Gestaltung ihres
Wohnumfeldes kundtun. Ein Oberbiirgermeis-
ter lief} sich von Familien mit ihren Kinderwagen
beim Spaziergang begleiten, um sich tiber die Be-
lange vor Ort ein Bild zu machen.

Eine der untersuchten Kommunen wiederum legt
ihr Augenmerk auf die Ausgestaltung kommu-
nikativer Flachen. So wurde beispielsweise ein
Biirgergarten etabliert, der ebenfalls durch den
Landkreis und das Bundesprogramm Demokra-
tie leben! finanziell unterstiitzt wird. Er hat sich
als Plattform fiir Gefliichtete, neu Zugezogene
und die alteingesessenen Biirgerinnen und Biir-
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ger etabliert. Dieser Garten bietet den Besucherin-
nen und Besuchern nicht nur eine grofle Auswahl
an Angeboten, wie z. B. Konzerte oder Lesungen,
sondern auch die Mdglichkeit, einfach hinzu-
gehen, um dort zu ernten und/oder zu pflanzen.
Zusatzlich wurden Spielpldtze oder sogenannte
,Naschinseln“ errichtet, die dazu dienen, als
Kommunikationsorte Biirgerinnen und Biirger im
Alltag zusammenzubringen.

Dariiber hinaus waren auch erzielte Ergebnisse
Thema der Interviews. Die Erfahrungen mit der
Beteiligung der Biirgerinnen- und Biirger wurden
insgesamt als gut bewertet, sodass deren Meinung
auch bei zukiinftigen Entscheidungen mitberiick-
sichtigt wird. Aufgrund dieser Erfahrung sei die
Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger erst in
den Moglichkeitsraum mancher Hauptamtlichen
der Kommunalverwaltung geriickt. Dadurch wird
die Arbeit auf dem Amt iiber die Arbeit in der
LyAmtsstube® (IW I06) hinaus ausgeweitet. Aber es
wurden auch Schwierigkeiten mit den Formaten
der Biirgerbeteiligung angesprochen. So habe sich
z.B. die Koordination der Vorbereitung insbeson-
dere in einer untersuchten Grofistadt aufgrund der
Vielzahl der interessierten Akteurinnen und Ak-
teure als sehr schwierig erwiesen. Wenn sie alle
in Arbeitsgruppen, die jeweils ein Thema bearbei-
ten, zusammengefiihrt wiirden, sei fraglich, ob die
Biirgerinnen und Birger noch wirklich mit einge-
bunden sind. Auch Befragte aus kleineren Kom-
munen beschreiben die Auswahl bestimmter Biir-
gerinnen und Biirger fiir bestimmte Formate als
sehr herausfordernd. Festgehalten werden kann,
dass Biirgerbeteiligung erhebliche zeitliche Res-
sourcen bindet und die Prozesse um einiges ver-
langert. Deshalb ist abzuwdgen, welche Art von
Beteiligung wann notwendig und sinnvoll ist.

Das zweite Handlungsfeld wird von den beiden
Kategorien Elementarbereich (N=54) und Verein-
barkeit und Arbeitgeber (N=40) bestimmt. Den
iibrigen Kategorien wurden jeweils nur unter 20
Textstellen (schulische Betreuung) bzw. unter
zehn Textstellen (alle iibrigen) zugeordnet. Bereits

diese Verteilung lasst deutliche Riickschliisse auf
den Fokus der Interviewten ziehen.

In der Kategorie Elementarbereich (N=54) bestim-
men die Sorgen um ausreichende Pldtze in Kinder-
tagesstdtten das Bild. In den wachsenden Stadten
wird nach Meinung der Befragten mit iiberfiill-
ten Kindertagesstdtten und fehlendem padago-
gischem Fachpersonal gekdmpft. Besonders die
Fliichtlingswelle und die fehlerhaften Prognosen
riickldufiger Geburtenraten hidtten die Betreu-
ungssituation zunehmend angespannt. Vor allem
die Erfiillung der gesetzlichen Betreuungsquoten
durch die Lander und den Bund stelle eine grofie
Herausforderung dar - insbesondere, weil die
Verwaltung und Politik vor Ort nichts daran dan-
dern kann. Auch Kommunen mit 80-prozentiger
Bedarfsabdeckung an Kindertagesstatten stiin-
den weiter unter Druck, weil Eltern fiir ihr Kind
einen Kita-Platz ,,vor der Haustiir“ einfordern.
Vor allem aber sei es fiir Eltern mit Migrations-
hintergrund besonders wichtig, die Kindertages-
statte ohne 6ffentliche Verkehrsmittel erreichen
zu konnen.

Die Erweiterung der Betreuungslandschaft sei
durch kirchliche und freie Trager mitfinanziert
worden. Zudem werde versucht, Betriebskinder-
garten zu errichten. Doch weil die ansdssigen Un-
ternehmen die Notwendigkeit dafiir noch nicht
erkannt hatten, sei dies ein schwieriges Unter-
fangen. Aufgrund dessen konne die Verwaltung
nur alle zwei Jahre bei den groferen Unternehmen
nachfassen und versuchen, sie davon zu {iberzeu-
gen, dass betriebliche Kitas dazu beitragen, Fach-
krafte zu gewinnen bzw. zu halten. Des Weiteren
werde versucht, die Betreuungszeiten auszuwei-
ten.

Ein Interviewter gab an, dass seine Kommune eine
Kooperation mit einer Kindertagesstatte mit lan-
gen Betreuungszeiten bis 20 Uhr und Samstags-
betreuung eingegangen ist, aber auf eine Fort-
fliihrung dieses Modellprojekts verzichtet, weil
der Nutzen den finanziellen Mehraufwand nicht
rechtfertigt. Der von der Politik proklamierte
grofle Bedarf an ldngeren Betreuungszeiten habe
sich nicht bestatigt.
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In den Interviews kam auch die Qualitdt der Kin-
dertagesstdtten mehrfach zur Sprache, wurde von
den Befragten jedoch nicht konkretisiert. Dafiir
gaben sie an, dass ihre Kommunen zur besseren
Transparenz der Angebotsstruktur Internetportale,
wie z.B. das ,Kita-Portal Bochum®, eingerich-
tet haben, die umfangreich {iber die 6rtliche Kita-
Landschaft informieren und Eltern die Moglich-
keit bieten, ihr Kind vorab online in der von ihnen
praferierten Kindertageseinrichtung anzumelden.

Ein weiteres, mehrfach genanntes Thema inner-
halb dieser Kategorie ist der Ubergang von der Kita
in die Schule, den sich mehrere Kommunen zum
Schwerpunkt gesetzt haben.

Dariiber hinaus wird tiber neu etablierte Betreu-
ungsformen wie Kinderbetreuung fiir Eltern, die
kurz einkaufen gehen wollen, Notfallbetreuungen
und die Entlastung von Familien mit kleinen Kin-
dern durch Seniorinnen und Senioren gesprochen.

Generell stimmen die Befragten darin iiberein,
dass die Kita-Planung in ihrer Kommune, genau
wie die Schulentwicklungsplanung, auch ohne
das Audit Familiengerechte Kommune erfolgen
wiirde. Doch eines habe das Audit bewirkt: Die
,Latten wurden gelegt (IW 103) und durch die
Spielplatzkonzeption und die gute Versorgung in
den Krippen sei der Standard bereits so hoch, dass
sie auch nicht mehr verandert werden konnten.
Das Ziel sei es, ein ,Wohlfiihlumfeld“ (IW PL1) fiir
Familien zu schaffen, das die Arbeits- und Betreu-
ungssituation gut miteinander vereinbart und die
AuRenwirkung und Attraktivitdt fiir Familien in
den Kommunen steigert.

In den 40 Textstellen, die der Kategorie Verein-
barkeit und Arbeitgeber zugeordnet wurden, wird
hauptsdchlich {iber Kooperationen mit ortsan-
sdssigen Unternehmen zum Thema Vereinbarkeit
Familie und Beruf berichtet, die auch auf lang-
fristige Paradigmenwechsel abzielen und nicht
ausschlieRlich auf kurzfristige Mafnahmen. Die
Befragten gaben an, dass bei den Unternehmen
zundchst aber erst Verstdndnis dafiir geweckt
werden musste, dass das Thema Familiengerech-
tigkeit nicht ausschlieflich ein stddtisches Pro-

gramm ist, sondern alle relevanten Akteurinnen
und Akteure betrifft. Schliefflich seien Unterneh-
men auf Nachwuchs angewiesen. Unternehmeri-
sche Familienpolitik miisse unter anderem starker
in den Fokus riicken, weil fiir die Akquise und Bin-
dung von Personal auch familienpolitische Ange-
bote erforderlich sind.

In diesem Sinne versuche man, Unternehmen von
den Vorteilen, die Betriebskindergdrten bieten, zu
iiberzeugen, auch wenn die meisten diesen Bedarf
noch nicht sehen. Flankiert werden diese Bemii-
hungen durch Mafnahmen zum leichteren Uber-
gang von der Schule in den Beruf und zur Ver-
einbarkeit von Pflege eines Familienangehdrigen
und Beruf. All dies gelinge umso besser, wenn die
Unternehmen mithelfen. Doch wenn sie solchen
Themen nur eine geringe Bedeutung beimessen,
seien den Kommunen die Hande gebunden, da sie
selbst nur ein , Player unter vielen“ (IW PL9) sind.
Hier sei noch viel Uberzeugungsarbeit zu leisten,
weil die Wirtschaftskraft einer Kommune von der
wirtschaftlichen Entwicklung der ansassigen Un-
ternehmen abhdngig ist und diese deshalb fiir das
Thema gewonnen werden miissen.

In diesem Zusammenhang kam auch das Audit be-
rufundfamilie zur Sprache, an dem sich mehrere
Kommunalverwaltungen der untersuchten Kom-
munen beteiligten. Insbesondere vor dem Hin-
tergrund, dass fiir die familienpolitischen Ziele
der Kommunen zertifizierte Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber vor Ort aus zwei Griinden hilfreich
sind: Erstens riickt fiir diese Unternehmen auf-
grund des Audits das Thema Familiengerechtig-
keit starker in den Fokus und zweitens kann sich
eine Kommune mit vielen familiengerechten Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgebern familienpoli-
tisch profilieren und ihre AuRenwirkung verbes-
sern. Weitere MafRnahmen zur Steigerung der
Familiengerechtigkeit sind nach Meinung der Be-
fragten Ferienbetreuung, schnelles Internet fiir
Homeoffice, die generelle Arbeitsplatz- und Ar-
beitszeitgestaltung, Reduzierung des Drucks auf
Eltern durch eine Flexibilisierung der Arbeitszei-
ten, monetdre Zuschiisse fiir Neugeborene, Ge-
wahrung von Sonderurlaub nach der Elternzeit
sowie Arbeitsbefreiung bei kranken Angehérigen.
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In der Kategorie schulische Betreuung (N=16) wird
zum grofiten Teil iiber den Wunsch einer quali-
tativ guten Ganztagsbetreuung in Grundschu-
len gesprochen. Dariiber hinaus wird einmal auch
die Betreuung von Schulkindern in den Schulfe-
rien genannt. Flexible Betreuungsmoglichkei-
ten sowie Unterstiitzungsangebote fiir pflegebe-
diirftige Angehorige als auch eine Hospizinitiative
wurden implementiert, um die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf (N=6) zu verbessern. Doch fiir
die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sei Pflege
und Beruf aber ,,noch kein Thema und solange es kein
Thema ist, setzt man sich auch nicht wirklich damit
auseinander (IW 108). In den Kategorien Allein-
erziehende (N=4) und Kinderbetreuungskosten
(N=3) lassen sich durch die geringen Zuordnun-
gen keine konsistenten Aussagen herausarbeiten.

Im dritten Handlungsfeld Bildung und Erziehung
(N=30) wurden in der gesamten Codierung der In-
terviews die wenigsten Textstellen zugeordnet. Die
Kategorie Schule iberwiegt dabei mit 22 Passagen.
Dariiber hinaus wird im weiteren Kapitel lediglich
die Kategorie Erziehung (N=5) zusammenfassend
dargestellt, da allen anderen Kategorien nicht mehr
als drei Textstellen zugeordnet wurden.

In der Kategorie Schule wurde hauptsachlich die
Verbesserung der Uberginge von der Kinderta-
gesstdtte in die Schule und von der Schule in den
Beruf thematisiert. Die befragten Personen spra-
chen sich dafiir aus, dass die Vernetzung von Kin-
dergdarten und Schulen im Zusammenspiel mit
Fachleuten und Elternvertretungen vorangetrie-
ben werden solle. Im Rahmen des Audits habe
man hierzu klare Vereinbarungen getroffen, so-
dass Kitas, Schulen, Verwaltung und Eltern die
vereinbarten Ziele und beschlossenen Mafnah-
men auch mit der Politik riickkoppeln konnen.
Diese Beteiligung der unterschiedlichen Ebenen
fiihre zur Sicherung der Absprachen. Ein weite-
res grofles Thema in den Passagen dieser Kate-
gorie war die zunehmende Uberfiillung der Schu-
len und der damit einhergehende Lehrermangel.
Ein Befragter gab an, seine Kommune miisste

aufgrund der steigenden Einwohnerzahl in den
ndchsten zehn Jahren ca. ein Drittel mehr Schul-
pldtze schaffen.

Die Schaffung von Stellen fiir Sozialpadagoginnen
und -padagogen und die Finanzierung von Schul-
sozialarbeit bestimmen die Kategorie Erziehung.
Dariiber hinaus teilen die Befragten iibereinstim-
mend die Auffassung, dass die vielfdltigen famili-
enunterstiitzenden Angebote dem Bildungsstand
und Alter der Eltern und Kinder angemessen sein
sollten.!4

Im vierten Handlungsfeld Beratung und Unter-
stiitzung (N=55) sind die meisten Textstellen der
Kategorie Unterstiitzung zugeordnet worden. Die
anderen beiden Kategorien Jugendhilfe und Bera-
tung sind mit jeweils unter zehn Kategorien deut-
lich unterreprasentiert.

Auf die Frage, was gute Familienpolitik sei, bezo-
gen sich die Antworten haufig auf konkrete Un-
terstiitzungsangebote fiir Familien. Als Beispiel
wurde die nachhaltige Implementierung chan-
cengerechter, individueller Forderung genannt,
um die Erziehungskompetenzen der Eltern dort
zu fordern, wo Bedarfe sichtbar werden. Eine
Kommune bietet Unterstiitzungskurse neuerdings
auch online an. Auch in diesem Kontext nutzen
die Kommunen die vom Bund im Rahmen der Ini-
tiative Frithe Hilfen angebotene finanzielle Un-
terstiitzung fiir den Ausbau der Familiengerech-
tigkeit. Bezuschusst werden auch die Dienste von
Familienhebammen sowie die Etablierung famili-
engerechter Preise fiir kommunale Angebote, z. B.
in Form eines Familienpasses.

Eine der zehn Kommunen hat in diesem Zusam-
menhang einen Neugeborenenbegriiungsdienst
eingerichtet, indem im Namen der Biirgermeis-
terin oder des Burgermeisters den Familien der
Neugeborenen ein Willkommensgeschenk iiber-

14 Die Textpassagen in der Kategorie Schule beziehen sich
auf die auch ohne Audit erfolgte Schulentwicklungspla-
nung.
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reicht und iiber weiterfilhrende Unterstiitzungs-
angebote in der Kommune informiert wird. Die-
ser seit iiber zehn Jahren bestehende Dienst wird
von den Familien sehr gut angenommen. Gene-
rell versuchen die Kommunen, mit Angeboten so-
zialen Ungleichheiten entgegenzutreten und diese
nach Moglichkeit zu verringern.

In den Interviews wurde des Weiteren iiber eh-
renamtliche Unterstiitzung durch ansassige Ver-
eine und die Einrichtung einer Freiwilligenagen-
tur in einer der Kommunen berichtet. Etabliert
haben sich auch Familienbiiros, die als zentrale
Anlaufstelle aller Familien biirgernah Transparenz
liber alle bestehenden lebensphaseniibergreifende
Angebote der Kommune schaffen. Deutlich selte-
ner hingegen kamen die Befragten auf Unterstiit-
zungsangebote konkret fiir Seniorinnen und Seni-
oren zu sprechen. Nur eine der Kommunen hat ein
Seniorenbiiro eingerichtet, das Betreuungsmog-
lichkeiten und Unterstiitzungsangebote fiir pfle-
gebediirftige Angehorige koordiniert und vermit-
telt. In einer weiteren Kommune haben sich die
beteiligten Akteurinnen und Akteure im Sinne der
unterstiitzenden Mafnahmen des Audits darauf
verstdandigt, dass Seniorinnen und Senioren nicht
allein gelassen werden diirften. In diesem Zusam-
menhang wurden fiir sie zum Einkaufen spezielle
Busdienste etabliert.

In der Kategorie Jugendhilfe (N=6) berichteten
die Interviewpartnerinnen und -partner iiber-
wiegend von konkreten Angeboten. Eine Kom-
mune hat beispielsweise in Kooperation mit allen
Amtern und weiteren externen Akteurinnen und
Akteuren eine Jugendberufsagentur eingerich-
tet, eine andere ein Jugendzentrum fiir Freizeit-
moglichkeiten unter Aufsicht einer Jugendsozi-
alarbeiterin oder eines Jugendsozialarbeiters. Im
einer dritten Kommune wird in einem Fabrikge-
baude ein neues soziokulturelles Zentrum einge-
richtet: Dort wird Jugendlichen ab der siebten und
achten Schulklasse ein Raum zur freien Gestaltung
zur Verfiigung gestellt, in dem sie unter Einhal-
tung der Sicherheitsvorkehrungen ,,ihren“ Raum
selber gestalten diirfen.

Des Weiteren wurde iiber die Einrichtung von
Jugendclubs sowie {iber die Durchfiihrung von
Workshops fiir (zundchst unbegleitete minder-
jdhrige) Fliichtlinge berichtet, in denen Vertrete-
rinnen und Vertreter der Verbraucherzentrale und
von pro familia gemeinsam mit anderen Akteurin-
nen und Akteuren die Grundziige der Demokratie,
das Schulsystem und anderes Wissenswertes, wie
z.B. Handyvertrage, erkldren. Dadurch erhalten
die Fluchtlinge nicht nur lebenspraktische Unter-
stiitzung, sondern werden auch an das Haus der
Jugend gebunden, wodurch sie Vertrauen in Insti-
tutionen aufbauen kénnen.

In der Kategorie Beratung (N=5) lassen sich keine
weiteren Institutionen oder Angebote mehr hin-
zufiigen. Generell werden Familien(service)biiros,
Seniorenbiiros und Familienzentren von Familien
als Anlaufstellen genutzt, wenn sie Rat suchen.

Im Handlungsfeld 5 Wohnumfeld und Lebens-
qualitdt (N=145) wurden die meisten Textstel-
len der Kategorie Stadtplanung und Lebensquali-
tat (N=61) zugeordnet, gefolgt von den Kategorien
Wohnen und Bauen (N=39), Freizeit (N=29) und
Verkehr (N=16). Die iibrigen Kategorien werden
mangels ausreichender Zuordnungen im Folgen-
den nicht erlautert.

In der Kategorie Stadtplanung und Lebensqua-
litdt (N=61) nannten die Befragten als Zielset-
zung, dass die Biirgerinnen und Biirger gerne in
der Kommune leben und sich mit ihr identifizie-
ren. Dafiir miisse das Leben in der Stadt so an-
genehm wie moglich gestaltet werden, was eine
gute familien- und generationengerechte Infra-
struktur voraussetzt. Als Herausforderung wurde
in den Interviews haufig iiber die chronische Un-
terversorgung von (fach-)arztlichem und logo-
padischem Personal in erreichbarer Entfernung
gesprochen, ebenso {iber die bedenkliche Hebam-
mensituation, die jedoch durch die Kassendrzt-
liche Vereinigung geregelt werden, sodass den
Kommunen kaum Gestaltungsspielraum bleibt.
Deshalb testen einige bereits alternative arztli-
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che Versorgungsmoglichkeiten, beispielsweise in
Form von Gemeindepflege und oder Reaktivie-
rung von Hausarztinnen und -arzten, die bereits
im Ruhestand sind, fiir die erste drztliche Versor-
gung von alteren Patientinnen und Patienten, um
die Arzte vor Ort zu entlasten.

Des Weiteren betonten die Befragten die zentrale
Bedeutung des Themas , integrierte Stadtentwick-
lung“ in ihren Kommunen. So finde z. B. ein Um-
denken dahingehend statt, dass es bei Straflen-
beldgen nicht primar um Schonheit, sondern um
Familiengerechtigkeit gehen sollte, indem Rol-
latoren oder Kinderwagen problemlos durch die
Stadt geschoben werden konnen. Auch bei der
Stadtentwicklung sei ein Umdenken hin zur so-
zialen Infrastruktur angebracht: Gebdude miissen
nicht nur gebaut, sondern auch sinnvoll genutzt
werden. Auch wenn die Stadte sich tiber Bevolke-
rungszuwachs freuen, verfiigen sie aber nur iiber
eine begrenzte Fldche, die zwangsldufig zu Kon-
kurrenzsituationen fiihrt. Auch bei der Sozial-
raumorientierung und -planung miisse Alters-
und Kinderarmut immer wieder in den Blickpunkt
der Betrachtung riicken.

So sei es sinnvoll im Sinne einer integrierten
Stadtplanung bei der Planung von Neubaugebie-
ten o. A. andere Fachbereiche neben Architek-
tinnen und Architekten oder Technikerinnen und
Technikern einzubinden, um andere Perspektiven
mitbertiicksichtigen zu konnen. Auch beim Hoch-
und Tiefbau solle auf Familiengerechtigkeit und
insbesondere im Stadtbau auf barrierefreie Zu-
gange geachtet werden. Eine nachhaltige Stadt-
entwicklung sei besonders fiir die sogenannten
,abgehdngten“ Stadt- und Ortsteile wichtig. Hier
kame die Bedeutung der Stadtteilzentren zum Tra-
gen, in denen erprobt wird, wie sich Generationen,
unterschiedliche Ethnien und auch Menschen mit
Behinderungen begegnen.

In der Kategorie Wohnen und Bauen (N=39) ist die
Zukunft des Wohnraums ein vielfach diskutiertes
Thema. Familiengerechter Wohnraum werde vor
allem durch seine Bezahlbarkeit definiert. Des-
halb versuchten Kommunen den sozialen Woh-
nungsbau zu planen bzw. soziale Wohnungen zu

bauen und Kooperationen mit Vermieterinnen
und Vermietern voranzutreiben. Befragte aus den
neuen Liandern wiesen auf das Problem hin, dass
altere Menschen mit alten Mietvertragen allein in
groflen Wohnungen wohnen, sich aber aufgrund
der dort hohen Mieten kleine Wohnungen in
Stadtndhe nicht leisten konnen. Auch fiir Familien
werde es immer schwerer, ausreichend Wohn-
raum zu bezahlbaren Preisen zu finden.

Die Errichtung einer Tauschborse ohne Erh6hung
der Mieten erweise sich jedoch als schwierig, weil
die Immobiliengenossenschaften bei solchen Vor-
haben finanzielle Verluste in Kauf nehmen miiss-
ten. Die Wohnungsknappheit gewinne zusdtz-
lich durch die Integration von Fliichtlingen in den
Wohnungsmarkt an Fahrt. Als weiterer Aspekt
wird die Unterstiitzung von jungen Familien beim
Hauskauf angefiihrt. Dafiir wiirden Kommunen
Baugebiete fiir insbesondere junge Familien er-
schlieffen. Auch das Wohnen im hohen Alter ge-
hort zu den Dauerthemen, zumal die Wartezei-
ten auf Heimpldtze immer langer werden und die
Kommunen deshalb immer mehr auf die Unter-
stiitzung durch Privatpersonen angewiesen sind,
die ihre pflegebediirftigen Angehorigen so lange
wie moglich zu Hause in gewohnter Umgebung
behalten.

Der Kategorie Freizeit wurden 29 Interviewpassa-
gen zugeordnet, die eine Betrachtung des Themas
Familie als Querschnittsthemas bestatigen. Neben
dem Erhalt von vorhandenen Angeboten vor Ort,
wie dem Freizeitbad, Ferienspiele und Sportange-
boten auch auflerhalb von Sportvereinen, wurde
hdufig tiber Ehrendamter, Spielpldtze und Begeg-
nungen gesprochen. So wiirden Kommunen die
Ubernahme von Ehrenimtern durch Biirgerin-
nen und Biirger beispielsweise durch Kooperatio-
nen vorantreiben, etwa mit einer Universitat, die
Leistungspunkte fiir dieses Engagement vergibt,
oder mit der (Ober-)Biirgermeisterin bzw. dem
(Ober-)Biirgermeister, die im Rahmen einer Dan-
kesveranstaltung in einer Ansprache dem freiwil-
ligen Engagement ihre Wertschatzung bekunden,
oder aber auch mit einer Freiwilligenagentur, die
dem Einsatz ehrenamtlicher Helferinnen und Hel-
fer koordiniert.
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Eine Kommune zeigt mit der Einrichtung eines
Runden Tisches Soziales Engagement, dass sie
das Thema ernst nimmt. Andere Kommunen be-
ziehen bei der Konzeption von Spielplatzen auch
die Bedarfe Erwachsener mit ein, indem sie bei-
spielsweise auf Spielpldtzen vermehrt Fitnessge-
rdte fiir diese Zielgruppe aufstellen. Ein Befragter
berichtete, dass seine Kommune auf ausdriick-
lichen Wunsch einer Ortschaftskonferenz einen
Boule-Platz errichtet habe. Exemplarisch wur-
den auch Biirgergdrten, Eltern-Kind-Treffs, Biir-
ger- und Jugendzentren, soziokulturelle Zentren
und Seniorenbegegnungsstdtten als Angebote zur
Forderung der Begegnung und des Austauschs von
Biirgerinnen und Biirgern genannt.

Das Thema Gerechtigkeit und Teilhabe stelle fiir
Kommunen ein generelles Problem dar, insbe-
sondere, weil die bundespolitischen Ideen nicht
ihren gewliinschten Zweck erfiillen wiirden. So
sei beispielsweise der Eintritt in einen Sportver-
ein fiir viele Biirgerinnen und Biirger schlichtweg
immer noch zu teuer. Instrumente wie der Fami-
lienpass und Ferienpass seien zwar adaquate Mit-
tel, um dem gegenzusteuern, aber immer noch
nicht ausreichend vorhanden. Bei kostenlosen
Angeboten fiir die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer libernehmen die Trager die Kosten - diese
konnten von den Kommunen aufgrund der zu ge-
ringen Landesforderung jedoch nicht abgedeckt
werden.

In der Kategorie Verkehr (N=16) wird hauptsach-
lich iiber die Themen Erreichbarkeit, 6ffentli-
cher Personennahverkehr und Barrierefreiheit
gesprochen. Dabei sind sich die Befragten einig
in der Auffassung, dass vor allem eine schlechte
Infrastruktur besonders hinderlich fiir Familien
sei. Entsprechend planen einige Kommunen, ihre
Attraktivitdt durch den Ausbau des 6ffentlichen
Personennahverkehrs zu erhéhen. Mit Blick auf
die Barrierefreiheit steht mancherorts die Kom-
patibilitdt von Niederflurbussen und den Halte-
stellen vor Ort im Blickpunkt der Betrachtung.
In einer Kommune sei es gelungen, das Bauamt
davon zu liberzeugen, dass eine nicht der DIN-
Norm fiir Rollstiihle entsprechende Rampe eines
Niederflurbusses nicht nur fiir Kinderwagen er-

hebliche Erleichterungen mit sich bringt, son-
dern sich auch fiir Rollstiihle bestens bewdhrt hat.

Dem sechsten Handlungsfeld Senioren und Ge-
nerationen konnten 42 Textpassagen zugeordnet
werden, wovon etwa die Halfte auf die Katego-
rie Senioren (N=20) entfallt. Weitere Codes waren
Mehrgenerationen- und Familienzentren (N=17)
und Pflege (N=5).

Bei den Textstellen, die der Kategorie Senioren zu-
geordnet wurden, fallt auf, dass die meisten Aus-
sagen darauf abstellen, dass das Thema Senioren
weder von den Kommunen noch in deren Audi-
tierungsprozess ausreichend beriicksichtigt wird.
Mehrere der Befragten wiirden eine starkere in-
haltliche Vertiefung der Themen Pflege und Se-
niorinnen begriifen, das zugunsten der klassi-
schen Familienthemen ins Hintertreffen geraten
ist. Auf diese inhaltliche Arbeit miisse sich jedoch
erst starker fokussiert werden, denn der demo-
graphische Wandel sei in manchen Kommunen
schon starker sichtbar. Andere Kommunen wir-
den sich aber auch schon bevor dies eintritt mit
gezielten GegenmafBnahmen darauf vorbereitet
wissen wollen.

Andernorts stof3t dieses Thema allerdings noch
auf Unverstandnis, weil dort die Folgen des demo-
graphischen Wandels noch nicht spiirbar genug
sind. Thematisiert wurden in den Interviews aber
auch Angebote wie eine Seniorenbegegnungs-
stdtte zum gegenseitigen Kennenlernen und Tref-
fen oder Spielpldtze fiir dltere Biirgerinnen und
Biirger sowie ein Sportprogramm fiir die Ziel-
gruppe der immer mobiler werdenden Seniorin-
nen und Senioren. Dariiber hinaus kam das eh-
renamtliche Engagement von Seniorinnen und
Senioren in den Kommunen zur Sprache.

Auf die Frage, was gute Familienpolitik ausmacht,
antworteten mehrere der Interviewpartnerinnen
und -partnern mit dem Schlagwort ,Miteinander
der Generationen“ (IW V9). Doch auch auf die Frage
hin, welche kommunalpolitischen Schwierigkei-
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ten mit dem Thema Familie bereits aufgekommen
seien, antworteten die Befragten liberwiegend mit
dem Schlagwort ,Generationengerechtigkeit (IW
PL9). In der Kategorie Mehrgenerationen- und
Familienzentren (N=17) wurden hdufig die Wei-
terentwicklung der Familienzentren und Eltern-
Kind-Treffs angesprochen. So seien beispiels-
weise ,,ganz viele Projekte im Eltern-Kind-Treff“ (IW
V2) bereits angestoflen worden. Andernorts habe
man zudem den Etat fiir Familienzentren, die auf
die Begegnung von Biirgerinnen und Biirgern ihr
Augenmerk richten, erhoht. In diesen Zentren
konnen sich Eltern kennenlernen und iiber ihre
Anliegen austauschen.

Dies sei wichtig vor dem Hintergrund, dass die
friihe Phase des Elternseins ohne die Moglichkeit,
bei Bedarf vor Ort Beratungsdienste zur Famili-
enbildung in Anspruch nehmen zu kdnnen, Ri-
siken birgt. Dies gelte fiir junge Eltern insbeson-
dere bei Fragen zu ihren Kindern, etwa bei Fieber
oder Krankheit. Deshalb, so die einhellige Mei-
nung, miisse Elternarbeit in Kindertagesstdtten
ausgeweitet werden. Hier konnten auch Rentne-
rinnen und Rentner mit ihrer Lebenserfahrung
gute Dienste leisten. Durch ihr Engagement konn-
ten sie zusatzlich vor Einsamkeit geschiitzt und so
beim Fiihren eines moglichst langen selbststandi-
gen Lebens unterstiitzt werden.

In der Kategorie Pflege wurde von dem Ziel be-
richtet, kranke und alte Menschen im Blick zu be-
halten. Vor allem fiir die Pflege von Hochbetagten
seien innovative Ideen und die Uberwindung von
biirokratischen und gesetzlichen Hindernissen
gefragt. Die Befragten gaben an, dass die Planung
der Pflegeangebote komplexer sei als angenom-
men. Eine Kommune konnte die Planung selbst in
Kooperation mit einer Universitat noch nicht hin-
langlich abschlieRen.

Zusammenfassend lassen sich fiir das erste Hand-
lungsfeld Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit
folgende Erkenntnisse festhalten.

Strategische Nutzung des Audits: Einige Kom-
munen nutzen das Audit als umfassendes Ma-
nagementsystem und siedeln es direkt unter
der Verwaltungsspitze an, um eine hohere
Verbindlichkeit innerhalb der Kommunalver-
waltung zu erzielen. Andere Kommunen hin-
gegen nutzen starker die Aufenwirkung des
Siegels, um ihre Attraktivitdt bei unterschied-
lichen Zielgruppen zu steigern.

Beteiligung: Die Notwendigkeit, Biirgerinnen
und Biirger an sie betreffenden Entscheidun-
gen zu beteiligen, wird von den Kommunen
zunehmend erkannt. Die Beteiligungsmog-
lichkeiten werden in den untersuchten Kom-
munen unterschiedlich gehandhabt.

Familienbegriff: Die Auseinandersetzung mit
dem Familienbegriff im Audit beeinflusst die
kommunale Perspektive auf Familien. Die Er-
weiterung des Blicks von der Kernfamilie auf
samtliche Lebensbereiche des Sozialraums
und Generationen als auch die Loslosung der
biologischen Abhdngigkeit von Familien wer-
den iiberwiegend theoretisch betrachtet. In
der Praxis kommunaler Familienpolitik wer-
den Handlungsfelder nicht in diesem gesamt-
heitlichen Sinne, sondern nach wie vor ziel-
gruppenspezifisch bearbeitet.

Finanzierung: Kommunale Familienpolitik
kann ihre Aufgaben ohne finanzielle Unter-
stiitzung durch Bund und Lander nur unzurei-
chend erfiillen. Die finanzielle Situation der
meisten Kommunen ist angespannt, sodass
sie ohne diese Zusatzfinanzierungen ihren fa-
miliengerechten Ambitionen nicht nachkom-
men, sondern bestenfalls ihre familienpoliti-
schen Pflichtausgaben erfiillen kénnen. Diese
haben aber zumeist nicht Familien als Gan-
zes, sondern nach wie vor einzelne Zielgruppen
(z.B. Jugendliche, Familien in schwierigen Le-
benslagen, Alleinerziehende) im Blick. Im Um-
kehrschluss ist erkennbar, dass Kommunen
Themenfeldern, die nicht durch Bundes- oder
Landesmittel bezuschusst werden, entspre-
chend weniger Aufmerksamkeit widmen.
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Fiir das zweite Handlungsfeld Familie und Ar-
beitswelt, Betreuung lassen sich zusammenfas-
send folgende Erkenntnisse festhalten:

Kinderbetreuung: Die Debatte um die Verein-
barkeit von Familie und Beruf wird dominiert
von der ausreichenden Ausstattung an Kinder-
betreuungspldtzen. Hier gewinnt eine Zusam-
menarbeit zwischen der Kommunalverwaltung
und den ansassigen Unternehmen zunehmend
an Bedeutung.

Denken in Zielgruppen: Bei der Betreuung schul-
pflichtiger Kinder wird ersichtlich, dass sich
kommunale Familienpolitik nicht an Kindern
und Familien als Kontinuum orientiert, son-
dern segmentiert in Themenfeldern agiert.
Dies wird am Beispiel Kindertagesstatten- und
Schulplanung deutlich: IThre Handhabung wird
vom Auditierungsprozess kaum beeinflusst,
sondern wie in Vergangenheit fortgesetzt.

Auch im Handlungsfeld Bildung und Erziehung
wird deutlich, dass vom Audit inhaltlich keine
neuen Impulse fiir die Schulentwicklungsplanung
hervorgehen. Es bewirkt lediglich zusatzliche fa-
milienunterstiitzende Mafnahmen.

Fiir das vierte Handlungsfeld Beratung und Un-
terstiitzung sind zusammenfassend folgende Er-
kenntnisse zu verzeichnen:

Investitionen in Familien: Das Audit hat nicht
automatisch zur Folge, dass Kommunen mehr
Geld fiir die Unterstiitzung der Familien be-
reitstellen, sie biindeln ihre Ressourcen viel-
mehr mit Blick auf bestimmte Bedarfslagen.

Familien(service)biiros: Hier werden Ansatze einer
Querschnittssichtweise auf Familien erkenn-
bar, weil versucht wird, Ratsuchenden Hilfe ge-
biindelt und unmittelbar anzubieten, ohne dass
diese sich an verschiedene Zustandigkeiten in
der Kommunalverwaltung wenden miissen.

Fiir das fiinfte Handlungsfeld Wohnumfeld und
Lebensqualitat sind insbesondere zwei Erkennt-
nisse festzuhalten:

Familie als Querschnittsaufgabe: In Einzelfdllen
ist eine Querschnittsbetrachtung des Themas
Familie zu verzeichnen, beispielsweise wenn
nicht originar fiir Familienpolitik zustdndige
Stellen in die Verbesserung der Familienge-
rechtigkeit mit einbezogen werden, z.B. das
Bauamt fiir barrierefreies Wohnen.

Pflichtige und freiwillige Aufgaben: Es zeigt sich,
dass die kommunalen Pflichtaufgaben deut-
lich leichter in die Zielrichtung des Audits ein-
gebettet werden konnen. Dariiber hinausge-
hende Aufgaben sind jedoch sehr schwer im
Haushalt zu beriicksichtigen. Doch gerade die-
sen wird eine wichtige Rolle bei der Verbesse-
rung der Familiengerechtigkeit in Kommunen
zugeschrieben.

Das Handlungsfeld 6 Senioren und Generatio-
nen wird in den Interviews , stiefmiitterlich® be-
riicksichtigt. Es fdllt auf, dass die meisten Aussa-
gen zu Senioren bestdtigen, dass dieses Thema in
der kommunalen Familienpolitik deutlich zu kurz
kommt. Das , Miteinander der Generationen* wird
zwar gerne als Slogan einer guten Familienpoli-
tik genannt, verharrt aber weitgehend auf theo-
retischer Ebene. Obwohl Generationengerechtig-
keit im Audit auch auf die Grofeltern und andere
dltere Menschen ausgeweitet wurde, fokussie-
ren sich diesbeziigliche Mafnahmen stark auf die
Entwicklung von Familienzentren, die aber iiber-
wiegend auf die Schaffung von Moglichkeiten der
Begegnung und des Austauschs von jungen Eltern
ausgerichtet sind. Die inhaltliche Arbeit und Aus-
einandersetzung mit dem Miteinander der Ge-
nerationen erscheint deshalb von den {ibrigen
Handlungsfeldern des Audits getrennt, hier ist
der Querschnittsgedanke in den Kommunalver-
waltungen offenbar noch nicht sehr ausgepragt.
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8 Auswertung des po

Familien

Untersuchungskommunen

Fiir den Blickwinkel der Kommunalpolitik auf
die Familiengerechtigkeit und familienpolitische
Themen im Allgemeinen wurde von einer narrati-
ven Befragung einzelner Politikerinnen oder Poli-
tiker abgesehen, da das Risiko bestand, dass Ein-
zelmeinungen zu stark gewichtet wiirden, was
wiederum nicht zu kontrollieren ist. Stattdessen
wurden die Ratsprotokolle und die Niederschriften
des Jugendhilfeausschusses oder des jeweiligen
Aquivalents des Jahres 2017 mit einer Schlagwort-
suche nach entscheidenden Passagen durchsucht
und im Anschluss wurde wieder die Kategorisie-
rung in die Handlungsfelder des Audits Familien-
gerechte Kommune und weiteren Unterkategorien
vorgenommen. Die Unterkategorien entsprechen
zugleich denen der Interviewcodierung in Kapi-
tel 7. Mit dieser Vorgehensweise kann herausge-
arbeitet werden, wie im politischen Diskurs der
einzelnen Kommunen {iber Familien gesprochen
wird, und ldsst sich zugleich ein diskurstypiiber-
greifender interkommunaler Vergleich ziehen.

Hier werden die Rahmenbedingungen dadurch ge-
bildet, dass es zwar gesetzliche Regelungen zur
Arbeit mit Familien in der Jugendhilfe gibt, wie die
Hilfen zur Erziehung im Allgemeinen und die so-
zialpddagogische Familienhilfe im Speziellen (§ 31
SGB VIII). Allerdings ist nicht geregelt, wie genau
die Hilfen familidre Beziehungen adressieren und
wie genau sie mit anderen kommunalen Angebo-
ten verkniipft werden. Daher liegt trotz der kom-
plexen Materie die Frage auf der Hand, welches
Bild von Familie in der politischen Diskussion zu
erkennen ist und wie Familie bei Diskussionen im
politischen Raum, auch in Bezug auf die Ausge-
staltung der Pflichtaufgaben nach dem SGB VIII,
mit einzubeziehen ist. Daher ldsst sich aus dem
politischen Diskurs ableiten, ob familidre Bezie-
hungen adressiert oder Familien eher in Subgrup-

pen unterteilt und adressiert werden, was zwar
einem funktionalistischen, aber keinem ganz-
heitlichen familienpolitischen Ansatz entspre-
chen wiirde, der durch das Audit Familiengerechte
Kommune mitgepragt werden sollte.

Die erste Hiirde war, zundchst alle Niederschrif-
ten der Kommunen fiir die Analyse zusammenzu-
suchen und abzulegen. In sechs Kommunen waren
die gewiinschten Ratsprotokolle online verfiig-
bar, drei Verantwortliche in den Kommunalver-
waltungen schickten die Protokolle auf Anfrage
per E-Mail zu. Aus Landau in der Pfalz waren kei-
nerlei Protokolle einsehbar. Daher fiel diese Kom-
mune aus der Analyse der Ratsprotokolle und Nie-
derschriften des Jugendhilfeausschusses heraus.
Eine weitere Schwierigkeit bei der Beschaffung
der Protokolle war die unterschiedliche Ausgestal-
tung des Jugendhilfeausschusses. Insbesondere
in kleineren Kommunen ist dieser Ausschuss in-
haltlich weiter gefasst und somit auch fiir Themen
aufterhalb der klassischen Jugendhilfe zustdndig.
Dies muss im Sinne der Vergleichbarkeit in gewis-
sem MafRe mitberiicksichtigt werden. In Gorlitz
ist der vergleichbare Ausschuss kein entschlie-
Render, sondern lediglich beratender Ausschuss,
weshalb auch die Niederschriften nicht mit denen
der anderen Kommunen vergleichbar gewesen
waren. Aus dieser Kommune wurden deshalb nur
die Ratsprotokolle, nicht aber die eines Fachaus-
schusses bei der Auswertung beriicksichtigt. Ins-
gesamt flossen 63 Ratsprotokolle mit 1.433 Seiten
und 48 Niederschriften der entsprechenden Aus-

itischen Diskurses zu
n den politischen Gremien der
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schiisse mit 350 Seiten in die Analyse ein. Doch
nicht nur die Anzahl, sondern auch die Lange der
jeweiligen Niederschriften muss bei der Analyse
mitbedacht werden, wobei die Lange der Sitzun-
gen und die Ausfiihrlichkeit der Niederschrif-
ten zwischen den Kommunen variiert. In einigen
Kommunen bestanden die dieser Untersuchung
zur Verfiigung stehenden Protokolle aus nicht viel
mehr Inhalten als den Tagesordnungspunkten. In
anderen Kommunen wurden Debatten wortwort-
lich festgehalten.

Die insgesamt 111 Dokumente wurden mit der in
Tabelle 18 aufgefithrten Schlagwortliste abge-
sucht. Dabei wurden nicht nur die Themen der
einzelnen Handlungsfelder, sondern auch die Be-
griffe des erweiterten Familienbegriffs, die sich
durch die Analyse der von den Kommunen erstell-
ten Dokumente (siehe Kapitel 6.2) ergeben haben,
und Metathemen kommunaler Familienpolitik in
die Suche aufgenommen. Aus Griinden der Prak-
tikabilitdat wurden die Schlagworte Wohnen, Woh-
nungen, Wohnungsbau und Wohnumfeld zu dem
Schlagwort Wohn zusammengefasst. Ebenso steht
das Schlagwort Demogra fiir demographischer
Wandel, Demographie, demografischer Wandel
und Demografie, um auch Treffer der neuen deut-
schen Rechtschreibung mit erfassen zu konnen.

TABELLE 18 Dreidimensionale Schlagwortliste

Die durch die Suche dieser Schlagworter gefunde-
nen Abschnitte in den Dokumenten wurden auf
ihren Inhalt und die Zugehdrigkeit zum weiten
Feld der Familienpolitik hin untersucht und dann
den in Tabelle 17 dargestellten Kategorien und
Unterkategorien zugeordnet. Ausschussnamen
(z.B. Ausschuss fiir Familie, Soziales und Kultur)
oder Ortlichkeiten (z. B. Beratungsraum) mussten
dabei beispielsweise herausgefiltert werden und
sind nicht in die Auswertung eingeflossen. Die Co-
dierung wurde von mehreren Personen unabhan-
gig, aber zur gleichen Zeit am gleichen Ort mit ge-
legentlichen Absprachen vorgenommen. So wurde
eine hohere Interrater-Reliabilitdt erzeugt. In Ta-
belle 19 werden die Zuordnungen der Abschnitte
aus den 1.783 Seiten der Protokolle zu den jewei-
ligen Codes dargestellt. Bei der Zuordnung der
Codes wurde auf eine Doppelcodierung verzich-
tet, um den Auswertungsprozess praktikabel zu
gestalten. So wurde die Kategorie Beratung dem
vierten Handlungsfeld zugeordnet, obwohl die Se-
niorenberatung auch dem sechsten und Pflege-
beratung dem zweiten Handlungsfeld zugeordnet
werden kdnnten. Da jedoch mit der Auswertung
ein {iber alle zehn Kommunen geltender Uberblick
geschaffen werden sollte, wurde darauf verzichtet.

Handlungsfelder Steuerung Vernetzung Netzwerk Nachhaltig
Ziel Betreuung Vereinbarkeit Erziehung
Bildung Familie Beratung Unterstltzung
Lebensqualitat Generationen
(Prdvention) (Integration) (Akzeptanz)

Lebensspannen Schwangerschaft Neugeboren Kind Kindertagesstatte
Kita Kindergarten Eltern Schule
Jugend Senioren Altere Pflege
Tagespflege Tagesmutter

Metathemen Familienpolitik Ubergang Wohn Demogra
Beteiligung Partizipation

Quelle: eigene Darstellung
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TABELLE 19 Anzahl der verwendeten Kategorien in
der Auswertung der Ratsprotokolle und

Niederschriften

N=781
T Steuerung, Vernetzung, Nachhaltigkeit 210
N Steuerung 14
Vernetzung 19
Beteiligung 119
N Nachhaltigkeit und Sicherung 12
Audit 46
? Familie und Arbeitswelt, Betreuung 161
N Vereinbarkeit und Arbeitgeber 3
N Elterngeld & Unterhalt 9
Alleinerziehende 7
N schulische Betreuung 6
N Elementarbereich 78
N Kinderbetreuungskosten 51
Kindertagespflege 7
? Bildung und Erziehung 115
N Bildungsangebote 6
N Bildungskosten 19
Schule 68
N Erwachsenenbildung 7
musisch-kiinstlerische Bildung 7
N Erziehung 8
T Beratung und Unterstiitzung 72
N Beratung 21
N Unterstiitzung 25
N Jugendhilfe 26
? Wohnumfeld und Lebensqualitat 313
N Wohnen & Bauen 28
N Stadtplanung & Lebensqualitat 113
N offentliche Einrichtungen 101
N Verkehr 29
Freizeit 19
Unterkiinfte und 6konomisch Schwache 23
67. Senioren und Generationen 25
N Senioren 12
Mehrgenerationen- und Familienzentren 13

Codes mit einer Zuordnung von N < 3 wurden nicht ausgewiesen

Quelle: eigene Darstellung

Im Folgenden wird nun der politische Diskurs
in den zehn untersuchten Kommunen betrach-
tet. Dafiir werden die Codes den jeweiligen Hand-
lungsfeldern zugehorig ausgewertet. Dabei wird
keine Unterscheidung zwischen den Kommunen
vorgenommen, da es nicht um einen Vergleich der
einzelnen Kommune, sondern um Aussagen zum
Instrument selbst geht.

Die Zuordnung zu den einzelnen Kategorien und
Codes beruht bei der Analyse lediglich auf einer
analytischen Trennung. Je starker die Themenfelder
auch zwischen den Kategorien verschmelzen, desto
mehr wird die Arbeit an der Familiengerechtigkeit
der Kommune als Querschnittsthema deutlich.?

Im ersten Handlungsfeld ldsst sich ein klarer
Schwerpunkt auf der Kategorie Beteiligung (N=119)
erkennen. Mit iiber die Halfte (N=46) der Textstel-
len sind Thematiken zum Audit Familiengerechte
Kommune mit den Subkategorien Ergebnisse und
Ziele vertreten. Die Kategorien Steuerung, Vernet-
zung und Nachhaltigkeit sind mit ca. zehn Text-
stellen weitaus unterreprdsentiert.

Die Kategorie Beteiligung setzt sich aus unter-
schiedlichen Aspekten der Biirgerbeteiligung zu-
sammen. Dabei nimmt die direkte Einbeziehung
von Biirgerinnen und Biirgern, Kindern und Ju-
gendlichen in die politischen Sitzungen unter an-
derem durch die Einwohnerfragestunden einen
hohen Stellwert ein. Ergebnisse von Jugendforen,
Partizipation in der Kindertagesstdtte sowie die
Starkung der politischen Bildungsarbeit werden
im Sinne von Beteiligungsformen ebenso in den
politischen Gremien diskutiert:

15 Die Codierungen wurden deshalb anhand von der best-
moglichen Passung zu einer Kategorie vorgenommen,
was nicht ausschlieft, dass nicht auch punktuell eine an-
dere Zuteilung moglich gewesen ware.
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,Beschluss: Das Bezirksamt wird ersucht, gemeinsam mit
den Fraktionen und Ausschiissen der BVV die politische
Bildungsarbeit in Lichtenberg zu stdarken. Dabei sind die
Stadtteilzentren, lokale Vereine, Trdger und Biirger *innen-
initiativen, Schulen, Jugendfreizeiteinrichtungen, Sportver-
eine, die bezirklichen Einrichtungen der kulturellen Bildung
und die Volkshochschule, Jugendorganisatinnen, Senior*in-
nenbegegnungsstdtten und die Senior*innenvertretung
einzubeziehen. (...) Schwerpunkte sollen hierbei sein:

(1) Informationen iiber Méglichkeiten der Biirger*innen-
beteiligung.

(2) Vorstellung der Arbeit des Bezirksamtes und der BVV
u. a. in Schulen und Jugendfreizeiteinrichtungen durch
Vertreter*innen des Bezirkes.

3) Offentliche Diskussionen tiber aktuelle kommunalpoli-
tische Themen und Vorhaben mit Vertreter *innen aus
Bezirksamt und BVV.

(4) Informationen iiber Moglichkeiten sich politisch zu
engagieren.

(5) Vorstellung und Diskussion der Partizipationsmaéglichkei-
ten von und fiir Biirger*innen in bezirklichen Gremien

(aus dem Protokoll der Bezirksverordnetenversamm-

lung Berlin-Lichtenberg, Mai 2017, Seiten 26 £.).

Ebenfalls werden Formate wie Kinder- und Jugendparla-
mente bzw. -konferenzen institutionalisiert und Workshops
zu bestimmten Themen mit Beteiligten durchgefiihrt. Dazu
zdhlt beispielsweise die aktive Einbeziehung von Kindern bei
der Planung und Sanierung von Spielpldtzen. Deutlich wird,
dass die Beteiligungsformen in den Kommunen vielfdltig ge-
dacht werden und moglichst viele Biirgerinnen und Biirger
durch einzelne Initiativen erreicht werden sollen. Auch un-
terschiedlichste Berichte iiber bereits durchgefiihrte Beteili-
gungsformen werden in politischen Debatten diskutiert bzw.
in Auftrag gegeben. Auf Jugendliche im Jugendhilfebereich
wird dabei ebenso eingegangen wie auf generelle Onlinebe-
teiligung auf Biirgerbeteiligungsplattformen. Ein weiterer
viel besprochener Aspekt sind die Kosten der Biirgerbeteili-
gung. Der Umgang mit der Kostendeckung wird unterschied-
lich gehandhabt. Ein Vorschlag des Lichtenberger Jugendhil-
feausschusses ist,

wfinanzielle Mittel ressortiibergreifend zusdtzlich zum
Jugendetat einzustellen. [Mit der Begriindung, dass]
Kinder- und Jugendbeteiligung eine Querschnittsaufgabe
[seil, welche in allen bezirklichen Ressorts stattfindet*
(aus dem Protokoll des Jugendhilfeausschusses Berlin-
Lichtenberg, September 2017, Seite 2).

In der Kategorie Beteiligung wird versucht, samt-
liche Zielgruppen des Audits einzubeziehen, wenn
auch in unterschiedlichen Formaten.

Uber das Audit Familiengerechte Kommune wurde
in der Auswertung der politischen Debatten in 46
Textstellen gesprochen, wobei die Berichterstat-
tung tiber die Sachstande des Audits den grofiten
Teil einnimmt. In drei der untersuchten Kommu-
nen ist auch die Bilanzauditierung im Gesprach.
Des Weiteren lief3en sich Textstellen diesem Code
zuordnen, die die Definition der Begriffe ,Fa-
milie“, , Familiengerechtigkeit und ,,Familien-
freundlichkeit beinhalten. Der Jugendhilfeaus-
schuss in Gorlitz hat beispielsweise die drei Fakten
zur Familie wie folgt festgehalten:

,»1. Familien sind ,harter* Standortfaktor, 2. alle
Entscheidungen der Stadtpolitik betreffen Fami-
lien, 3. Familie besteht aus allen Generationen“
(aus dem Protokoll des Gorlitzer Stadtrates,
Juni 2017, Seite 4).

Durch die verschiedenen Dokumente, die wahrend
des Auditierungsprozesses verbindlich angefertigt
und von den politischen Gremien verabschiedet
werden miissen, ist eine kontinuierliche Beschaf-
tigung der Gremien mit dem Thema gewdhrleistet.
Doch nachdem die Zertifizierung abgeschlossen
ist, wird lediglich die Frage der Bilanzauditierung
in den Gremien besprochen, es werden aber keine
weiteren inhaltlichen Debatten {iber die familien-
politischen Herausforderungen gefiihrt.

Ziele der Kommunen, die im Kontext des Au-
ditierungsprozesses genannt wurden, sind die
Barrierefreiheit von Veranstaltungen und kon-
tinuierliche, bedarfsgerechte, wohnort- und le-
bensweltnahe Eltern- und Familienangebote.
Zudem

,wird angeregt , Familien“ stdrker auch nament-
lich in den Begrifflichkeiten aufzunehmen“

(aus dem Protokoll des Jugendhilfeausschus-
ses Berlin-Lichtenberg, Mai 2017, Seite 3).

Weitere Ziele, welche sich aus dem politischen
Diskurs herausarbeiten lassen, sind im Bereich der
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Bildung unter anderem Ubergidnge zwischen den
Schulformen, Einbeziehung der Elternarbeit, Di-
gitalisierung und Berufsorientierung. Ebenso wer-
den der Ausbau der Beteiligung von Biirgerinnen
und Biirgern und die Kooperation von Amtern in-
nerhalb der Verwaltung zu den Themen Gemein-
wesenentwicklung und Praventionsmafnahmen
angestrebt. Doch neben den Zielen konnten auch
bereits einige Erfolge aus den Ratsprotokollen he-
rausgearbeitet werden. Die Er6ffnung von Fami-
lienbiiros, die Verankerung des Themas Familie
in der stddtischen Politik und Verwaltung, die of-
fensivere Beteiligung von Familien und die Eta-
blierung von Runden Tischen und Netzwerken
sind Ergebnisse, die direkt mit der Zielverein-
barung des Audits in Verbindung gebracht wer-
den. Ebenso wie die Umgestaltung von 6ffentli-
chen Einrichtungen werden als Ziele des Audits
formuliert:

,Im Wartebereich des Einwohnermeldewesens
wurden wieder Spielmdglichkeiten fiir Kinder

geschaffen, Toiletten in der Jdgerkaserne wur-
den mit Toilettensitzen und Waschbeckentritt-
erhohungen fiir Kinder ausgestattet*

(aus dem Protokoll des Gorlitzer Stadtrates,
Juni 2017, Seite 20).

Auch fiir einzelne Zielgruppen, wie Jugendliche,
dltere Menschen und generell Menschen in Kri-
sensituationen, konnten bereits Erfolge erreicht
werden. Hinzuzufiigen ist die Nennung von Prei-
sen, z. B. Lichtenberger Preis fiir Demokratie und
Toleranz (aus dem Protokoll der Bezirksverordne-
tenversammlung Berlin-Lichtenberg, Mdrz 2017,
Seite 5).

Im Handlungsfeld 1 mit dem Titel Steuerung, Ver-
netzung, Nachhaltigkeit spielen die darin ge-
nannten Schlagworte jedoch in den Kategorien
Beteiligung und Audit eine untergeordnete Rolle.
Die meisten Zuordnungen dieser drei Katego-
rien lieRen sich zur Kategorie Vernetzung (N=19)
vornehmen. Netzwerke bzw. Veranstaltungshin-
weise in Bezug auf Netzwerktreffen haben dabei
den grofiten Anteil. Kooperationsvereinbarungen
zwischen der Verwaltung und Forschungszentren
oder Stiftungen, Zusammenarbeit und Arbeits-

kreise zwischen den Amtern als auch die Bildung
von Netzwerken bestimmter Institutionen und
Personengruppen, wie beispielsweise unter Al-
leinerziehenden, werden in den politischen Gre-
mien beschlossen, besprochen und zur Kenntnis
genommen:

Den , Arbeitskreisen ist gemein, dass lber die
enge Vernetzung und personliche Bekanntschaft
der Teilnehmer auch eine zeitnahe telefonische
oder elektronische Information tiber aktuelle,
stadtiibergreifende Themen sichergestellt ist*
(aus dem Protokoll des Rates Diisseldorf,
September 2017, Seite 19).

Die Vorteile der Zusammenarbeit und ressort-
iibergreifenden Querschnittsdenkens verschie-
denster Themen sind somit in der politischen
Debatte angekommen. Die konkrete Umsetzung
dessen bestimmt jedoch die aktuelle Diskussion.
Offentliche Treffpunkte in den Kommunen wer-
den errichtet, sodass sich Biirgerinnen und Biir-
ger austauschen und gegenseitig in ihren Ange-
legenheiten unterstiitzen konnen. Familienbiiros
und Familien-Apps werden eingerichtet, um den
Austausch professionell voranzutreiben.

In der Kategorie Steuerung konnten lediglich 14
Textstellen zugeordnet werden. Hauptsachlich
handelt es sich dabei um die (Aufgaben-)Vertei-
lung der einzelnen Amter innerhalb der Kommu-
nalverwaltung sowie deren Personalressourcen. In
diesem Zuge werden einzelne Abldufe besprochen,
wie beispielsweise die ,schnellere Bearbeitung
von Wohngeld- und Wohnberechtigungsantra-
gen“ (aus dem Protokoll der Bezirksverordneten-
versammlung Berlin-Lichtenberg, Februar 2017,
Seite 2). Ein weiterer grofler Anteil ist die Be-
stimmung von Haushalten und die Diskussion
der Themen, welche dabei besonders beriicksich-
tigt werden sollten, auch wenn eine Bundes- bzw.
Landesfinanzierung ausbleiben wird. Die Kinder-
und Jugendarbeit als auch insbesondere die Schul-
sozialarbeit wurden dabei mehrfach genannt.
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Die Kategorie Nachhaltigkeit und Sicherung
(N=12) gliedert sich in zwei Themenblocke. Zum
einen wurde iiber Nachhaltigkeit durch Finan-
zen (z.B. Investitionsfonds) und Férderungen
(z.B. die Frauenquote in politischen Gremien)
diskutiert. Hier ist auffdllig, dass oft das Wort
,Generationengerechtigkeit* fallt. Standortana-
lysen, integrierte Handlungskonzepte zu Nach-
barschaftskonzepten und ,die Art und Weise,
wie Geld angelegt werde“ (aus dem Protokoll des
Kreistages Osnabriick, Dezember 2017, Seite 13)
sind ebenfalls in diesem Zusammenhang zu nen-
nen. Zum anderen wurde Nachhaltigkeit im 6ko-
logischen Sinne thematisiert, wobei das

Zielist [...], dass unsere Nachkommen in der
Zukunft weiterhin gern und gut in der Stadt
leben kénnen“

(aus dem Protokoll des Sozialausschusses
Oranienburg, September 2017, Seiten 2 f.).

Die Kategorie Elementarbereich nimmt den Grof3-
teil (N=78) der in diesem Handlungsfeld zugeord-
neten Passagen ein. Darauf folgen Textstellen iiber
die Kinderbetreuungskosten (N=51). Die fiinf wei-
teren Kategorien sind mit jeweils unter zehn Pas-
sagen deutlich unterreprasentiert. Daran ldsst
sich bereits ablesen, dass fiir die politische De-
batte der Vereinbarkeit von Familie und Arbeits-
welt die Kleinkinderbetreuung am relevantesten
ist und die Kosten der Kinderbetreuung der maf-
gebende Diskussionsgegenstand der kommuna-
len Gremien sind.

In der Kategorie Elementarbereich wird in den
politischen Gremien vor allem {iber die bedarfs-
gerechte Bereitstellung von Betreuungspldtzen,
-zeiten und -formen diskutiert. Uber Onlinepor-
tale und Elternbefragungen werden Bedarfsana-
lysen durchgefiihrt. Um den Zuzug und steigende
Geburtenzahlen zu kompensieren, versuchen die
Kommunen, den gestiegenen Bedarf an Betreu-
ungspldtzen zeitnah zu decken:

wRatsherr Schreiber erkldrt, dass jeder, der po-
litisch unterwegs ist, Gesprdche mit Eltern fiihrt,
die verzweifelt einen Betreuungsplatz suchen
und nicht finden. Dies stellt eine sehr grof3e Be-
lastung fiir die Familien dar, vor allem auch in
finanzieller Hinsicht. Die Zahlen sind bereits seit
vielen Jahren sehr gut und mit jdhrlich 1.000
neuen Pldtzen ist die Verwaltung bemiiht, wirk-
lich jedem Kind einen Betreuungsplatz zu bieten
(aus dem Protokoll des Jugendhilfeausschus-
ses Diisseldorf, September 2017, Seiten 8-9).

Relativ viele Neu-, Um- und Anbauprojekte sind
in Planung, in deren Zuge auch der Optimierung
der Essensversorgung und der Raumgestaltung
viel Aufmerksamkeit zukommt. Auch die Ein-
richtung von Betriebskindergdrten und kurzfris-
tige Unterstiitzungsangebote freier Trager wer-
den diskutiert. Die Themen Fachkrdftemangel und
die dringend notwendige Entlastung des padago-
gischen Personals werden dabei ebenfalls in den
Blick genommen. Des Weiteren werden erwei-
terte Angebote in den Kindertagesstdtten — iiber-
wiegend in den Jugendhilfe- bzw. Sozialausschiis-
sen - vorgestellt.

Im Zuge der Kinderbetreuungskosten wird iiber
mogliche finanzielle Entlastungen der Kommunen
durch Zuwendungen aus Bundes- und Landesmit-
teln gesprochen:

»Ratsfrau Dr. Strack-Zimmermann betont
ebenfalls die enormen Zahlen, die zeigen, dass
die Familien nicht nur kommen, sondern auch
bleiben. Sie begriiit die Unterstiitzung des Lan-
des, da es haushalterisch alleine nicht zu stem-
men ist. Daher wiinscht sie sich, dass Bund und
Land weiterhin erkennen, dass die Kinder-
versorgung nicht allein tiber die kommunalen
Haushalte geleistet werden kann“

(aus dem Protokoll des Jugendhilfeausschus-
ses Diisseldorf, September 2017, Seiten 8-9).

Ebenfalls wird {iber stadtische Investitionszu-
schiisse an freie Trager und die Hohe der Eltern-
beitrdge beratschlagt. In diesem Kontext fillt in
zwei Kommunen die Begriindung der Familien-
gerechtigkeit:
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»Als familienfreundliche Kommune mit dem
Ziel, sich auch als eine solche auditieren zu las-
sen, ist es nicht vereinbar, die Gebiihren fiir die
Nutzung der Kindertagesstdtten zu erhohen, da
sie eigentlich, zumindest im Bereich der Vor-
mittagsbetreuung fiir 3- bis 6-Jdhrige, weiter
sinken bzw. abgeschafft werden miissten. Von
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt
Bebra sollte deshalb keinerlei Signal ausgehen,
welches den Status einer familienfreundlichen
Kommune im Empfinden der Bevdlkerung, ins-
besondere der Familien, oder/und im Auditie-
rungs-Prozess gefdhrdet oder zumindest an-
kratzt.“

(aus dem Protokoll des Ausschusses fiir
Familie, Soziales und Kultur Bebra, Marz
2017, Seiten 3 f.).

Die direkte Nennung des Audits zeigt den Ein-
fluss auf kommunale Entscheidungen im zweiten
Handlungsfeld in zwei Kommunen.

In der Kategorie Elterngeld & Unterhalt (N=9) wird
von einer der beiden zuvor aufgefithrten Kom-
munen auf Familienfreundlichkeit in der Vergabe
von Elterngeld verwiesen, woriiber jedoch keiner-
lei Konkretisierung dessen vorgenommen wird.
Dariiber hinaus wird in zwei anderen Kommunen
Uiber die Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes
und die damit einhergehende Uberarbeitung der
Richtlinien von Bund und Landern diskutiert. Die
Verlangerung der Unterhaltszahlungen bis zum
18. Lebensjahr wiirde die Anzahl der Antrige noch
weiter erh6hen, doch die Wartezeiten seien bereits
zum Zeitpunkt der Protokollierung zu lang.

Der Kategorie Kindertagespflege wurden sieben
Textstellen zugeordnet, die sich grofitenteils mit
Neufassungen der Tagespflegerichtlinien ausei-
nandersetzen. Es wird iiber den Vertretungsfall,
das Zuzahlungsverbot fiir Eltern und die Bedeut-
samkeit der Tagespflege ,,als wachsende Sdule der
Kinderbetreuung® (aus dem Protokoll des Jugend-
hilfeausschusses Diisseldorf, Juni 2017, Seiten 13-
14) gesprochen.

Uber Alleinerziehende (N=7) wird lediglich in Diis-
seldorf und Berlin-Lichtenberg debattiert. Der

Bezirk Lichtenberg mdchte bei einer Bilanzaudi-
tierung des Zertifikats Familiengerechte Kom-
mune auch die Zielgruppe der alleinerziehenden
Eltern beriicksichtigen:

,Begriindung: Berlinweit besteht ca. ein Drit-
tel aller Familien aus einem alleinerziehenden
Elternteil mit Kind(ern). In Lichtenberg betrifft
dies fast die Hdlfte aller Familien. Besonders
hoch ist dieser Anteil bei Familien mit staatli-
chen Transferleistungen

(aus dem Protokoll des Jugendhilfeausschus-
ses Berlin-Lichtenberg, April 2017, Seiten1f.).

Dafiir wurden bereits in der Bezirksverordneten-
versammlung (BVV) die Ergebnisse eines Fachta-
ges fiir Alleinerziehende in Kooperation mit den
Tragern vorgestellt.’® Fiir einen neuen Mafnah-
menplan sollen Finanzierungen aus dem Landes-
haushalt eingefordert sowie finanzielle Planun-
gen auch in den Bezirkshaushalt mit eingestellt
werden. Ein Netzwerk fiir Alleinerziehende wurde
ebenfalls gegriindet.

Auch in Diisseldorf wird

,die Verwaltung [...] beauftragt, in der Fort-
schreibung der Jugendhilfeplanung die beson-
dere Situation alleinerziehender Miitter und
Viter als eigenstdndigen Schwerpunkt zu be-
riicksichtigen und passgenaue Unterstiitzungs-
angebote bereitzustellen*

(aus dem Protokoll des Rates Diisseldorf,
November 2017, Seite 4).

Die schulische Betreuung (N=6) wird einzig in Bo-
chum und im Kontext von auflerunterrichtlichen
Betreuungsangeboten an Grund- und Forderschu-
len im Primarbereich und Elternbeitragen ange-
sprochen.

16 ,,Im Ergebnis des Fachtages wurde klar, dass es in der
Hauptsache nicht um mehr Haushaltseinkommen fiir
Alleinerziehende geht, sondern viel mehr auch um die
Schaffung bzw. Optimierung gesellschaftlicher Bedin-
gungen, welche eine Vereinbarkeit von Familie und
Beruf, unter Beachtung der Interessen von Kindern und
ihren alleinerziehenden Eltern, erméglichen® (aus dem
Protokoll des Jugendhilfeausschusses Berlin-Lichten-
berg, April 2017, Seiten 1 f.).

87



STADTENTWICKLUNG FUR FAMILIEN

88

Ein Schwerpunkt des Landkreises Osnabriick ist das
Qualitétssiegel ,,Familienfreundliche Arbeitgeber in
der Region Osnabriick“??, das sich in der Kategorie
Vereinbarkeit und Arbeitgeber deutlich hervorhebt:

,,In der Region Osnabriick gibt es zahlreiche
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, die mit ver-
schiedenen MaBnahmen und Angeboten zu
einer besseren Vereinbarkeit von Familie und
Beruf beitragen. Dass dies zwingend notwen -
dig ist, verdeutlichen vor allem demografische
Entwicklungen, die immer mehr Unterneh-
men vor die Herausforderung stellen, gut qua-
lifizierte Fachkrdfte zu halten und neues Perso-
nal zu gewinnen. [...] Ziel des Qualitdtssiegels
ist es, Familienfreundlichkeit als Wettbewerbs-
vorteil herauszustellen, welcher die Personal-
findung und -bindung positiv unterstiitzt und
zu einer Steigerung der Unternehmensattrakti-
vitdt fiihrt. AuBerdem steht es fiir ein Mindest-
maR an familienfreundlichen Standards. Eine
breite Akzeptanz und das vermehrte Bemiihen
unterschiedlicher lokaler Firmen um diese Aus-
zeichnung fordern nicht nur die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie/Pflege, sondern schaffen
zudem Standortvorteile fiir die Region*

(aus dem Protokoll des Ausschusses fur
Kinder, Jugend und Familie Landkreis
Osnabriick, Januar 2017, Seiten 4 f.).

Auch die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber vor
Ort werden demnach als Bedingung des Gelingens
der Familiengerechtigkeit angesehen und miissen
in den Prozess eingebunden werden. Dabei kann
politische Steuerung einen grof3en Beitrag leisten.
Im Gorlitzer Rat werden die Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber iiber das Thema der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf hinaus auch im Kontext einer
,Verjiingung der Stadt und [einer] Anhebung des
sozialen Niveaus‘ (aus dem Protokoll des Stadtra-
tes Gorlitz, Juni 2017, Seite 10) betrachtet.

17 Dieses Siegel wurde gemeinsam von Wirtschaftsfor-
derungen und den Familienbiindnissen von Stadt und
Landkreis Osnabriick, der Handwerkskammer, der Agen-
tur fiir Arbeit, dem Bistum, dem Industriellen Arbeitge-
berverband, der Koordinierungsstelle ,, Frau & Betrieb“,
der Gleichstellungsbeauftragten und dem Fachbereich
Personal und Organisation der Stadt Osnabriick, der
Hochschule Osnabriick sowie Unternehmensvertreterin-
nen und -vertretern entwickelt.

Besonders wird dabei auf Angehérige freier Be-
rufe geschaut. Da sich diese ,,selbstandig machen
und auch Familien griinden“, standortunabhdn-
gig sind und ihren Wohnort frei wahlen kénnen,
sollten , flir die Ansiedlung dieser Menschen [...]
Mittel eingestellt werden“ (aus dem Protokoll des
Stadtrates Gorlitz, Juni 2017, Seite 10). Das zweite
Handlungsfeld ldsst demnach auf unterschied-
lichsten Ebenen Verdnderungen hin zu einer fa-
miliengerechteren Arbeitswelt zu, die jedoch nicht
unbedingt auf das Audit zuriickzufiihren sind. Die
Kindertagesstattenplanung ist auch ohne den Au-
ditierungsprozess handlungsleitend fiir die kom-
munale Familienpolitik — allein durch die Erfiil-
lung gesetzlicher Auflagen.

Das dritte Handlungsfeld Bildung und Erziehung
setzt sich aus den Kategorien Bildungsangebote
(N=6), Bildungskosten (N=19), Schule (N=68), Er-
wachsenenbildung (N=7), musisch-kiinstlerische
Bildung (N=7) und Erziehung (N=8) zusammen,
wobei der Schwerpunkt mit {iber der Halfte der
gefundenen Passagen auf der schulischen Bildung
liegt. In der Stadt Bebra konnten keine Textab-
schnitte diesem Handlungsfeld zugeordnet wer-
den.

Uber bauliche MaRnahmen und die Ausstattungen
von Schulen wurde in den Protokollen 19 Passagen
gefunden. Dabei wurden Raumprogramme fiir ein-
zelne Schulen als auch Kooperationen mehrerer
Schulen (beispielsweise von ortlich nahe gelege-
nen Integrierten Gesamtschulen und Gymnasien
oder die attraktive Gestaltung von Ubergingen
von der Realschule zum Gymnasium) bespro-
chen sowie die SchlieRung und Neueréffnung von
Schulen diskutiert. Auch das Vorantreiben der Di-
gitalisierung und die damit einhergehende Ver-
besserung von Internetzugdngen waren Themen
im politischen Diskurs. Die integrierte Schulent-
wicklungsplanung beriicksichtigte auch die Aus-
wirkungen der Riickkehr zu G9 und die notwen-
dige Erhohung der Ziigigkeit in vielen Schulen.
Die begrenzten Aufnahmekapazitdten der Schu-
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len fiihrten zu einer Neuzuschneidung von Ein-
zugsbereichen bis hin zum Ausschluss auswarti-
ger Schiilerinnen und Schiiler bei zu zahlreichen
Anmeldungen.

Die Bereitstellung der Essensversorgung an Schu-
len und der erhohte Schul- und Unterrichtsaus-
fall durch Lehrkrdftemangel fiihrten in mehreren
Kommunen zu Diskussionen. Im Hinblick auf die
schulische Inklusion wurden die Bedarfe in den
einzelnen Kommunen dargestellt und es wurde
iiber kommunale Inklusionsplanung gesprochen.
Manche Schulen wurden um einen Forderschwer-
punkt erweitert, in anderen Debatten ging es um
die Schliefung von Forderschulen. Beziiglich der
Offenen Ganztagsschulen bestimmten Rechtsgut-
achten und Genehmigungen die Verhandlungen.
In Gladbeck wurde dariiber hinaus {iber familien-
freundlichere Teilnahmeregelungen durch ein-
zelne Modifizierungen des Resolutionstextes von
Angeboten der Offenen Ganztagsschule diskutiert.
Dafiir wurden der Betreiber der Offenen Ganztags-
schulen und Elternvertreterinnen und -vertreter
eingeladen, um den Mitgliedern des Rates ihre Er-
fahrungen zu schildern.

Weitere Themen im politischen Diskurs sind Dro-
genprobleme, Gewaltdelikte und Sachbeschadi-
gung an verschiedenen Schulen sowie die Mitge-
staltung des tiirkischen Islamverbandes DITIB im
Religionsunterricht. Bezogen auf die Ziele des Au-
dits, Familien starker im kommunalen Handeln zu
beriicksichtigen, findet sich im Diskurs {iber die
Ausstattung von Schulen demnach nur ein An-
haltspunkt in lediglich einer Kommune. Eine In-
terpretation ware, dass die Kommunen Familien
nicht systematisch mitbedenken, wo nur eine Al-
tersgruppe, in diesem Fall Schulkinder, direkt be-
troffen sind.

Der Kategorie Bildungskosten wurden ausschlie3-
lich Passagen der Protokolle des Kreisrates im
Landkreis Osnabriick und der Bezirksverord-
netenversammlung Lichtenbergs zugeordnet.
Hauptsachlich ging es dabei um die Kostende-
ckung des Haushaltes im Hinblick auf Bildungs-
themen. Eine viel diskutierte Meinung lasst sich
durch den folgenden Auszug zeigen:

»Eine gezielte und dauerhafte Entlastung bei
den Kita- und Schulsachkosten sei insbesondere
fiir finanzschwache Kommunen vorteilhafter
als die Senkung der Kreisumlage*

(aus dem Protokoll des Kreisrates im
Landkreis Osnabriick, Marz 2017, Seite 7).

Auch die Finanzierung eines kommunalen Schul-
sanierungsprogramms, die Erhohung des Lehr-
und Lernmittelbudgets und in diesem Zuge auch
die Ausstattung der Schulen mit schnellem Inter-
net wurden beschlossen. Doch nicht nur im Sinne
der Einrichtung wurde {iber Bildungskosten debat-
tiert, sondern auch die ausgelaufene Bundesférde-
rung fiir das Programm Bildung und Teilhabe (BuT),
das nun von der Kommune selbst {ibernommen
werden muss, und die Forderung der Schulsozial-
arbeit auch an Grundschulen waren im Gesprach.
Bei der Schulkostendeckung im Allgeneinen wurde
das Argument hervorgebracht, dass auch

,die Mittel fiir das Familienzentrum [...] und
fiir die Sportforderung belegten, dass Bildung,
Erziehung und Jugend die Schliisselbereiche
einer erfolgreichen Politik im Landkreis Osna-
briick bleiben wiirden“

(aus dem Protokoll des Kreisrates im
Landkreis Osnabriick, Marz 2017, Seite 10).

Auch generationsiibergreifende Argumente wur-
den bei der Debatte um die Vergiinstigung der
Nutzung des Offentlichen Personennahverkehrs
fiir Schiilerinnen und Schiiler mitbedacht. Bei-
des sind Hinweise einer Erweiterung des Blicks fiir
Querschnittsthemen im politischen Geschehen im
Zuge der Auditierung.

Die Ausstattung von Einrichtungen im Hinblick
auf schulsozialpdadagogische Arbeit an Schulen
und deren Fordermoglichkeiten sind in der Kate-
gorie Erziehung mafigeblich. Dabei solle

,»die Schulsozialarbeit [...] weder den Zugang
zu Bildung ermaglichen noch die Aufgaben der
Schulen und der Jugendarbeit ersetzen, sondern
ergdnzend und flankierend wirken*

(aus dem Protokoll des Kreistages des
Landkreises Osnabriick, Mdrz 2017, Seite 10).
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Dariiber hinaus forderten die Rédte, dass die Ver-
waltung mogliche Mafnahmen zur besseren
Ubergangsgestaltung zur inklusiven Beschulung
eruieren und die Erzieherinnen und Erzieher als
Mangelberuf einstufen solle.

Alles in allem zeigt sich, dass Familien als Quer-
schnittsthema des kommunalen Geschehens
im politischen Diskurs zu Themen dieses Hand-
lungsfeldes allenfalls zuriickhaltend angespro-
chen werden. Ein integriertes Verstandnis von
Familien, das sich nicht auf einzelne Lebenspha-
sen, wie Jugend oder Erwerbstatigkeit, bezieht,
fehlt offenbar. Nur in wenigen sekundéren The-
men bezieht die Kommunalpolitik in den doku-
mentierten Debatten Fragen der Familiengerech-
tigkeit ein, wie beispielsweise bei der Gestaltung
sicherer Schulwege.

Sieben Passagen iiber Bedarfe von Kursen und
deren Deckung in den Volkshochschulen, wobei
nicht nur iiber Sprachbildung und -férderung,
sondern auch die Vermittlung von Kenntnissen
iber die Weltreligionen gesprochen wurde, sind in
der Kategorie Erwachsenenbildung eingeordnet.
Auch Beschliisse und Hinweise iiber die Ausbil-
dungvon Fachkrdften im Amt und in kommunalen
Ausbildungsverbunden wurden hier einsortiert.
Die Hervorhebung von Hochschulstandorten als
der ,,Schliissel zur Integration“ (aus dem Ratspro-
tokoll Diisseldorf, Mirz 2017, Seite 43) durch die
gute Vernetzung in die regionale Wirtschaft wurde
ebenfalls betont. Eine solche integrierte Perspek-
tive spricht fiir ein modernes Verstdndnis von
Bildung, allerdings nur in Bezug auf den Prozess,
aber nicht auf die Einbindung der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer. Konkret bedeutet dies, dass
zwar Angebote fiir Menschen einzelner Lebens-
phasen bestehen, Familien aber nicht direkt ad-
ressiert werden.

In der Kategorie der musisch-kiinstlerischen Bil-
dung (N=7) wurden groftenteils finanzielle und
konzeptuelle Anderungen fiir Musikschulen be-
stimmt und die Kooperation von Musikschule und
Kindergarten beantragt. Dariiber hinaus wurde
iber die Bestandsaufnahme der Kulturentwick-
lungsplanung einer Kommune zu zahlreichen Ko-

operationen zwischen Schule, Hochschule, Mu-
seen und dem Kulturamt diskutiert. Eine weitere
Kommune mochte das kommunale Museum zu-
kunftsfahiger gestalten und nennt dabei auch den
Aspekt der Familienfreundlichkeit.

In der Kategorie Bildungsangebote wurde vor
allem {iber strategische Ziele debattiert. Das be-
deutet, dass in den politischen Gremien vor allem
iber die Umsetzung von gesamtstadtischen Bil-
dungsstrategien diskutiert und weniger auf kon-
krete Angebote eingegangen wurde. Hier zeigt
sich auch die Einbeziehung externer Expertise fiir
Entscheidungsprozesse. So wurde in der Samtge-
meinde Neuenkirchen einer Studentin innerhalb
ihrer Bachelorarbeit das Zusammentragen aller
Bildungsangebote und die darauf aufbauende Er-
stellung eines Bildungskonzeptes aufgetragen.®

Im vierten Handlungsfeld sind die Kategorien Be-
ratung, Unterstiitzung und Jugendhilfe unterge-
ordnet. Insgesamt wurden 72 Passagen dem Code
zugeordnet, wobei die Verteilung auf die drei Ka-
tegorien ungefdhr gleich grof ausfallt. In den Do-
kumenten der Stadt Bebra konnte jedoch nichts zu
diesem Handlungsfeld in der Schlagwortsuche ge-
funden werden.

In der groRten Kategorie Jugendhilfe (N=26) dieses
Handlungsfeldes konnten folgende Inhalte kom-
muneniibergreifend herausgearbeitet werden: Be-
sprochen wurden die Investitionszuschiisse und
Projektforderungsantrdge der freien Trdger der
Kinder- undJugendhilfe und die Neubesetzung von
Stellen. Auch Qualitatsstandards von Handlungs-
feldern und ein Gesetzesentwurf zum SGB VIII
kamen in diesem Zuge zur Sprache. Die finanziel-
len und inhaltlichen Gesichtspunkte sind in den

18 Die betont enge Kooperation mit dem Stiftungsnetzwerk
und einer Transferagentur Kommunales Bildungsma-
nagement wird unter der Kategorie Vernetzung im ers-
ten Handlungsfeld beschrieben. Die Nutzung des Cam-
pus fiir Demokratie fiir Bildungszwecke findet im ersten
Handlungsfeld unter der Kategorie Beteiligung eine weit-
gehende Betrachtung und wird deshalb hier nicht explizit
ausgefiihrt.
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Gesprdchen der politischen Gremien relativ aus-
gewogen, was ein deutliches Interesse der Politik
an Themen der Jugendhilfe verdeutlicht. Hervor-
zuheben ist, dass in den Auditkommunen im Kon-
text der Jugendhilfe als gesetzlicher Auftrag, trotz
Auditierung, nicht iiber Familie debattiert wurde.
Das gibt einen Hinweis darauf, dass es im politi-
schen Raum ein inhaltliches Kerngeschdft gibt,
das nicht vom Audit mit seinem Implementie-
rungsanspruch beriihrt wird.

In der um eine Textpassage kleineren Katego-
rie Unterstlitzung lassen sich die 25 Passagen
folgendermaflen zusammenfassen. Alltagsnahe
und niedrigschwellige Unterstiitzungsangebote
fiir spezifische Zielgruppen, wie Familien, allein-
erziehende Eltern, Wohnungslose und arbeitslose
Jugendliche, werden teils einstimmig beschlos-
sen, teils zwischen den einzelnen Fraktionen am-
bivalent diskutiert. Handlungsleitend ist hierbei
immer das aus unterschiedlichen Blickwinkeln
gesehene Wohl der Familien in den Kommunen.
Ebendiese Thematisierung ist eines der Ziele des
Audits und findet sich demnach im Diskurs wie-
der, wobei unklar ist, ob eine solche Debatte kau-
sal mit dem Audit Familiengerechte Kommune
verkniipft ist. Auch verwaltungsinterne Veran-
staltungen sollen fiir eine Bestandsaufnahme zu
bestehenden Angeboten erfolgen, um so Begeg-
nungsmoglichkeiten mit den Kolleginnen und
Kollegen der Jugendarbeit bzw. der Jugendsozial-
arbeit zu ermoglichen.

Verwaltungsinterne Problematiken wie die War-
tezeiten der Bearbeitung von Antrdgen wurden
ebenfalls thematisiert, da diese zu einer Verschar-
fung von Notlagen fiihren kdnnen. Zwei weitere
groflere Thematiken, die der Kategorie Unter-
stiitzung zugeordnet wurden, sind einerseits Be-
schliisse iiber finanzielle Beihilfen, beispielsweise
fiir Kinder, Jugendliche und junge Volljdhrige, die
in stationdren Einrichtungen oder Pflegefamilien
und Gastfamilien untergebracht sind, sowie Kin-
der, die in Bereitschaftspflegefamilien leben, oder
auch Weihnachtsbeihilfen fiir Kinder, Jugendliche
und junge Erwachsene, die sich in jeglichen be-
treuten Wohnformen befinden. Andererseits wird
in mehreren Kommunen iiber Praventionsketten

und eine ressortiibergreifende Praventionspoli-
tik verhandelt:*

»Ziel sei es, die Entwicklungs- und Teilhabe-
chancen aller Kinder bis zu zehn Jahren — ins-
besondere der Kinder, die unter benachteili-
genden Bedingungen aufwachsen — umfassend
zu férdern“

(aus dem Protokoll des Ausschusses fiir
Kinder, Jugend und Familie Landkreis
Osnabriick, Juni 2017, Seite 5).

Ebenso wurde ein Anliegen an die Presse weiterge-
leitet, beispielsweise mit der Bitte, iiber den gro-
Ren Bedarf an Familienhebammen zu berichten.
So zeigt sich, dass die einzelnen Unterstiitzungs-
angebote nicht nur durch die Finanzierung und
Durchfiihrung von Projekten, sondern auch in der
inhaltlichen Ausgestaltung, in der verwaltungs-
internen Vernetzung und in der Offentlichkeits-
arbeit in politische Gremien eingebracht werden.

In den Ausschiissen der Kommunen wird iiber die
Finanzierung einzelner Beratungsangebote ge-
sprochen, aber auch die Berichterstattung der
Angebote eingefordert. Die Einfiihrung und der
Sachstand von Familienbiiros oder anderen An-
laufstellen (z.B. fiir Beratungen {iber Inklusion,
Erziehung, psychisch Kranke und Siichtige, queere
Menschen) und weitere biirgernahe Leistungen
wie Frauenhauser werden iiber das gesamte Jahr
hin immer wieder diskutiert. Folgender Auszug
einer Niederschrift zeigt auch die inhaltliche Aus-
einandersetzung des Jugendhilfeausschusses:

»Nach einleitenden Worten durch Frau Stap-
pert berichtet Frau Dahlmann von der Caritas
in Gladbeck unter Zuhilfenahme einer Power-
PointPrdsentation iiber ihre Tdtigkeit als Inklu-
sionsfachberaterin. Danach beantwortet sie die
Fragen der Ausschussmitglieder*

(aus der Niederschrift des Gladbecker Jugend-
hilfeausschusses von Mai 2017, Seite 5).

19 In diesem Zusammenhang werden unterschiedliche Pro-
jekte genannt, wie ,,Praventionsketten in Niedersachsen
- Gesund aufwachsen fiir alle Kinder!“ oder ,,Kein Kind
zuriicklassen!“.
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Ebenso die

»Aufgaben der Kinderschutzambulanz, zu denen
unter anderem die Diagnostik mit Kindern und
Familien, die Fachberatung, die Baby- und
Kleinkindsprechstunde, aber auch Kriseninter-
vention sowie Familienberatung gehoren“

(aus dem Protokoll des Rates Diisseldorf,
November 2017, Seiten 4 f.).

Durch diese vielfdltige Beschdftigung der Kommu-
nalrate und Ausschiisse wird die Bedeutsamkeit
solcher Einrichtungen fiir kommunale Familien-
politik deutlich. Dariiber hinaus werden nicht nur
punktuell zugeschnittene Beratungsangebote in
die Ratssitzungen eingebracht, sondern auch die
aktuellen Stdande von iibergreifend eingerichte-
ten Beratungsbiiros, wie beispielsweise der Dreh-
scheibe (aus dem Protokoll des Samtgemeindera-
tes Neuenkirchen, September 2017, Seite 2).

Dem fiinften Handlungsfeld Wohnumfeld und Le-
bensqualitat konnten mehr als ein Drittel aller
zugeordneten Textabschnitte aus den kommu-
nalpolitischen Protokollen vergeben werden. Die
meisten Zuordnungen konzentrieren sich dabei
auf die Kategorien Stadtplanung & Lebensquali-
tat (N=113) und 6ffentliche Einrichtungen (N=101).
Den anderen vier Kategorien wurden jeweils unter
30 Textpassagen zugeordnet.

In der Kategorie Stadtplanung & Lebensqualitdt
wurden die Textabschnitte mit den Unterkatego-
rien 6ffentliche Bebauungsplane, Inklusion, Natur
und Okologie, Anwohnerschutz und Erhéhung
der Sicherheit und arztlichen Versorgung zusam-
mengefasst. Dominant sind dabei die Debatten
und Abstimmungen {iber 6ffentliche Bebauungs-
plane und stadtische Investitionspline, Umbau-
mafnahmen, Anmietungen von Flachen als auch
Umwidmung von Gebduden, Umgestaltung von
Pldtzen und die Entwicklung der Gemeinde im All-
gemeinen. Die Wohnmoglichkeiten von Familien
wurden hier weitgehend mitgedacht.

Auch altersgerechte Wohnbebauung wurde ver-
traglich abgestimmt, woraus die Beschdftigung
mit dem weitreichenden Thema der Familienge-
rechtigkeit auch bei baulichen Fragen abzuleiten
ist. Ebenso stellen die Kommunen Bebauungs-
pldane auf mit dem Ziel, die 6ffentliche Daseins-
vorsorge (Schule, Kindertagesstdtte und Ju-
gendeinrichtungen) zu sichern und die sozialen
Infrastrukturbedarfe zu decken. Auffallig ist, dass
Biirgerinnen und Biirger, einzelne Trager, an-
sassige Einzelhandlerinnen und -hdandler sowie
Netzwerke in die Planungen und Umbauprozesse
miteinbezogen werden.

Inklusion von Menschen mit Beeintrachtigungen
ist ebenfalls ein mehrfach diskutiertes Themen-
feld in den politischen Gremien der betrachteten
Kommunen:

,,Im Rahmen des Audits familienfreundliche
Kommune sollen Projekte fiir Menschen mit
und ohne Behinderung realisiert werden*
(aus dem Protokoll des Sozialausschusses
Oranienburg, September 2017, Seiten 3 f.).

Mit Verweis auf das Grundgesetz (GG), das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), das Be-
hindertengleichstellungsgesetz (BGG) sowie die
UN-Behindertenrechtskonvention werden As-
pekte wie Barrierefreiheit und Steigerung von
Lebensqualitat der Menschen mit Beeintrachti-
gungen diskutiert. Der Dialog bezieht auch die Be-
teiligung von behinderten und nicht behinderten
Biirgerinnen und Biirgern mit ein sowie die Not-
wendigkeit, dass

,Mitarbeitende der Verwaltung im Umgang mit
behinderten Menschen geschult“ werden

(aus dem Protokoll des Sozialausschusses
Oranienburg, Juni 2017, Seite 4).

Aspekte der Kategorie Natur und Okologie werden
auch unter den Erfordernissen zur Beschleuni-
gung des Wohnungsbaus gesichert (aus dem Pro-
tokoll der Bezirksverordnetenversammlung Ber-
lin-Lichtenberg, April 2017, Seite 15). Dabei wird
auf 6kologisches Griinflichenmanagement bzw.
die Erhaltung von Naturflichen und Griinanlagen
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geachtet, um die biologische Vielfalt und ein na-
turnahes Lebensumfeld der Bewohnerinnen und
Bewohner zu starken. Auch die drztliche Versor-
gung soll zur Steigerung der Lebensqualitat in den
Kommunen fiihren. In den Texten fanden sich
auch Diskussionen um den notwendigen Aus-
bau bedarfsgerechter stationdrer Versorgung von
Kindern und Jugendlichen mit geistiger Behinde-
rung sowie psychisch erkrankten Menschen, aber
auch der fachdrztlichen und kinderdrztlichen Ver-
sorgung.

Die zweitgroRte Kategorie dieses Handlungsfel-
des befasst sich mit 6ffentlichen Einrichtungen
jeglicher Art. Die Neubauten, Sanierungen und
Umbauten von Gebduden stellen dabei die deut-
liche Mehrheit der zugeordneten Textstellen. Zu
diesem Zweck besichtigen die Zustandigen in Ei-
gentum der Kommunen befindliche Gebdude, um
sich liber ihre Baufdlligkeit bzw. ihren Zustand ein
Bild zu machen. Im Sinne der Barrierefreiheit prii-
fen sie, ob Aufziige errichtet werden kénnen und
die betreffenden Immobilien je nach Bedarf um-
gebaut und anders gestaltet werden miissten. Des
Weiteren sind Neubauten von Kinder-, Jugend-
und Familienzentren und Seniorenbegegnungs-
statten, aber auch von Schulen- und Kinderta-
gesstdtten zum Ausbau der sozialen Infrastruktur
Gegenstand der Diskussionen in politischen Gre-
mien. In dieser Kategorie spielt Familiengerech-
tigkeit eine untergeordnete Rolle, hier richtet sich
der Blick {iberwiegend auf die Bedarfe der einzel-
nen Zielgruppen.

In der Kategorie Verkehr (N=29) wurden die Un-
terkategorien Ausbau des 6ffentlichen Personen-
nahverkehrs, Verkehrsfithrung und Verkehrssi-
cherheit herausgearbeitet. Einzelne Viertel und
Ortsteile der Kommunen, aber auch Einrichtun-
gen, wie beispielsweise das Jobcenter oder eine
Fachhochschule, sollen besser an den o6ffentli-
chen Personennahverkehr angebunden werden.
Umwelt- und klimapolitische Erwagungen spielen
dabei ebenso eine Rolle wie die attraktive Gestal-
tung des 6ffentlichen Personennahverkehrs. Auch
Fahrdienste zur Beférderung der Kinder und Ju-
gendlichen in Schulen und Kitas sind Thema die-
ser Diskussionen.

Fiir eine bessere Verkehrsfiihrung planen zwei
Kommunen die Sanierung bzw. den Neubau einer
Briicke. Eine Herausforderung besteht darin, bei
der dafiir notwendigen Umleitung des Verkehrs
eine anwohnerfreundliche Losung zu finden. In
der Unterkategorie Sicherheit iiberwiegen Debat-
ten lber Geschwindigkeitsbeschrankungen und
die Gestaltung der Fufigangerfiihrungen, um die
Schulwege noch sicherer zu machen und die Pas-
sierbarkeit fiir Seniorinnen und Senioren durch
Vermeidung von starken Gefdllen oder hohen
Bordsteinen zu verbessern. In den Protokollen der
Réte und Ausschiisse finden sich auch Textstel-
len zur Barrierefreiheit von Haltestellen und zum
Umgang mit Dieselfahrzeugen.

In der Kategorie Wohnen und Bauen (N=28) {iber-
wiegen Diskussionen um den Erhalt und die Schaf-
fung von Wohnraum:

,Die Stadt Bebra mochte potenzielle Kaufinte-
ressenten wie z. B. Familien und alle weiteren
natiirlichen Personen beim Erwerb von Wohn-
eigentum im Stadtgebiet unterstiitzen und
gleichzeitig einen stddtebaulichen Beitrag zur
Belebung der Wohnquartiere der Kernstadt und
den Ortsteilen leisten*

(aus dem Protokoll der Stadtverordneten-
versammlung Bebra, Dezember 2017, Seiten
10—11).

Vor allem junge bzw. kinderreiche Familien wer-
den beim Erwerb von leerstehenden bzw. poten-
ziell leerstehenden Wohnimmobilien in den Kom-
munen bevorzugt behandelt, nicht nur, um fiir
Familien attraktiver zu werden und so langfris-
tig der demographischen Entwicklung entgegen-
zuwirken, sondern auch, um den Bewohnerinnen
und Bewohnern alternative Lebensformen zu er-
moglichen. In dieser Kategorie ist eine eindeutige
Betrachtung der Familiengerechtigkeit erkennbar.

In der Kategorie Unterkiinfte und 6konomisch
Schwache, in der 23 Textabschnitte zugeordnet
wurden, sind Debatten iiber die Unterstiitzung
bei Wohnungsfragen fiir Menschen in vielfalti-
gen Lebenslagen inbegriffen. Zu den wichtigs-
ten Themen gehdren Hilfen fiir Wohnungslose,
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Errichtung eines Wohnheims fiir Auszubildende,
Forderung von Frauennotwohnungen, die Wohn-
situation von hilfebediirftigen Familien ein-
schlieRlich Fragen zum Mieter- und Milieuschutz
und schnelle Hilfe bei Strom-, Gas- und Wasser-
sperren. Dariiber hinaus wird

,das Bezirksamt [...] ersucht, schnellstmdglich
MaBnahmen zu ergreifen, um die langen War-
tezeiten bei der Bearbeitung von Antrdgen fiir
Wohngeld bzw. Wohnberechtigungsscheinen
deutlich zu senken. Sofern dabei neue Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter eingestellt werden,
sollen diese nach Moglichkeit unbefristete Ar-
beitsvertrdge erhalten

(aus dem Protokoll der Bezirksverordneten-
versammlung Berlin-Lichtenberg, Februar
2017, Seite 18).

Verwaltungsinterne Mafnahmen wie diese sollen
dazu beitragen, die Situation bei der Beantragung
von Wohngeld und Wohnberechtigungsscheinen
zu entscharfen.

In der Kategorie Freizeit (N=19) wird unter ande-
rem auf Sport, Ferienpassaktionen, GroRveran-
staltungen und Ehrenamter Bezug genommen.
Ein besonderer Fokus liegt auf den Themen Ge-
sundheit und Inklusion. Eine direkte Verbindung
zur Familiengerechtigkeit ist in dieser Kategorie
nicht zu verzeichnen.

Dem sechsten Handlungsfeld Senioren und Gene-
rationen sind zwei Kategorien zuzuordnen: Senio-
ren und Mehrgenerationen- und Familienzentren.
Die 25 Passagen, die diesem Handlungsfeld zuge-
ordnet wurden, teilen sich zu fast gleichen Teilen
auf diese beiden Kategorien auf. Nur in den Pro-
tokollen der Samtgemeinde Neuenkirchen wurde
keine in diesen Kategorien zu codierende Passage
gefunden.

In der Kategorie Mehrgenerationen- und Fami-
lienzentren (N=13) {iberwiegt in mehreren Kom-

munen die Diskussionen rund um den Ausbau und
die Finanzierung von Familienzentren - auch mit
Blick auf Landesmittel. In den Niederschriften
fanden sich aber infrage kommende generations-
iibergreifende MafRnahmen, z.B. die Teilnahme
am Bundesprogramm Mehrgenerationenhaus, der
Bau eines Mehrgenerationenbades, die Einfiih-
rung eines Mobilitdtstages fiir alle Generationen
oder die Erweiterung eines Spielplatzkonzeptes,
das die Bediirfnisse dlterer Menschen beriick-
sichtigt.

Das Hauptaugenmerkt bei den Passagen der Ka-
tegorie Senioren (N=12) liegt auf der Gestaltung
eines seniorenfreundlichen Umfeldes in den Kom-
munen. Die Vorschldge reichten von gesundheit-
lichen Auswirkungen der Schliefung einer Sport-
halle auf bislang Sport treibende Seniorinnen und
Senioren, {iber die Anschaffung bzw. Wiederauf-
nahme von Friedhofsmobilen, bis hin zu Proble-
men der Ausstattung 6ffentlicher Toiletten sowie
zur Planung von Sitzflachen und Anordnung von
Sitzbanken im 6ffentlichen Raum. Dariiber hin-
aus wurden im Jahr 2017 in einigen Kommunen
die Berichte der Seniorenvertretung oder Stel-
lungnahmen des Seniorenrates in die politischen
Gremien involviert und Moglichkeiten der ver-
einfachten Beteiligung an Sitzungen der Jugend-
und Seniorenbeirate diskutiert.2° Bezogen auf das
Audit ist auch hier festzustellen, dass Generati-
onenfragen eher isoliert und im politischen Dis-
kurs noch nicht als Teil von Familienpolitik be-
trachtet werden.

Die Auswertung des politischen Diskurses fiihrte
zu folgenden zentralen Ergebnissen:

Familien- vs. Zielgruppenorientierung: Auffal-

lig ist, dass die Familien nicht als Kontinuum,
__sondernals einzelne Zielgruppen wahrgenom-
20 Bebauungspldne von Seniorenzentren wurden bereits in

Abschnitt 8.2.5 zum fiinften Handlungsfeld vorgestellt
und hier nicht noch einmal codiert.
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men werden, die je nach Alter und Kenntnis-
stand unterschiedliche Partizipationsformen
benotigen. Es werden demnach zwar viele ver-
schiedene Gruppen einbezogen, jedoch ge-
trennt voneinander betrachtet.

Bauen und Wohnen: Familiengerechtigkeit ist
Querschnittsthema in baulichen und stadte-
planerischen Themenfeldern. Eine eindeutige
Betrachtung der Familiengerechtigkeit ist aus
Debatten um ausreichenden und bezahlbaren
Wohnraum herauszuarbeiten.

Vereinbarkeit: Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber werden in der politischen Debatte der Fa-
miliengerechtigkeit in den meisten Kommu-
nen noch nicht mitgedacht.

Beratung: Die hohe Bedeutsamkeit von Bera-
tungsangeboten und -einrichtungen fiir die
kommunale Familienpolitik spiegelt sich auch
in der vielfdltigen Beschaftigung der politi-
schen Gremien mit diesem Thema wider. Hier
bewirkte das Audit eine Weitung des Blicks auf
vielfdltige Zielgruppen und mit der Etablie-
rung von Familienbiiros auch eine Zusammen-
fiihrung der einzelnen Beratungsstellen.

Politische Nachhaltigkeit: Die Verwendung der
Bezeichnung ,,Audit Familiengerechte Kom-
mune“ wird durch deren hiufige Erwdhnung
in den Dokumenten, die innerhalb des Au-
ditierungsprozesses verbindlich angefertigt
und von den politischen Gremien verabschie-
det werden miissen, vorangetrieben. Nach der
Zertifizierung findet sich diese Bezeichnung
lediglich in Debatten iiber die Frage der Bi-
lanzauditierung. Das Thema Familie wird zwar
durch das Audit stark vorangetrieben, riickt
aber schnell wieder in den Hintergrund des po-
litischen Alltags.

Generationengerechtigkeit: Dieses Thema wird
im politischen Diskurs isoliert vom Audit und
nicht als Teil der Familienpolitik betrachtet.
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Die zusdtzliche Betrachtung des Pressediskurses
bietet eine weitere Perspektive auf die Familien-
politik in den ausgewahlten Kommunen. Die loka-
len Printmedien bieten den Kommunen nicht nur
eine Vermarktung der Familienorientierung, son-
dern sind zudem eine Informationsplattform, die
die Einwohnerinnen und Einwohner in ihrem re-
gionalen Umfeld erreicht. Die Auswertung der Me-
dienberichte liefert damit einen doppelten Bei-
trag zur Studie. Zum einen konnen Einzelaspekte
zu den Handlungsfeldern materialiibergreifend
untersucht werden, wodurch Ergebnisse aus den
Kapiteln 7 und 8 validiert oder limitiert werden
konnen (vgl. Kapitel 10). Zum anderen wird die
AuRenwirkung der Kommunen in Bezug auf Fami-
lienpolitik deutlich, was haufig die Sphare ist, die
von den Biirgerinnen und Biirgern wahrgenom-
men wird. Kurzum: Nur wenn es einer Kommune
gelingt, ihre familienpolitischen Anstrengungen
in 6ffentlich wahrnehmbare Berichte zu {iberset-
zen, besteht die Moglichkeit, dass breitere Teile
der Bevolkerung angesprochen werden und Fa-
milien davon profitieren kénnen. Damit verldsst
die Untersuchung der Medienberichte die verwal-
tungsinterne Perspektive und riickt ihren Output
in das Blickfeld.

Da fiir diese Analyse besonders die Lokalzeitun-
gen von Interesse sind, wurde die Pressedaten-
bank GENIOS (www.genios.de) mit folgendem
Suchstring durchsucht:

(Bebra and (,,Audit Familiengerechte Kommune*
or ,familiengerechte Kommune* or ,,familien-
freundliche Kommune*“ or ,kommunale Fami-
liengerechtigkeit* or ,,familiengerechte
Gemeinde® or ,,familiengerechter Kreis“ or , fa-
miliengerechter Landkreis“ or ,kommunale Fa-
milienpolitik“ or ,kommunale Familienfreund-
lichkeit“ or ,kommunale Familiengerechtigkeit®
or ,familienfreundliche Stadtplanung“ or ,,fa-
milienfreundliche Stadtentwicklung“ or ,,famili-
engerechte Stadtplanung® or , familiengerechte
Stadtentwicklung“ or ,,Miteinander der Gene-
rationen or ,,familiengerechte Wirtschaftsfor-
derung“ or ,familienfreundliche Wirtschafts-
forderung“ or ,lokale biindnisse fiir Familie*
or ,familiengerechte Verwaltung“ or ,,famili-
enfreundliche Verwaltung® or familiengerechtS
or familienfreundlich$ or familienorientiertS
or kinderfreundlich$ or kindergerecht$ or kin-
derorientiert$S or seniorengerecht$ or senioren-
freundlichS$ or seniorenorientiert$ or Jugendbe-
teiligung or Seniorenbeteiligung or Vereinbarkeit
or Familienpolitik)) and xw>200

Dieses Beispiel bezieht sich auf die hessische
Kleinstadt Bebra. Der Name der Kommune wurde
bei jeder der zehn Suchanfragen jeweils ange-
passt. Der Suchstring ergab sich aus den Begriffen,
die aus den Vorgaben des Audits selbst entnom-
men wurden und die Familienpolitik an sich be-
schreiben, sowie aus Begriffen, die den erweiter-
ten Familienbegriff abbilden sollten. Dabei wurde
auf ausreichend Spezifitdt und gleichzeitigen Um-
fang geachtet, sodass die Suche moglichst viele
Treffer erbrachte, jedoch nicht zu viel Irrelevantes
ergab. Das Stichwort Jugendbeteiligung wurde in
der Hoffnung gewahlt, dass durch die bestimmte
Schreibweise von Kinder- und Jugendbeteiligung
auch die Beteiligung von Kindern gefunden wird.
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Um kleinere Artikel, wie Veranstaltungsankiin-
digen, auszuschlieffen, wurde eine Eingrenzung
von Artikeln mit unter 200 Wortern vorgenom-
men. Die zeitliche Eingrenzung ergab sich aus dem
Wunsch der Vergleichbarkeit der im Rat und Aus-
schuss diskutierten Themen und den in der Presse
verdffentlichten Inhalten. Dariiber hinaus wurde
noch eine weitere Eingrenzung vorgenommen:
die Suche nach jeweils Regionalpresse Nord, Ost,
Siid und West. Das hatte den Vorteil, dass sich bei-
spielsweise die Suche nur auf Inhalte von Landau
in der Pfalz bezog und nicht auch die von Landau
an der Isar einschloss. Auch fiir die Treffsicherheit
in Bochum hatte dies den Vorteil, dass ohne diese
Eingrenzung alle am Audit teilnehmenden Kom-
munen aus ganz Deutschland, die den Verein Fa-
miliengerechte Kommune e. V. mit Sitz in Bochum
erwdahnten, bei der Suche mitberiicksichtigt wor-
den waren.

Aus dieser Grundgesamtheit der so eingegrenz-
ten Artikel wurde anschliefend nach inhaltlichen
Gesichtspunkten die endgiiltige Auswahl getrof-
fen. Dabei wurden Artikel herausgefiltert, die bei-
spielsweise iiber kinderfreundliche Wartezimmer
in Arztpraxen oder familienfreundliche Umziige
der Karnevalsvereine berichtet hatten. Der Fokus
lag also auf gemeinwesenorientierten und auf die
Kommune selbst bezogenen Inhalten. Landespoli-
tische Aspekte oder nicht die Kommune selbst be-
treffende Inhalte wurden auch dann ausgeschlos-
sen, wenn sie familienpolitisch zu verorten waren.
Deshalb wurden insbesondere in der Landes-
hauptstadt Diisseldorf zahlreiche Artikel aus der
durch die Suche in GENIOS entstandenen Grund-
gesamtheit heraussortiert. Zudem wurden Arti-
kel, die in unterschiedlichen Zeitungen mit glei-
chem Wortlaut oder mit nur wenigen wortlichen
Abweichungen veréffentlicht wurden, wie Dupli-
kate behandelt und ausgeschlossen. Die endgiil-
tige Anzahl der ausgewerteten Artikel ist in Ta-
belle 20 dargestellt.

TABELLE 20 Anzahl der ausgewerteten
Presseberichte nach Kommunen

Kommune e Kommune Anzahl
Artikel Artikel

Bebra 0 Gorlitz 29

Berlin-

Lichtenberg 3 Llandau 2

Landkreis

Bochum 8 Osnabriick 20

Dusseldorf 41 Oranienburg 3

Gladbeck 5 Samtgemeinde s

Neuenkirchen

Quelle: eigene Darstellung

Die insgesamt geringe Zahl der Artikel, mit Aus-
nahme der Stadt Diisseldorf, der Stadt Gorlitz
und des Landkreises Osnabriick, ist auffillig. Hier
sind drei Interpretationsstrange denkbar. Ersten
konnte dies an einer relativ schlechten Ausstat-
tung von Lokalredaktionen liegen, sodass weniger
Artikel in Kommunen mit kleineren Lokalredak-
tionen von Tageszeitungen verdffentlicht wer-
den. Zweitens, dass in der Datenbank GENIOS die
Tageszeitungen unterschiedlich erfasst sind, so-
dass systematische Ausfille zu verzeichnen sind.>
Konkret bedeutet dies, dass wenn eine Tageszei-
tung nicht in die Datenbank einflie3t, auch keine
Artikel verfiigbar sind, sodass es zu einer Unter-
schatzung von Berichten iiber kommunale Fami-
lienpolitik kommen kann. Allerdings unterliegt
der Ausfall von Zeitungen keinem Kriterium, wel-
ches in einem inhaltlichen Zusammenhang mit
der hier getatigten Recherche zusammenhangt,
sodass wir fiir die hier vorgelegte Arbeit mit einem
unsystematischen Ausfall rechnen, der das Ge-
samtbild nicht verzerrt. Drittens, dass es Fami-
lie auch in den Auditkommunen nicht schafft, in
den Mittelpunkt 6ffentlicher Aufmerksamkeit zu
kommen. Letzteres ware ein Hinweis auf die Wir-
kungsreichweite des Audits. Tabelle 21 zeigt die
Haufigkeiten der Codes der Auswertung der Zei-
tungsartikel.

21 Siehe zur Struktur der GENIOS Datenbank: https://www.
genios.de/info/ueber_genios (Download: 1.1.2019).
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TABELLE 21 Haufigkeitsverteilung medialer

Familienzentren

Diskurs
N=411
1. Steuerung, Vernetzung, 64
Nachhaltigkeit
N Steuerung 12
N Vernetzung 22
N Beteiligung 15
Nachhaltigkeit und Sicherung 5
Audit 10
? Familie und Arbeitswelt, 141
Betreuung
N Vereinbarkeit und Arbeitgeber 53
N Elterngeld & Unterhalt 7
N Alleinerziehende 2
schulische Betreuung 7
I Elementarbereich 49
Kinderbetreuungskosten 18
Pflege und Beruf 5
? Bildung und Erziehung 16
N Bildungskosten 4
 Schule
N Erwachsenenbildung 4
T Beratung und Unterstiitzung 29
N Beratung 15
Unterstiitzung 14
? Wohnumfeld und 90
Lebensqualitit
N Wohnen & Bauen 25
N Stadtplanung & Lebensqualitat 31
N offentliche Einrichtungen 6
Verkehr 11
N Freizeit 17
? Senioren und Generationen 40
N Senioren 24
Pflege 9
Mehrgenerationen- und 7

Codes mit einer Zuordnung von N < 3 wurden nicht

ausgewiesen

Quelle: eigene Darstellung

Bereits an der Haufigkeitsverteilung zu erkennen
ist, dass die unterschiedlichen Handlungsfelder in
der 6ffentlichen Wahrnehmung unterschiedliches
Gewicht besitzen. Auch sind nicht alle Unterkate-
gorien des Kategoriensystems besetzt, was einen
klaren Unterschied zu den vorangegangenen Da-
tentypen darstellt, welche die verwaltungsbezo-
gene Deutung sowie den protokollierten kommu-
nalpolitischen Diskurs analysieren. Im Folgenden
werden die empirischen Ergebnisse des Inhalts
der Zeitungsanalyse vorgestellt.

Die Ergebnisse der Auswertung des medialen Dis-
kurses in Form von Artikeln aus Lokalzeitungen
informieren zum einen iiber die Offentlichkeitsar-
beit der Kommunen im Zuge des Auditprozesses.
Allerdings sind hier auch intermedidre Organisa-
tionen beteiligt, sodass es eines differenzierten
Blicks auf die Inhalte der Medienberichte bedarf.
Die Haufigkeitsauszdhlung der Artikel pro Kom-
mune gibt aber bereits einen ersten Hinweis auf
das familienpolitische Gewicht in der jeweiligen
kommunalen Offentlichkeit. Zum anderen kann
nachvollzogen werden, wie die jeweiligen Hand-
lungsfelder im 6ffentlichen Diskurs Widerhall fin-
den. Die Auswertung erfolgt nach Handlungsfel-
dern und Subthemen.

Die Auswertung des Handlungsfeldes 1 umfasst
finf Unterkategorien. Die erste beinhaltet Be-
richte zur Steuerung im Kontext von Familie in
der jeweiligen Kommune. Hier ist die Bandbreite
sehr hoch, bezieht sich aber vor allem auf Exper-
tenmeinungen, wie im folgenden Zitat zu erken-
nen ist:

,Die AWO arbeitet regelmdfig mit der Hoch-
schule Diisseldorf zusammen, um valide Daten
iiber ein Quartier zu bekommen. Als Grundvo-
raussetzung fiir eine erfolgreiche Quartiersent-
wicklung nennt Professor Reinhold Knopp,
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Stadtsoziologe an der Hochschule, die ,ein-
deutige Bereitschaft zur Zusammenarbeit von
Stadtpolitik, -verwaltung und Bewohnerschaft,
die auch mit Ressourcen ausgestattet sein
muss‘. Dazu gehore neben Geld auch die ,Qua-
lifizierung einer professionellen Unterstiitzung
von Biirgerbeteiligung‘“

(Dusseldorf 2322).

Auch wird Steuerung vor allem auf das Ziel der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bezogen,
wozu es mehrere Aussagen in den Artikeln gibt.
Folgendes Zitat zeigt dies exemplarisch:

»,Familie im Wandel, das ist ein schillernder
Begriff‘, erkldrte Samtgemeindebiirgermeister
Horst Baier zu Beginn der Tagung. Familie sei
bunter geworden, differenzierter, die Eltern-
Kind-Beziehung habe sich stark verdndert. Das
sehe er auch an der Nachfrage der Angebote

in der Samtgemeinde. ,Da ist Bedarf, und ich
wiinsche mir von diesem wichtigem Netzwerk
Impulse fiir unsere Arbeit
(Osnabriick 9).

««

Alles in allem dokumentiert die Berichterstattung
zu Steuerung die Schaffung und Pflege von Struk-
turen zur Umsetzung kommunaler Familienpo-
litik, insbesondere mit Blick auf verwaltungsex-
terne Akteurinnen und Akteure. Thematisch steht
hier die Schaffung von Betreuungsangeboten fiir
Kinder im Vorschulalter im Vordergrund.

Die zweite Unterkategorie Vernetzung zeigt vor
allem die Zusammenarbeit zwischen unterschied-
lichen Akteurinnen und Akteuren im Kontext der
Forderung der Familienfreundlichkeit der jewei-
ligen Kommune, wie folgender Artikelausschnitt
darlegt:

,,Und wir haben Geburtskliniken, Arzte, Ju-
gend- und Gesundheitsamt beim Projekt
,Zukunft fiir Kinder‘ vernetzt. Der springende
Punkt ist, dass wir als erste GroBstadt Jugend-
hilfe, Schulentwicklung, Gesundheit, kulturelle

22 Die gefundenen Presseberichte wurden pro Kommune
chronologisch sortiert und durchnummeriert. Somit ent-
standen Zitationsangaben.

Teilhabe, Sport und Bewegung integriert haben,
mit dem Ziel, ein vernetztes Angebot aus einem
Guss anbieten zu konnen*

(Diisseldorf 12).

Von solch einer kooperativen Entwicklung der An-
gebotslandschaft in den jeweiligen Kommunen
profitieren Familien in besonderem Mafe, da ein
integriertes Angebot sich entweder, wie im Zitat
vorgestellt, auf innerfamilidre Beziehungen rich-
tet oder mehrere Altersgruppen gleichzeitig an-
spricht. Eine solche Entwicklung muss im Kon-
text einer Auditierung interpretiert werden, die
eben hierfiir einen Impuls liefert. Selbstverstand-
lich kann eine Vernetzung auch ohne Auditierung
stattfinden, doch fordert dieser Prozess vor allem
die Vernetzung der Kommune mit intermedidren
Organisationen.

FlieRend ist der Ubergang zur nichsten Unterka-
tegorie Initiativen. Hier sind zwei Sorten von Be-
richten zu Initiativen zu unterscheiden: Einerseits
solche, die die Vernetzung zwischen Initiativen
beschreiben, wie folgendes Zitat zum Prozess der
Auditierung zur familienfreundlichen Kommune
zeigt:

»Ende 2016 beschloss der Kreistag die Zielver-
einbarungen im Rahmen des Verfahrens. Die
hier verabredeten MaSnahmen werden ge-
meinsam mit den kreisangehdrigen Kommu-
nen und anderen Partnern bis Dezember 2019
umgesetzt*

(Osnabriick 10).

In einigen Kommunen, wie auch in der oben zitier-
ten, werden Initiativen fiir Familien vorgestellt,
welche sich mit der Verwaltung oder anderen In-
itiativen vernetzen. Zwar kann auf Grundlage
der vorhandenen Daten keine eindeutige Kausa-
litdtspriifung vorgenommen werden, allerdings
ist der Schluss plausibel, dass insbesondere dort,
wo sich Initiativen auch schon vor der Auditie-
rung fiir Familien engagiert hatten, sich diese im
Auditierungsprozess besonders stark unterein-
ander vernetzt haben. Die Schlussfolgerung ist,
dass durch das Audit die Kooperationsintensitdt
in einer Kommune zunimmt. Allein dies ware eine
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bemerkenswerte Wirkung des Audits, was hier al-
lerdings nur als empirisch abgeleitete Hypothese
formuliert werden kann.

Die zweite Sorte von Artikeln richtet ihr Augen-
merk auf Initiativen der Verwaltung zur Férde-
rung von Familienfreundlichkeit. Beide Berichts-
strange im Feld Initiativen passen in die Strategie
des Audits. Hier wird zum einen die Vernetzung
zwischen familienbezogenen Initiativen gefordert
und zum anderen Verwaltungshandeln nach den
Anforderungen des Audits ausgerichtet, was zu
konkreten Einzelmafinahmen fiithren kann bzw.
solche indirekt unterstiitzt.

Fiir die Unterkategorie Beteiligung liegen zwar
relativ viele Textpassagen vor, allerdings nur aus
den beiden Kommunen Diisseldorf und Gorlitz. In
beiden Kommunen wird breit iiber unterschiedli-
che Formen der Beteiligung im Kontext der Forde-
rung von Familienfreundlichkeit berichtet:

,Dazu gehore neben Geld auch die ,Qualifizie-
rung einer professionellen Unterstiitzung von
Biirgerbeteiligung*“

(Diisseldorf 20).

,,Das Familienbiiro Gorlitz hatte zum Fest eine
Umfrage unter den Besuchern gestartet: ,\Wie
familienfreundlich ist Gorlitz?*. Unter allen
Teilnehmenden wurde das Trikot verlost“
(Gorlitz 20).

Wie die ausgewdhlten Zitate zeigen, umfasst die
Beteiligung sowohl strukturelle Aspekte, wie die
Qualifizierung von Personal zur Biirgerbeteili-
gung, aber auch konkrete Einzelmafnahmen,
wie Stadtfiihrungen mit Schwerpunkt Familien-
freundlichkeit. Das zweite Zitat weist auf die in-
direkte Beteiligung von Biirgerinnen und Biirgern
anhand von Umfragen hin. Mit ihrer Teilnahme an
solchen bieten die Befragten der Kommunen In-
formationen fiir die Steuerung familienfreundli-
cher Malnahmen ,aus erster Hand“: die Meinung
der betroffenen Familien. Die Unterkategorie Be-
teiligung im Kontext der lokalen Medienbericht-
erstattung hat demnach sowohl positiv zu bewer-
tende inhaltliche Aspekte hervorgebracht, aber

eben auch strukturelle Schwachen vor Augen ge-
fiihrt. Diese lassen Riickschliisse in zweierlei Hin-
sicht zu: Entweder lassen die anderen Kommunen
eine Kultur der Beteiligung von Familien generell
vermissen oder die betreffenden Kommunalver-
waltungen haben versaumt, dieses Thema im Un-
tersuchungszeitraum in die Offentlichkeit zu tra-
gen.

Die Unterkategorie Nachhaltigkeit und Siche-
rung bezieht sich vor allem auf die Sicherung einer
Struktur, die familienfreundliche Rahmenbedin-
gungen in der jeweiligen Kommune garantiert,
wie folgende Passage im Hinblick auf Unterneh-
men zeigt:

,Die Niels-Stensen-Kliniken sind jetzt zum drit-
ten Mal mit dem Qualitdtssiegel ,audit beruf-
undfamilie‘ der renommierten Hertie-Stiftung
ausgezeichnet worden und gehoren damit
deutschlandweit zu den Unternehmen, die be-
sonders nachhaltig MaBnahmen einer familien-
bewussten Personalpolitik erfolgreich gestalten
(Osnabriick 2).

In einem anderen Artikelausschnitt zur Verwal-
tung heift es:

,Die beschriebenen vier Szenen, die Schlussfol-
gerung: Der Auftritt des neuen Diisseldorf kann
auf viele positive, emotionale Bilder setzen. Bei
aller Euphorie muss ein Gedanke trotzdem be-
arbeitet werden. Die Stadt befindet sich in einer
Ubergangsphase. Viele der genannten Attrak-
tionen sind familienfreundlich und nachhaltig.
Der Erfolg beruht darauf, dass das authentisch
ist und bleiben muss. Das bedeutet aber auch,
dass hohere oder zum Teil iiberhaupt Eintritts-
preise ausscheiden und viele Unternehmen als
Sponsoren automatisch nicht in Betracht kom-
men. Die jungen Attraktionen sind Gliicksfdlle.
Dieses Gliick braucht Pflege, die Veranstaltun-
gen brauchen noch Hilfe, damit sie bleiben“
(Dusseldorf 41).

Beide Zitate dokumentieren die Anstrengungen
zur Schaffung einer tragfdhigen Angebotsland-
schaft fiir Familien. Kritisch anzumerken ist aller-
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dings, dass mit fiinf Textpassagen aus vier Kom-
munen dies offenbar ein Feld ist, das entweder
in der Berichterstattung wenig Beachtung findet
oder im Auditierungsprozess von den Kommunen
vernachldssigt wird. Fiir die Wirkung des Audits
Familiengerechte Kommune in die Verwaltung be-
deuten beide Aspekte, bei der Weiterentwicklung
dieses Instruments die Nachhaltigkeit besonders
nicht aus den Augen zu verlieren.

Eine weitere Unterkategorie umfasst die Bericht-
erstattung iiber das Audit Familiengerechte Kom-
mune selbst. In allen Berichten, die hdufig anldss-
lich der Zertifizierung verfasst worden sind, wird
der Auditprozess positiv bewertet und teils mit
Stolz vorgetragen:

,»Wir haben uns ganz bewusst als familienge-
rechte Stadt zertifizieren lassen. Wir wollen ein
Umfeld fordern, in dem sich junge Menschen
und Familien mit ihren Kindern wohlfiihlen“
(Gorlitz 1).

Damit trdgt das Audit zum Imagegewinn fiir die
Stadt bei. Sowohl die Zertifizierung als auch das
symbolische , Siegel“ (was es so nicht ist) stei-
gern die auflenwirksame Adressierung von Fami-
lien. Wie diese Wirkung zu bewerten ist, 1asst sich
allerdings nicht abschdtzen.

Das Handlungsfeld 2 wurde in sechs Unterkatego-
rien unterteilt. Vereinbarkeit und Arbeitgeber ist
die erste Unterkategorie und weist bei der Auswer-
tung der Presseartikel die héchste Fallzahl (N=53)
im Vergleich zu den anderen Handlungsfeldern
auf. Wie die relativ hohe Zahl der zugeordneten
Textpassagen vermuten lasst, verzeichnet dieses
Handlungsfeld eine hohe Bandbreite an Themen.
Fiir Unternehmen steht die Sicherung von Fach-
kraften im Mittelpunkt, was vor allem die Verein-
barkeit von Beruf und Familie in den Blickpunkt der
Betrachtung riickt. Entsprechend ist in mehreren
Berichten ist von flexiblen Arbeitszeiten und Be-
triebsmodellen zu lesen, vereinzelt wird aber auch
auf Liicken in der Sozialgesetzgebung hingewiesen:

,Dort werden Losungen wie flexible Arbeits-
zeiten oder die Arbeit vom heimischen Schreib-
tisch aus als Schritte fiir die Vereinbarkeit ge-
nannt. Dort ist zu lesen: ,Das Home-Office
bringt den Beschdftigten im Schnitt 4,4 Stun-
den mehr frei verfiigbare Zeit pro Woche. Aber
auch die Arbeitgeberseite soll laut dem Minis-
terium profitieren: 71 Prozent der Unternehmen
gdben an, ihre Produktivitdt dadurch zu erho-
hen — zum Beispiel, weil ihre Angestellten mo-
tivierter seien und effizienter arbeiteten. Katja
Knauthe sucht aber nach Ansdtzen, die dariiber
hinausgehen. Denn es ist nicht immer mit den
beschriebenen Maglichkeiten getan. Im Mo~
ment ist zum Beispiel geregelt, dass Unterneh-
men mit mehr als 25 Arbeitnehmern Pflegezeit
gewdhren miissen. Anders als bei der Elternzeit
erhalten die Pflegenden dafiir allerdings kei-
nerlei finanziellen Ausgleich“

(Gorlitz 14).

Doch auch in Bezug auf die Verwaltung selbst, als
Hauptadressat des Audits Familiengerechte Kom-
mune, sind solche Bemiihungen zur Fachkraftesi-
cherung zu erkennen:

,Verwaltung ist iiberaltert: 38 Beschdftigte
gehen in Ruhestand — Behorde wirbt mit Fami-
lienfreundlichkeit. Das Hauptzollamt Osnabriick
setzt auf Familienfreundlichkeit, um den Perso-
nalmangel zu beheben. Nachwuchs wird beim
Zoll dringend benotigt, denn im Schnitt sind die
Beamten dlter als 50 Jahre. Bis 2020 gehen 38
Beschdftigte beim Hauptzollamt in den Ruhe-
stand“

(Osnabriick 7).

Des Weiteren weckt Familienfreundlichkeit aber
auch als Attribut in anderen Kontexten mediales
Interesse, beispielsweise bei der Auszeichnung
von Unternehmen:

»Zu den Auswabhlkriterien zdhlen neben dem
wirtschaftlichen Erfolg auch der Innovations-
gehalt der Geschdftsidee. Und nicht zuletzt gibt
die Unternehmensphilosophie einen Ausschlag.
So flieBen Ansdtze zur Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf, die Ubernahme 6kologischer Ver-
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antwortung und soziales oder gesellschaftliches
Engagement in die Bewertung ein“
(Bochum 2).

Alles in allem dokumentiert die Berichterstattung
iiber Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber deren Be-
miithungen, mittels Familienfreundlichkeit zur
Fachkrdftesicherung beizutragen, was aufgrund
des demographischen Wandels an Bedeutung ge-
winnt. Das Audit kann die Entwicklung zu einem
familienfreundlichen Arbeitgeber vor allem in
Kommunalverwaltungen positiv begleiten, die
sich dabei zudem als Informationsplattform fiir
interessierte Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber
weiterentwickeln und profilieren konnen. Daher
kommt dem Audit in dieser Kategorie eine eher
thematisierende und begleitende Bedeutung zu,
da es nicht originar den Auftrag und das Ziel hat,
Abldufe von verwaltungsexternen Organisationen
zu verandern.

Textpassagen, die der Unterkategorie schulische
Betreuung zugeordnet sind, berichten allesamt
von den bestehenden oder gerade eingerichteten
Angeboten der Ubermittagsbetreuung fiir Schii-
lerinnen und Schiiler. Folgendes Zitat belegt dies
exemplarisch:

,Die Grundschule Merzen startet am 1. August
mit einem offenen Ganztagsangebot. 41 Kinder
haben sich angemeldet. Zurzeit baut die Samt-
gemeinde Neuenkirchen in der Schule eine
Mensa. Piinktlich zum Beginn des neuen Schul-
jahres verbessert die Grundschule Merzen die
Betreuung fiir Schiiler. An vier Tagen in der
Woche wird es ein offenes Ganztagsangebot
[...] geben. 41 Jungen und Mddchen des ersten
und vierten Schuljahres nutzen das neue An-
gebot. ,Der Bedarf ist ganz unterschiedlich®,
sagt Samtgemeindebiirgermeisterin Hildegard
Schwertmann-Nicolay und verweist auf die
Anmeldezahlen: Der Dienstag wird von den El-
tern besonders gut nachgefragt (30 Anmeldun-
gen), montags sind es 16 Schiiler, mittwochs 22
und donnerstags 17 Schiiler, die nach dem Un-
terricht die Angebote nutzen und bis 15 Uhr
verldsslich betreut werden“

(Neuenkirchen 3).

Allerdings ist auffallig, dass die Presseartikel sich
vor allem auf zwei relativ kleine Kommunen be-
ziehen. Das ldsst den Schluss zu, dass das Thema
schulische Betreuung in den meisten Kommunen
nicht mehr behandelt wird, weil es bereits Be-
standteil des Schulalltags ist und deshalb in der
Berichterstattung nicht mehr aufgegriffen wird.
Nicht eindeutig herausgelesen werden kann, ob
das Audit Familiengerechte Kommune Einfluss
auf die Einrichtung der Tagesbetreuung in Schu-
len hatte.

Presseartikel zum Elementarbereich skizzieren,
unabhdngig von der demographischen Herausfor-
derung der Kommune, iiberall das gleiche Bild: Es
werden Betreuungsangebote eingerichtet, um den
Bedarf zu decken, und es scheint, als sei der Bedarf
nirgendwo vollends gedeckt.?3 |Wir miissen in den
nachsten Jahren mehr als 1.000 neue Kita-Platze
schaffen® (Berlin-Lichtenberg 1). Auf Initiativen
von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern berichten
einige Lokalredaktionen iiber die Betreuung von
Kindern in Betriebskindertagesstdtten oder Mog-
lichkeiten, sie bei Engpdssen sogar mit ins Biiro
nehmen zu konnen:

,Moller sagt: ,Ich habe selbst zwei Kinder im
schulpflichtigen Alter. Ich weil3, wie wichtig es
ist, morgens den Druck rauszunehmen. Wenn
das Organisationsmodell zur Kinderbetreuung
morgens platzt, dann besteht bei uns auch die
Moglichkeit, das Kind zur Arbeit mitzuneh-
men.‘ In seinem Biiro etwa hat er eigens dafiir
Bastelsachen, Malunterlagen und Buntstifte.
Fiir die jiingeren Kinder der Mitarbeiter wiir-
den Moglichkeiten der Kooperation mit ande-
ren Grof3tagespflegestellen oder Betriebskitas
noch gepriift“

(Osnabriick 7).

Begleitet wird der Ausbau einer Betreuungsinfra-
struktur von Forderungen nach einem kulturellen
Wandel der Betreuungsanspriiche, insbesondere
mit Blick auf die Vadter:

23 Vereinzelnd wird auch iiber die Tagespflege berichtet.
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»Wichtiger fiir die Zukunft seien der Ausbau
einer bedarfsgerechten Kinderbetreuung und
die Erweiterung des Spektrums der Berufswahl
von Frauen. ,Aber auch Mdnner sind gefordert,
zum Beispiel bei der Betreuung von Kindern
umzudenken.‘ (hgb)“

(Dusseldorf 6).

Der Tenor der Berichterstattung iiber alle Kom-
munen hinweg liegt einheitlich zum einen auf
dem Bedarf, zum anderen aber auch auf dem
Mangel an Pldtzen, was vor allem auf die GroR-
stddte zutrifft. Von daher ist es sinnvoll, dass es
neben verwaltungsexternen Impulsen, z.B. An-
fragen von Eltern, auch verwaltungsinterne Steu-
erungsprozesse gibt, die - begleitet durch das
Audit - den Ausbau der Kindertagesbetreuung fo-
kussieren. Daher ist fiir viele familienfreundliche
Kommunen ein ausgefeiltes Angebot an Tagesbe-
treuung mittlerweile keine Option mehr, sondern
selbstverstandlicher Bestandteil der kommuna-
len Infrastruktur. Das Audit ist hier vor allem
als verwaltungsinternes Steuerungsinstrument zu
sehen, da nicht davon ausgegangen wird, dass der
Ausbau der Kindertagespflege oder der Kinderta-
gesstdtten auf dieses zuriickzufiihren ist. Der Au-
ditierungsprozess hilft der Verwaltung allerdings,
dieses wichtige Thema als Querschnittsaufgabe zu
verankern und voranzutreiben, was schlussend-
lich auch die in den Artikeln dokumentierten An-
strengungen erklart.

Einhergehend mit der Einrichtung von Betreu-
ungskosten wurden Passagen zu Kinderbetreu-
ungskosten in einer Unterkategorie gebiindelt.
Wahrend die Berichte in der Unterkategorie Ele-
mentarbereich optimistisch waren, sind die Be-
richte tiber die Finanzen eher verhalten, vor allem
da die Hohe der Beitrage immer wieder Gegen-
stand kritischer Berichterstattung ist, vor allem
wenn sie erhoht wird:

,Kinder werden wieder teurer. Wer in Gorlitz
seinen Nachwuchs in Krippe, Kindergarten,
Hort oder bei der Tagespflege hat, wird das
demndchst zu spiiren bekommen. Die Stadt hat
die lange erwartete neue Elternbeitragssatzung
fertig. Eigentlich soll der Stadtrat sie heute be-

schlieBen. Doch nun sieht es so aus, als wiirde
das auf die Februarsitzung verschoben“
(Gorlitz 3).

Die Debatte dreht sich um den Kern der Verein-
barkeit von Familie und Beruf, auch hinsichtlich
der Finanzierung durch die Kommune. Ein Artikel
stellt daher die Sichtweise von betroffenen Fami-
lien der Sicht eines hauptamtlichen Mitarbeiters
aus der Kommunalverwaltung gegeniiber:

,Ich wiirde Eltern bevorzugt einen Kitaplatz
geben, die arbeiten gehen. Wie soll eine Frau
ohne Mann einen Vollzeit-Job annehmen, wenn
Kitas spdt offnen und schon 16 oder 16.30 Uhr
schlieBBen. Unsere Stadtrdte sollten sich was
schdmen. Wo ist die kinderfreundliche Stadt
Gorlitz? [...] Wie viele waren vor etwa einem
Jahr ddfiir, dass der Sozial- und Erziehungs-
dienst eine saftige Tariferhbhung bekommt?
Die werden aber nun mal nicht von der Gewerk-
schaft beschdftigt, sondern von den Kommunen.
Die betreiben auch die Kitas. Kein Wunder, dass
die alten Beitrdge nicht mehr kostendeckend
sind. Jede Kommune war inzwischen gezwun-
gen, die Elternbeitrdge zu erhohen

(Gorlitz 8).

Bereits in diesem Zitat scheint neben den Kos-
ten auch die Debatte um die Qualitat der Kin-
derbetreuung durch. Hier zeigt sich der hdufig
angenommene Dualismus zwischen vielen und
moglichst giinstigen Betreuungspldtzen einerseits
und solchen mit einer hochwertigen, aber dafiir
auch teureren padagogischen Betreuung anderer-
seits. Dass dieser vermeintliche Antagonismus ein
Trugschluss sein kann, zeigt folgender Ausschnitt
aus einem Interview:

,[Frage:] Von August 2018 an ist der Kita-Be-
such in Berlin grundsdtzlich gebiihrenfrei. Das
muss finanziert werden. Wire es nicht besser
gewesen, in die Qualitdt zu investieren und die
Gruppen zu verkleinern?

[Antwort:] Es drgert mich, wenn Gebiihrenfrei-
heit und Qualitdt gegeneinander ausgespielt
werden. Wir machen ndmlich beides: Wir haben
schrittweise die Gebiihrenfreiheit eingefiihrt

103



STADTENTWICKLUNG FUR FAMILIEN

104

und parallel dazu die Qualitdt verbessert, zum
Beispiel durch mehr Personal fiir Kinder unter
drei Jahren und fiir Kinder in sozial benach-
teiligten Gebieten. Wir verbessern den Perso-
nalschliissel auch noch weiter und entlasten
Kita-Leitungen. Ich verstehe Kitas als Bil-
dungseinrichtung und deshalb sollen sie ge-
biihrenfrei sein. In Berlin lebt jedes dritte Kind
in Armut. Es gibt zudem sehr viele Familien, die
nur knapp iiber dem Sozialhilfeniveau liegen.
Ich mochte nicht, dass eine Mutter iiberlegt, ob
es sich fiir sie iiberhaupt finanziell lohnt zu ar-
beiten, wenn sie die Kita-Beitrdge zahlen muss.
Gerade in sozialen Brennpunkten sollen noch
mehr Kinder Kitas besuchen. Hier werden auch
Weichen fiir die spdtere Schullaufbahn gestellt”
(Berlin-Lichtenberg 3).

Andere Kommunen haben auf die Einfiihrung der
Beitragsfreiheit von Kindertagesstdtten verzich-
tet, um im Gegenzug, so das Argument, die Qua-
litat der Betreuung garantierten zu konnen, was
folgender Interviewausschnitt zeigt:

»[Frage:] Wird es in Diisseldorf Kita-Gebiihren
fiir iiber Dreijdhrige geben?

[Antwort:] Ausbau und Qualitdt sind wichtiger
als der Verzicht auf Elternbeitrdge“
(Disseldorf 12).

Die Diskussion um die Elternbeitrage zur Kinder-
betreuung fiihrt auch in den Auditkommunen zu
keinem eindeutigen Ergebnis, wie die Berichte
zeigen. Der Forderung, Betreuungsplatze auszu-
bauen und das paddagogische Fachpersonal bes-
ser zu bezahlen, was zu steigenden Kosten fiihrt,
stehen Klagen iiber die finanzielle Belastung fiir
die Kommunen und Eltern gegeniiber, die insbe-
sondere eine Benachteiligung armerer Familien
zur Folge hat. Da sich alle Presseartikel auf Kom-
munen beziehen, die vom Audit Familiengerechte
Kommune zertifiziert wurden, drangt sich die
Frage auf, ob und wie das Verhadltnis von Qualitdt
und Quantitdt der Betreuungspldtze mit Blick auf
die Kosten fiir Familien und die Kommune austa-
riert werden kann. Die dokumentierte heterogene
Situation in den untersuchten Kommunen legt al-
lerdings den Schluss nahe, dass das Audit hierzu

keine Losungen bietet, sondern vielmehr diesbe-
ziligliche verwaltungsinterne Entscheidungsab-
laufe strukturieren hilft. Ob und in welchem Mafe
sich dies auf die Ausgabenstruktur der Kommunen
auswirkt, kann der Presseberichterstattung nicht
entnommen werden.

Vom Grundsatz umfasst die in der Unterkategorie
Pflege und Beruf gefiihrte Diskussion einen dhn-
lichen Sachverhalt wie der Disput um die Betreu-
ung von Kindern. Allerdings kommt diesem The-
menbereich in der Berichterstattung mit nur fiinf
Nennungen iiber alle Kommunen hinweg nur eine
sehr eingeschrankte offentliche Aufmerksam-
keit zu, woran offenbar auch das Audit Familien-
gerechte Kommune nichts dndert. Diese Berichte
nehmen eher gesetzliche Regelungen in den Blick,
wie folgendes Beispiel zeigt:

,Man kann Pflegeauszeiten nehmen oder bis
zu einem ganzen Jahr aus dem Job aussteigen,
ohne dass der in der Zwischenzeit verloren geht
(Gorlitz 23).

Allerdings greifen auch Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
auf bzw. setzen diese zumindest rhetorisch mit
der Vereinbarkeit von Kindern und Beruf gleich,
was auf ein ganzheitliches Verstandnis von Fami-
lienfreundlichkeit hindeutet:

,Das familienorientierte Angebot der Niels-
Stensen-Kliniken mit ihren rund 4.500 Mitar-
beitern beinhaltet unter anderem eine Kinder-
betreuung in Stadt und Landkreis Osnabrtick,
Unterstiitzungsmaglichkeiten bei der Pflege
von Angehdrigen sowie die Einfiihrung eines
Lebensarbeitszeitmodells“

(Osnabriick 2).

Trotz der vereinzelten Pressestimmen, welche
iber die Vereinbarkeit von Familie und Pflege in
der Kommune berichtet haben, ist festzustellen,
dass die Angebote zur Forderung dieser Vereinbar-
keit in Medien nur auf geringes Interesse stoflen.
Das ist umso bemerkenswerter, weil alle unter-
suchten Kommunen die Zahl der Pflegepldtze stei-
gern miissen, um den Bedarf zu decken. Demnach
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schafft es auch das Audit Familiengerechte Kom-
mune nicht in ausreichendem Mafe, die 6ffentli-
che Aufmerksamkeit vor Ort auf das zwangslaufig
wichtige Zukunftsthema Pflege und Beruf zu len-
ken. Dieses sollte bei der Weiterentwicklung des
Audits aufgegriffen werden, was im abschlieRen-
den Fazit besprochen wird.

Die Zeitungsberichte, die Themen aus dem Hand-
lungsfeld 3 beriihren, umfassen drei Unterkate-
gorien. Deren erster, Bildungskosten, wurden vier
Zeitungspassagen zugeordnet, die nahezu aus-
schlieBlich iiber die finanzielle Férderung von
Kindern aus Familien mit geringem Haushaltsein-
kommen berichten, darunter beispielsweise die
Lernmittelfreiheit:

,Der Regierende Biirgermeister, Raed Saleh,
und ich sind uns einig. Die Lernmittelfreiheit ist
eine splirbare Entlastung der Eltern, vor allem
fiir Eltern, die mehrere Kinder haben. Sie er-
spart iibrigens auch viel Organisation — sowohl
den Schulen als auch den Eltern. Die Lernmittel-
freiheit ist auch richtig, weil Bildung moglichst
kostenfrei sein soll“

(Berlin-Lichtenberg 3).

Die Debatte folgt der Uberzeugung, dass durch
Mittel kommunaler Sozialpolitik Chancengerech-
tigkeit fiir Kinder zumindest mitermoglicht wird
und zugleich Familien finanziell entlastet wer-
den. Uber die Rolle des Auditierungsprozesses
bei solchen Entscheidungen geben die Pressear-
tikel keine Auskunft. Allerdings muss der Kon-
text einbezogen werden: Da sich alle untersuchten
Kommunen haben zertifizieren lassen, ist davon
auszugehen, dass sie solche familienorientierten
Wirkungen kommunaler Familienpolitik bewusst
herbeifiihren.

Presseberichte, die der Unterkategorie Schule zu-
geordnet wurden, beschdftigen sich mit der An-
passung der Schulinfrastruktur an unterschied-
lichen demographischen Entwicklungen, wobei
diese kontrar ausfallen. In Berlin beispielsweise

wird die schlechte bauliche Situation bei gleich-
zeitig hoher Schiilerzahl thematisiert:

,,[...] wir brauchen mehrere neue Schulen, es
miissen Schulen und Turnhallen saniert werden
(Berlin-Lichtenberg 1).

Wohingegen im ostsachsischen Gorlitz die Anpas-
sungen der Schulinfrastruktur an den Riickgang
der Schiilerzahlen thematisiert wird:

»SchulschlieBungen gehorten in den zuriicklie-
genden Jahren in der Region fast zum Alltag.
Zahlreiche Grund-, Mittel- (spdter Oberschu-
len) und auch Gymnasien mussten aufgrund des
Riickgangs der Schiiler ihren Betrieb einstellen.
Doch jetzt beweist ein Beispiel aus Gorlitz, dass
es auch anders geht. [...] Fiir 182 Kinder aus
den siidlichen Gorlitzer Ortsteilen Weinhiibel,
Hagenwerder und Tauchritz ist das Schuljahr
2016/17 ein ganz besonderes. Denn sie lernen
(in) einem véllig neuen Schulgebdude. Unter
dem Gesichtspunkt des prognostizierten Gebur-
tenriickganges im ldndlichen Raum war eine
Entscheidung fiir den Neubau einer Grund-
schule durchaus nicht selbstverstdndlich, sagt
der Gorlitzer Oberbiirgermeister Siegfried Dei-
nege (parteilos). Im Jahr 2013, noch vor Beginn
seiner Amtszeit, hatte der Stadtrat einen ent-
sprechenden Beschluss gefasst. Intensive Ver-
handlungen mit dem Freistaat Sachsen als
Fordermittelgeber waren notwendig, um diesen
vom Bedarf fiir eine Grundschule im Siiden von
Gorlitz zu liberzeugen. Insbesondere war dafiir
der Nachweis einer konstanten Geburtenent-
wicklung erforderlich. Den konnten wir erbrin-
gen, so der Oberbiirgermeister*

(Gorlitz 1).

In beiden Kommunen wird von Neubau von Schu-
len berichtet, allerdings unter demographisch
sehr unterschiedlichen Gesichtspunkten, wie die
Fallbeschreibungen in Kapitel 5 gezeigt haben. Die
Sanierung und der Neubau von Schulen sind zu-
gleich deutschlandweite Themen, doch bei einem
Riickgang der Schiilerzahlen, vor allem im land-
lichen Raum, ist dies dort eine besondere Auf-
gabe. Fiir eine nachhaltige Entwicklung landli-
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cher Raume, auch als Lebenswelt fiir Familien, ist
eine Schulinfrastruktur allerdings unumgdanglich.
Das Audit Familiengerechte Kommune kann die
Kommunalverwaltung und Kommunalpolitik fiir
Folgen demographischer Prozesse sensibilisie-
ren, die daraus kommunalpolitische Handlungs-
muster ableiten konnen. Wie die Auswertung der
Interviews in Kapitel 7 zeigt, scheint dies auch
zu passieren, wobei sich hierfiir keine eindeuti-
gen Anhaltspunkte in der Medienberichterstat-
tung finden.

Bei den vier zugeordneten Zeitungsausschnit-
ten der Unterkategorie Erwachsenenbildung zeigt
sich kein eindeutiges Muster. Die Artikel variieren
in den Themen, wobei immer jeweils auf die Kom-
mune Bezug genommen wird, wie auch in folgen-
dem Zitat:

,,In Nordrhein-Westfalen finden innovative
Existenzgriinder eine gute Infrastruktur und
alles vor, was sie fiir Wachstum und wirtschaft-
lichen Erfolg brauchen: Das historisch gewach-
sene industrielle Fundament der Region sorgt
fiir enge Kundenbeziehungen, die dichte Hoch-
schullandschaft fiir ausreichend gut ausgebil-
dete Fachkrdfte

(Bochum 2).

Eine eindeutige Familienorientierung oder Bezug
auf Erwachsenenbildung sind in den Berichten
nicht zu finden. Das legt den Schluss nahe, dass
dieses Thema vom Audit Familiengerechte Kom-
mune nicht in einer 6ffentlichkeitswirksamen
Weise beriihrt wird. Eine Erkldrung ist, dass dies
zumeist Akteurinnen und Akteure betrifft, die
auflerhalb der Kommunalverwaltung liegen und
sich nicht durch Kommunalpolitik und -verwal-
tung beeinflussen lassen, was auch bei der Un-
terkategorie Pflege und Beruf im Handlungsfeld 2
der Fall war.

Dieses Handlungsfeld umfasst zwei Unterkate-
gorien, deren erste Beratung ist. Hier sticht vor
allem der Landkreis Osnabriick hervor, in dem es

zahlreiche Beratungsangebote vor allem fiir Un-
ternehmen gibt:

,37 Betriebe berdt die Diakonie in Stadt und
Landkreis, darunter tetra, Scholler und Behor-
den. Es geht um Suchtberatung, Finanzcoaching
oder Krisenintervention. Der Arbeitgeber zahlt
die Beratung. Die Rechnung ist einfach: Wenn
ein Mitarbeiter private Probleme hat, ist es ef-
fektiver und spart damit Geld, wenn der An-
gestellte professionelle Beratung in Anspruch
nimmt“

(Osnabriick 12).

Zudem findet sich in der Berichterstattung auch
die Beratung und Weitergabe von Informationen
an Familien bei der Geburt eines Kindes sowie die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie:

,und so freut sie sich auch iiber den dicken
Ordner der Bundeszentrale fiir gesundheitliche
Aufkldrung ,Gesund gro3 werden’, einen Not-
fall-Ratgeber, den Familienratgeber der Ge-
meinde Hasbergen und einen Flyer mit wich-
tigen Daten zu Kinderbetreuung vor Ort.
Weiterhin finden sich in der Stofftasche, die jede
Familie eines Neugeborenen bekommt, niitz-
liche Geschenke wie ein Kirschkernkissen der
NOZ, eine freundliche Stoff-Handpuppe und ein
25-Euro-Gutschein des Landkreises fiir ein Bil-
dungsangebot oder zum Beispiel eine Baby-
massage. ,Der Babybesuchsdienst und die mit-
gebrachten Infos sind eigentlich immer in den
Familien willkommen®, berichtet Katja Mittel-
berg-Hinxlage. Die Ratsfrau und Hebamme
wird ebenso wie die Physiotherapeutin Susanne
Holzapfel gern in gesundheitlichen Fragen zu-
rate gezogen. Ein groes Thema ist auch stets
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und
die Betreuungssituation vor Ort in einer der vier
Kitas, durch Kindertagespflege oder Babysitter.
,Durch den Babybesuchsdienst bekommen die
Eltern viele Anregungen und Tipps, an wen

sie sich wenden kdnnen®, stellt Holzapfel fest.
Zudem stehe das Familienbiiro in allen Fragen
rund um die Familie mit Rat und Unterstiitzung
bereit“

(Osnabriick 13).
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Die Berichte offenbaren auch eine Reihe von
Namen von Menschen, die in diesem Themenfeld
aktiv sind. Das spricht dafiir, dass es eine Reihe
von ,,Kiimmerern* zu diesem Thema in Osnabriick
gibt, die es bedienen. Dabei wird auch auf bereits
langer ansdssige Initiativen, wie das Biindnis fiir
Familien, hingewiesen. Das bedeutet fiir die Ein-
schatzung der Wirkung des Audits Familienge-
rechte Kommune, dass es wahrscheinlich dort
besonders wirksam werden kann, wo bereits eine
familienbezogene Tragerlandschaft vor der Audi-
tierung vorhanden war. Durch das Audit wird die-
ses Engagement von Initiativen und aktiven Ein-
zelpersonen ermoglicht und unterstiitzt.

Die zweite Unterkategorie Unterstiitzung beinhal-
tet Artikel zu unterschiedlichen Angeboten fiir Fa-
milien, darunter der Vorstellung von lang gewach-
senen Initiativen in einer der Kommunen, was die
Verkniipfung zur ersten Unterkategorie des Hand-
lungsfeldes darstellt:

Der Verein ,Gorlitz fiir Familie e. V. wurde vor
genau zehn Jahren, am 14. Mdrz 2007, gegriin-
det. Darauf macht Magdalena Forchmann vom
Familienbiiro Gorlitz in einer Pressemeldung
aufmerksam und verweist in diesem Zusam-
menhang auf aktuelle Angebote, die der Verein
gemeinsam mit dem gleichnamigen lokalen
Biindnis ,Gorlitz fiir Familie‘ auf die Beine stellt.
,Jeden zweiten Dienstag im Monat treffen sich
Vertreter der sozialen Trdger, Politik, Verwal-
tung, Kirchen und engagierte Biirger zum Aus-
tausch tiber die kommunale Familienpolitik,
soziale Fragen und gemeinsame Projekte’, er-
kldrt Forchmann. Das Biindnistreffen sei dabei
eines der bekanntesten Gremien in Gorlitz und
habe sich iiber die Jahre immer wieder neu er-
finden konnen. GroBer Hohepunkt sei das jdhr-
liche Familienfest auf dem Marienplatz, bei
dem sich das Lokale Biindnis geschlossen pra-
sentiert. Zu den neueren Projekten gehoren das
Schutzinselprojekt ,Elchstark’, die Engagierte
Stadt Gorlitz und das Familienbliro; bereits seit
ldngerer Zeit etabliert sind die kostenlosen EI-
ternbriefe und die Gorlitzer Elternwerkstatt.
Derzeit hat der Verein nach eigenen Angaben 18
Mitglieder. Seit neustem besteht auch die Mog-

lichkeit, Fordermitglied zu werden - fiir Leute,
die den Verein unterstiitzen wollen, aber wenig
Zeit haben. Die Anzahl der fest angestellten
Mitarbeiter wachse stetig, ebenso wie die Auf-
gaben und die Reichweite. ,Die Hauptsache ist:
Es gibt keinen Stillstand, immer eine Weiter-
entwicklung‘, sagt Forchmann. Diese stiinden
im Vordergrund — darum sei es gar nicht so
schlimm, wenn die Gorlitzer mit dem Vereins-
namen selbst nicht so viel anfangen kénnen,
sondern ihnen eher die konkreten Projekte be-
kannt sind. ,Denn es geht darum, konkrete Pro-
jekte umzusetzen, die Gorlitzer Familien zugute
kommen.* Dabei diene der ,Gérlitz fiir Familie
e.V.“ als Trdgerverein des Lokalen Biindnisses.
Gegriindet worden sei er vor allem, um leich-
ter Fordermittel beantragen zu konnen und

um verbindliche Strukturen fiir das Projekt zu
schaffen. (SZ)“

(Gorlitz 5).

Auch das Thema Pravention wird als Unterset-
zung fiir Familien verstanden und thematisiert.
Daher hat sich das Konzept der Praventionsketten
etabliert, von dem im folgenden Ausschnitt eines
Zeitungsartikels berichtet wird:

»Es verbessert die Prdventionskette. Ein Bei-
spiel: Hort ein Kind schlecht, ist die Gefahr grofB3,
dass es auch sprachlich zuriickfdllt. Wird das
friihzeitig bemerkt, konnen Nachteile gleich zu
Beginn des Schullebens vermieden werden*
(Dusseldorf 12).

Des Weiteren finden sich Berichte {iber Einzel-
angebote sowie kommunale Strategien, wie der
Besuch von Neugeborenen. Die Vielzahl der Ak-
tivitaten, die aus den verschiedenen Auditkom-
munen berichtet wird, legt den Schluss nahe, dass
sich Unterstiitzungsangebote sowie familienun-
terstiitzende Strukturen in den Auditkommunen
relativ leicht etablieren konnen. Das Audit tragt
demnach dazu bei, dass sich interessierte Akteu-
rinnen und Akteure ohne besondere Einschrdn-
kungen in der Kommune engagieren, auch weil
dies Teil der kommunalen Strategie ist und sie von
der Kommune zumindest ideelle Unterstiitzung
erwarten konnen.
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Dieses Handlungsfeld besteht aus sechs Unterka-
tegorien, von denen Lebensqualitat die erste bil-
det. Da diese Unterkategorie mit 23 Artikeln re-
lativ stark besetzt ist, verwundert es auch nicht,
dass sich eine hohe Bandbreite an Themen findet.
Diese 1dsst sich in drei Diskursstrdnge einteilen.
Der erste beschaftigt sich mit der Objektivierung
der Lebensqualitat in der Kommune, die sich bei-
spielsweise in den Ergebnissen einer Blirgerum-
frage widerspiegelt:

,Die Ergebnisse: Lebensqualitdt. Die gute Nach-
richt: Die meisten Diisseldorfer leben gerne in
der Stadt. Das gaben 9o Prozent der Befragten
an. Die iibrigen wiirden lieber im Umland, wo-
anders in Deutschland oder sogar im Ausland
leben. Das gute Ergebnis freut auch den Ober-
biirgermeister. Dass so viele Biirger an der Um~-
frage teilgenommen hdtten, zeige, dass ihnen
ihre Stadt am Herzen liege und sie gerne daran
mitwirken wollen, sie noch attraktiver zu ma-
chen, sagte Thomas Geisel (SPD). Auch die Le-
bensqualitdt bewerten 88 Prozent der Befragten
als gut. Das qute Ergebnis ist keine Uberra-
schung: Auch bei den Biirgerbefragungen in den
Jahren 2015 und 2016 sah es so dhnlich aus®
(Diisseldorf 28).

Allerdings finden sich hier keine klaren Beziige
zu Familien. Lebensqualitat wird demnach global
verstanden und auch in den Auditkommunen nicht
auf das Wohlbefinden von Familien im Besonde-
ren bezogen. Hierzu finden sich im zweiten Dis-
kussionsstrang eher kleinteilige Projekte vor Ort,
die sich direkt an das Lebensumfeld von Familien
wenden, um z.B. Orte der Begegnung zu schaf-
fen, wie im folgenden Textabschnitt dargestellt ist:

,,Fiir Bezirksbiirgermeister Uwe Sievers (SPD)
ist das wiedererdffnete Café in der Freizeitstdtte
dabei ein zentraler Baustein. Er erhofft sich,
dass solche Treffpunkte fiir eine Tasse Kaffee
oder einen Mittagsimbiss mehr Leben in den
Stadtteil bringen“

(Diisseldorf 2).

Diese Aussage betrifft auch auf das Thema Woh-
nen zu, insbesondere vor dem Hintergrund, dass
Kommunen sowohl fiir Familien als auch fiir
Hochbetagte Wohnraum zur Verfiigung stellen
miissen. Lebensqualitat, und geht auch aus dem
nachfolgenden Zitat eines Presseberichtes her-
vor, bedeutet auch giinstige Mieten und eine de-
mographisch gemischte Bevolkerungsstruktur:24

,|Frage:] Wenn so viele Menschen zuziehen: Wie
dndert sich die Bevolkerungsstruktur, kommen
mehr junge Familien?

[Antwort:] Ja, und das freut mich. Da wir aber
auch zunehmend hochbetagte Menschen haben,
stellt uns das vor neue Herausforderungen,

zum Beispiel, wenn die Infrastruktur in einem
Wohngebiet nicht addquat ist. Viele Menschen
ziehen aus der Innenstadt nach Lichtenberg,
weil die Mieten bei uns immer noch vergleichs-
weise giinstig sind. Zwei Drittel der Wohnungen
im Bezirk sind im Besitz des Landes oder von
Genossenschaften, das wirkt preisdimpfend [...]“
(Berlin-Lichtenberg 1).

Der dritte Diskussionsstrang bezieht sich auf die
Zertifizierung als familiengerechte Kommune.
Damit wird die Familienfreundlichkeit der Kom-
mune eng mit Lebensqualitdt verkniipft, auch in
Statements von Vertreterinnen und Vertretern der
Stadtverwaltung und -politik:

,Wir haben uns ganz bewusst als familienge-
rechte Stadt zertifizieren lassen. Wir wollen ein
Umfeld fordern, in dem sich junge Menschen
und Familien mit ihren Kindern wohlfiihlen*
(Gorlitz 1).

Aus diesem Zitat geht hervor, dass Familien-
freundlichkeit auch als Alleinstellungsmerkmal
im interkommunalen Wettbewerb gesehen wird.
Die drei Diskussionsstrange zur Lebensquali-
tat weisen darauf hin, dass das Audit als Quali-

24 In einer Untersuchung von 74 Kommunen kommen Hel-
big und Jdhnen (2018) zum Ergebnis, dass nicht allein die
soziale, sondern auch die demographische Segregation in
deutschen Stadten zunimmt. Das bedeutet, dass Jung und
Alt nicht mehr so hdufig im selben Stadtteil wohnen. Im
hier besprochenen Beispiel ist dies nicht der Fall, sodass
dieser Aspekt bei der Bewertung der empirischen Ergeb-
nisse besonders zu beachten ist.
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tdtssiegel fiir eine hohe Lebensqualitdt in Kom-
munen wahrgenommen wird. Allerdings kénnen
harte Faktoren, z.B. die angespannte Situation
auf dem Wohnungsmarkt, diese positive Auften-
wirkung konterkarieren. Damit ist Lebensquali-
tat fiir Familien eine zentrale familienpolitische
Zielsetzung der zertifizierten Kommunen, aller-
ding immer im Spannungsfeld zu verwaltungsex-
ternen Faktoren, auf die nur indirekt Einfluss ge-
nommen werden kann.

Damit ist auch die zweite Unterkategorie Wohnen
und Bauen angesprochen, in der das Thema Be-
standsanpassung dominiert, das sich hiufig auf
seniorengerechtes Wohnen bezieht:

,Kommwohnen-Chef Arne Myckert sieht aber
auch die Ergebnisse der Befragung als wichtig
fiir die weitere Entwicklung seines Unterneh-
mens an. So hdtten viele Probewohner ange-
geben, dass sie in den drei Probewohnungen in
der Schwarzen Stra8e einen Balkon und einen
Aufzug vermissen. Beides sei in seinem Unter-
nehmen ein Dauerthema, seit er vor acht Jahren
nach Gorlitz gekommen ist: ,Seither haben wir
die Zahl unserer Wohnungen mit Aufzug ver-
zehnfacht.* Diese Entwicklung muss weiterge-
hen, das zeigt ihm auch die jetzige Auswertung:
,Beim Anbau von Balkonen hingegen sind uns
durch das Landesdenkmalgesetz Grenzen ge-
setzt.*“

(Gorlitz 2).

Liegen Wohnungsbaugesellschaften in kommuna-
ler Hand, was nicht immer der Fall sein muss, kon-
nen sie von der Kommune beauftragt werden, ver-
starkt in die Wohnraumanpassung zu investieren.
Andernfalls bleibt den Kommunen nur die Mog-
lichkeit, durch Anreize steuernd auf die Moderni-
sierung und Anpassung von Wohnraum einzuwir-
ken. Nach Mafigabe der jeweiligen kommunalen
Handlungsspielrdume ist damit auch der Wir-
kungsgrad des Audits Familiengerechte Kommune
auf den Wohnungsmarkt beschrankt. Hier sind
eher Instrumente gefragt, die unmittelbar in die

Wohnungswirtschaft einwirken.?> Andere Arti-
kel berichten iiber seniorengerechte Wohnungen:

,Vorangehen soll es hingegen in Sachen Woh-
nungen. Bei ganzen Wohnblocken der Woh-
nungsbaugesellschaften stehen Sanierungen
an. Sie sollen seniorengerecht werden, unter
anderem Aufziige erhalten. ,Das alles bei lau-
fendem Betrieb®, berichtet der SPD-Mann. Am
Ende sollen aber alle profitieren. Damit es end-
lich losgehen kann, steht aber erst mal eines an:
Antrdge. Garath soll Fordergelder vom Land er-
halten. Sievers: ,Wir nutzen alle Maglichkeiten.
Die Chancen stehen gut.“

(Diisseldorf 2).

Neben der Bestandsanpassung sind umgekehrt
auch Moglichkeiten der Umverteilung des Wohn-
raums nach haushaltsbezogenem Bedarf Gegen-
stand der lokalen Berichterstattung. Dabei geht
es hdufig um Prozesse des haushaltsbezogenen
Lebenszyklus, bei dem nach dem Auszug der Kin-
der fiir die ,,verbliebenen* Eltern pro Kopf eine
hohe Wohnflidche zur Verfiigung steht. Ein hdu-
fig vorgetragener Vorschlag ist, dltere Allein-
lebende sollten kleinere Wohnungen beziehen,
damit groRe Wohnungen fiir Familien zur Verfii-
gung stehen:

w,Darauf verweist auch die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Senioren-Organisationen. Sie
lehnt das Thema Wohnungstausch aber nicht
rundweg ab. ,Wenn das auf einer freiwilligen
Basis passiert, spricht da ja nichts gegen’, sagt
Sprecherin Ursula Lenz. Viele Senioren sdhen
ein, dass junge Familien Wohnraum brduch-
ten. Zudem konne es ein starker Anreiz sein,
durch einen Umzug in eine seniorengerechte
Wohnung nicht ins Heim zu miissen. Fiir Seni-
oren, die im fiinften Stock ohne Aufzug woh-
nen, ist das eine reale Gefahr. Aber: ,Es darf
kein Druck ausgeiibt werden®, sagt Lenz. Mo~

25 Vor diesem Hintergrund wurde vom Audit Familienge-
rechte Kommune e. V. das Instrument ,,Audit generatio-
nengerechtes Wohnen im Quartier* entwickelt (https://
www.familiengerechte-kommune.de/index.php/instru-
mente/audit-generationengerechtes-wohnen-im-quar-
tier/, Download 20.9.2018). Zur Notwendigkeit der Ein-
beziehung der Wohnungswirtschaft in Prozesse sozialer
Quartiersentwicklung siehe auch Kurtenbach 2018.
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tivieren zum Umzug wiirde Senioren nur eins:
personliche Ansprache.“
(Diisseldorf 18).

Die finanzielle Belastung von Familien - insbe-
sondere in Ballungsgebieten - aufgrund hoher
Mieten oder Grundstiickspreise kann alle anderen
familienfreundlichen Bemiihungen der betref-
fenden Kommunen konterkarieren.?¢ Hier kann
das Audit nur in geringem Mafe einwirken, bes-
tenfalls zu langfristiger Sensibilisierung anregen.

Stadtplanung als dritte Unterkategorie des fiinf-
ten Handlungsfeldes umreist vor allem die stra-
tegischen Uberlegungen der Stadtentwicklung.
Ein Beispiel ist die Flichennutzungsplanung, die
einen direkten Einfluss auf das Stadterleben von
Familien hat:

,Wir haben inzwischen die gleiche Fldchenkon-
kurrenz wie die Innenstadtbezirke. Wir miissen
auch Gewerbegebiete und Griinfldchen sichern.
Wir haben derzeit 284.000 Einwohner, vor we-
nigen Jahren waren es 260.000. Aber wir kon-
nen nicht tiberall Wohnungen bauen. Aulerdem
fehlen uns mehrere Hundert Kita-Pldtze. Das
noch groBere Problem aber ist der Fachkrdfte-
mangel im Kita-Bereich. Weder die freien Trd-
ger noch der Kita-Eigenbetrieb finden gut aus-
gebildetes Personal, der Markt ist leer gefegt*
(Berlin-Lichtenberg 1).

Aus dem Ausschnitt dieses Presseberichtes geht
hervor, dass Familie bei der grundlegenden Uber-
legung der Stadtplanung eine zentrale Rolle ein-
nimmt. Dies ist auch auf das Audit Familien-
gerechte Kommune zuriickzufiihren, das als
strategisches Steuerungsinstrument Impulsgeber
flir strategische Entscheidungen, z. B. bei der Fla-
chennutzung, ist. Einen noch konkreteren Bezug
der Stadtplanung auf die Familiengerechtigkeit
in der Kommune offenbart folgende Textpassage:

26 Das Problem steigender Mieten und zu wenig bezahlba-
ren Wohnraums in Grostadten ist mittlerweile ein breit
untersuchtes Forschungsfeld (z. B. Blasius, Friedrichs
und Riihl 2016; Holm 2012), zu dem es auch unterschied-
liche Losungsvorschldge gibt, die allesamt von verschie-
denen Seiten befiirwortet oder abgelehnt werden (Aring
et al. 2016; Beirat des Wirtschaftsministeriums 2018).

,Gebraucht werde eine seniorengerechte Stadt-
entwicklung: ,Die Stadt tut unheimlich viel fiir
Kinder und Fliichtlinge, zu Recht. Aber wir diir-
fen die alten Menschen nicht vernachldssigen®,
sagt Fischer*

(Diisseldorf 23).

Hier wird deutlich, dass die Kommune ein genera-
tionsiibergreifendes Verstindnis von Familie hat,
das fiir die Orientierung spricht, die das Audit Fa-
miliengerechte Kommune pragt. Aus diesem Zitat
lasst sich, ebenso wie aus dem voranstehenden, die
strategische Wirkung des Audits Familiengerechte
Kommune auf die Stadtentwicklung ableiten.

Die nachfolgenden sechs Zitate aus den der Unter-
kategorie 6ffentliche Einrichtungen zugeordneten
Zeitungsberichten thematisieren die familien-
orientierte Optimierung 6ffentlicher Einrichtun-
gen, die zumeist auf das Thema Kinderfreundlich-
keit abstellt:

,Nach etwa vier Jahren bilanzierte Kubasch
nun, ein gutes Stiick vorangekommen zu sein
— eben mit konkreten MaBnahmen wie kin-
derfreundlichen WCs im Technischen Rathaus
— der Jdgerkaserne. Zudem sei im Einwohner-
meldeamt eine Spielecke eingerichtet worden
(Gorlitz 11).

Adiquat zur interkulturellen Offnung im Kon-
text der kommunalen Integrationspolitik nimmt
diese Kategorie die intergenerationelle Offnung der
kommunalen Familienpolitik in den Blick. Diesem
Thema bietet das Audit wichtige Impulse, da es vor
allem verwaltungsinterne Prozesse auf Familien-
freundlichkeit hin {iberpriift und so beispielsweise
dazu beitragt, die Betreuungsqualitat fiir die jiings-
ten Biirgerinnen und Biirger in 6ffentlichen Kinder-
tageseinrichtungen zu verbessern.

In der Unterkategorie Verkehr beziehen sich alle
Presseberichte - bis auf einen - auf die nordrhein-
westfdlische Landeshauptstadt Diisseldorf. Dort
sind die Einddimmung des Straflenverkehrs, Redu-
zierung der Geschwindigkeit und der Umstieg vom
Auto auf das Fahrrad zentrale Anliegen der kom-
munalen Verkehrspolitik. Ein klarer Bezug zur Fa-
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milienfreundlichkeit als kommunale Strategie fin-
det sich allerdings nur in der folgenden Textpassage:

,,Es hei3t, die Gegend hier sei die kinderreichste
Diisseldorfs, zudem sind drei Schulen direkt an
der Bilker Allee. ,Wenn man ernst ndhme, wenn
die Politik wieder von Kindeswohl und Familien-
freundlichkeit redet, dann miisste man doch
davon ausgehen, dass Tempo 30 auf der Bilker
Allee sich schnell umsetzen lieBe‘, sagt Hanke*
(Diisseldorf 11).

Dieser Antrag wurde abgelehnt. Es wundert, dass
Familienfreundlichkeit im Kontext von Verkehr,
im Gegensatz zur Stadtentwicklung, keinen pro-
minenten Platz einnimmt. Allerdings ldsst sich
aus dieser einzig auf eine Kommune bezogenen
Beobachtung keine generelle Beurteilung fiir den
Einfluss des Audits Familiengerechte Kommune
auf die kommunale Verkehrspolitik insgesamt
ableiten.

Die Unterkategorie Freizeit umfasst zwei Themen-
komplexe. Zum einen berichten Lokalmedien iiber
einzelne Events mit Freizeitwert fiir Familien, wie
folgender Textausschnitt exemplarisch zeigt:

,Willy Xylander, Direktor des Naturkundemuse-
ums, hat mit seinen Mitarbeitern vor wenigen
Tagen ein Familienfest gefeiert, zu dem sie ihre
Kinder mitbringen konnten. Aber vor allem ist
Senckenberg groB3ziigig, was die flexible Gestal-
tung der Arbeitszeiten angeht. Man kann sich
Zeiten ins Wochenende verlegen oder das Wo-
chenende generell freihalten. Man kann Pflege-
auszeiten nehmen oder bis zu einem ganzen
Jahr aus dem Job aussteigen, ohne dass der in
der Zwischenzeit verloren geht. Es gibt Sonder-
regelungen fiir Mitarbeiter mit gesundheit-
lichen Problemen und vieles mehr. ,All diese
Dinge tragen zum Wohlbefinden unserer Mit-
arbeiter bei‘, sagt Willy Xylander. ,Ich glaube,
jeder von ihnen ist mit Begeisterung bei der Ar-
beit. Aber Leistungsfdhigkeit und Verantwor-
tungsgefiihl lassen sich nur erhalten, wenn die
Mitarbeiter auch einen Ausgleich dazu in ihrer
Freizeit haben.“

(Gorlitz 23).

Auf diesen Aspekt hat das Audit Familienge-
rechte Kommune nur indirekten Einfluss, indem
es dazu beitrdgt, Strukturen zu schaffen und zu
starken, die sich fiir Familien einsetzen. Wenn
die so gestdrkten Trager Freizeitangebote fiir Fa-
milien unterstiitzen, kann diese indirekte Wir-
kung zum Tragen kommen. Demgegeniiber weist
der zweite Themenkomplex dieser Unterkatego-
rie darauf hin, dass Freizeitangebote wie genera-
tionengerechte Spielpldtze fiir Familien geschaf-
fen werden:

,Fakt ist: Derzeit sind die meisten stddtischen
Spielpldtze iiberwiegend fiir Schulkinder ange-
legt. Das soll sich dndern. Im Konzept seien die-
jenigen Spielpldtze aufgelistet, die griindlich
liberarbeitet werden miissen, damit das Spiel-
angebot zeitgemdf und bedarfsgerecht wird“
(Diisseldorf 16).

Auf diesen strategischen Aspekt hat das Audit Fa-
miliengerechte Kommune einen direkten Einfluss,
wie auf die anderen Kategorien dieses Handlungs-
feldes, abgesehen vom Verkehr, auch. Offenbar
wirkt das Audit Familiengerechte Kommune eher
indirekt, wenn es darum geht, Strukturen fiir die
direkte Arbeit mit Familien und die Kooperation
mit der Kommunalverwaltung zu unterstiitzen.
Wichtige Impulse setzt das Audit auch bei strate-
gischen Entscheidungen dariiber, wie Familien-
gerechtigkeit in der Stadtentwicklung mitbedacht
werden kann (vgl. Kapitel 7).

Die Berichterstattungen, die in das sechste Hand-
lungsfeld sortiert wurden, umfassen drei Unter-
kategorien, wobei Senioren die erste bildet. Dem
Handlungsfeld lassen sich 24 Zeitungspassagen
zuordnen, die aufgrund dieser Anzahl - nicht ver-
wunderlich - iiber ein breites Themenfeld berich-
ten. Dieses ldsst sich in Beitrdge {iber Struktu-
ren fiir und von Seniorinnen und Senioren sowie
iber konkrete Hilfeangebote fiir Familien unter-
gliedern:

111



STADTENTWICKLUNG FUR FAMILIEN

112

,Der Arbeitskreis ,Seniorinnen und Senio-
ren‘vervollstdndigt das Netzwerk, Seniorenbe-
auftragte Gabi Linster berichtete von der Aus-
bildung von ,Tageskindern‘ zur Entlastung
pflegender Angehoriger oder von der Aktion
,Digitalisierung im Alter’, die dlteren Menschen
die Scheu vor Tablet und Smartphone nehmen
soll, damit diese Kontakt mit Kindern und En-
kelkindern halten konnen. Alle Arbeitskreise
stellten sich auch auf Stellwdnden vor*
(Osnabrick 13).

Das Audit Familiengerechte Kommune unterstiitzt
die Kommunalverwaltung vor allem bei der Ent-
wicklung der Strukturen fiir die Vernetzung mit
generationenrelevanten Akteurinnen und Akteu-
ren. Doch bei Einzelthemen und konkreter Maf3-
nahmengestaltung benotigt es fiir die zukiinftige
Entwicklung des Audits eine Weiterentwicklung.
Ein Beispiel liefert folgendes Zitat:

,»,Natiirlich hat es auch vor 30 Jahren in Diissel-
dorf zum Teil dieselben sozialen Probleme
gegeben’, sagt Uta Lode, Projektmanagerin

bei der Awo fiir die Quartiersentwicklung, ,aber
vieles hat sich — etwa durch den demografi-
schen Wandel — verschdrft: zum Beispiel die
Vereinsamung im Alter. Ein Grundprinzip ist
laut Lode das Bestreben, ein Quartier ,demo-
grafiefest zu machen: ,Das heiBt, dass alle
Bewohner so lange wie moglich dort wohnen
bleiben konnen — und zwar nicht einsam und
verlassen. ‘“

(Diisseldorf 20).

Die Auswertung legt nahe, dass das Audit Struk-
turen und Vernetzung von Akteurinnen und Ak-
teuren zur Unterstiitzung alterer Biirgerinnen und
Biirger fordert, die kleinrdumige Ebene, z.B. das
im Zitat erwdhnte Quartier, als Adressat von Fa-
milien- und Generationengerechtigkeit aber eher
vernachldssigt, was allerdings auch fiir andere von
der Verwaltung implementierte Instrumente zu-
trifft. Allerdings hat dies Auswirkungen auf die
Angebotsstruktur als indirekte Folge des Audits,
wodurch die Ressourcen kommunaler Familien-
politik Gefahr laufen, nicht zielgenau eingesetzt
zu werden.

Die Berichte in der Unterkategorie Pflege weisen
allesamt auf den bevorstehenden Pflegenotstand
und die Anpassung der Wohninfrastruktur an die
Bediirfnisse von pflegebediirftigen Personen hin:

,,Die Wohlfahrtsverbdnde schlagen Alarm:
Angesichts der demografischen Entwicklung
miisse die Stadt dringend die Infrastruktur fiir
die Altenpflege ausbauen. ,Wir schieben ein
Riesenproblem vor uns her‘, warnt DRK-Chef
Stefan Fischer, derzeit Sprecher der Liga (mit
u. a. Awo, Caritas, Diakonie)“

(Diisseldorf 23).

Auffallend ist, dass das Audit Familiengerechte
Kommune, wie bereits in der Auswertung der Un-
terkategorie Pflege und Beruf im Handlungsfeld 2
(Kapitel 9.2.2) gezeigt, das Thema Pflege offenbar
nicht in den 6ffentlichen Fokus des kommunalen
Handelns riickt, obwohl es eines der Kernthemen
familienpolitischer Aufgaben ist. In der Auflen-
darstellung erweckt dies den Eindruck, zumindest
bezogen auf die verstehende Wirkung des Audits
als Auftrag der vorliegenden Evaluationsstudie,
dass Familienpolitik ihr Augenmerk eher auf die
Belange von Kindern und in Teilen von ihren El-
tern richtet und nicht unbedingt auf die Bediirf-
nislagen alterer Menschen.

Mit Ausnahme eines Artikels sind alle Berichte in
der Unterkategorie Mehrgenerationen- und Fa-
milienzentren auf die Stadt Diisseldorf bezogen.
Hier wird {iber die Er6ffnung und Einrichtung ver-
schiedener generationsiibergreifender Einrich-
tungen berichtet, wie folgende Textpassage ex-
emplarisch zeigt:

»Superintendentin Henrike Tetz spricht bereits
euphorisch ,von einem Ort der Begegnung,
einer Heimat fiir alle Generationen, die auch
unterschiedliche Lebenssituationen beriicksich-
tigt und in das Quartier ausstrahlen wird. Die-
ses sieht Thorsten Nolting ohnehin zu Unrecht
verunglimpft: ,Oberbilk wird oft schlecht ge-
redet. Es ist aber sehr lebendig, bunt und nicht
zuletzt duBerst vielfdltig.*“

(Diisseldorf 14).
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Ahnliche Berichte, etwa zum Ausbau von Spiel-
plitzen zu generationengerechten Aufenthalts-
orten, finden sich in der weiteren Berichterstat-
tung. Es ist bemerkenswert, dass das Thema der
Generationengerechtigkeit im 6ffentlichen Dis-
kurs nur am Rande erwdahnt wird, denn es wird
vom Audit Familiengerechte Kommune klar be-
nannt und findet sich auch in den Dokumenten,
die in Kapitel 8 ausgewertet wurden. Die Griinde
konnen auf Basis des Materials nicht herausgear-
beitet werden. Sie zu eruieren ware wichtig, weil
dieses fiir die Weiterentwicklung des Audits von
zentraler Bedeutung ist.

Die Auswertung des medialen Diskurses hat fol-
gende zentrale Ergebnisse erbracht:

Vereinbarkeit: Der thematische Schwerpunkt
der Medienberichterstattung liegt auf der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf, stellt aber
vor allem auf die Betreuung von Vorschul-
kindern ab. Hier dokumentieren die Presse-
berichte die erheblichen Anstrengungen der
Kommunen, die aber auch mit erhdhten finan-
ziellen Belastungen fiir Eltern einhergehen.

Offentliche Verwaltung: Das Audit zeigt eine
eindeutige Wirkung in Bezug auf die genera-
tionengerechte Offnung der Verwaltung, was
durch zahlreiche Hinweise in der Lokalpresse
auf die Kinderfreundlichkeit 6ffentlicher Ein-
richtungen dokumentiert ist.

Pflege: Unterreprasentiert in der 6ffentlichen
Berichterstattung ist das Thema Pflege. Das
betrifft sowohl die Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf als auch das Thema Pflege selbst, vor
allem beim Vergleich mit dem medialen Inte-
resse an Angeboten fiir Kinder im Vorschulal-
ter.

Nachhaltigkeit: Die Analyse der Zeitungen lasst
den Schluss zu, dass die Nachhaltigkeit von
Projekten und die Beteiligungskultur eher zu-

riickhaltend von den Medien aufgenommen
werden, obwohl beide Themen wichtige Bau-
steine des Audits Familiengerechte Kommune
sind.

Strukturfordernde Effekte: Es wurde deutlich,
dass das Audit vor allem auf der strukturel-
len Ebene Offentlichkeitswirksamkeit erzielt.
Durch die Zentrierung familienbezogener The-
men im kommunalpolitischen Handeln wird
die Kommunalverwaltung als vernetzender
Akteur wahrgenommen.

Die strukturfoérdernde Wirkung des Audits fiihrt
offensichtlich auch dazu, dass die Beriicksichti-
gung von Familien bei strategischen Entscheidun-
gen iiber die Stadtentwicklung auf mediales Inte-
resse stofit.
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Nach den drei Teilauswertungen wird in diesem
abschliefenden empirischen Kapitel eine inte-
grierte Auswertung vorgenommen. Ziel ist es, die
Ergebnisse der Teilauswertungen in Bezug zuei-
nander abzuwdgen und Widerspriiche, Gemein-
samkeiten und Ergdanzungen aufzudecken. Dazu
werden die relativen Haufigkeiten der Codierun-
gen herangezogen und diese handlungsfeldver-
gleichend und diskursvergleichend diskutiert. Die
Grundlage bilden die Haufigkeiten der Tabellen 17,
19 und 21. Da die gesetzten Codierungen zwischen
den Materialtypen variieren (Interview N=1.045,
Protokolle politischer Debatten N=781, Zeitungs-
artikel N=411), wurde zudem fiir das Gesamtbild
das arithmetische Mittel iber die relativen Hau-
figkeiten berechnet, da ansonsten ein Diskurstyp
iiberbetont wiirde. Im Mittelpunkt der integrier-
ten Betrachtung steht damit der themenbezogene
Perspektivenvergleich, wobei wir annehmen, dass
je hdaufiger ein Thema genannt wurde, es auch eine
verstiarkte Aufmerksamkeit erhdlt.?” Dabei wird
auf eine detaillierte diskursspezifische Interpreta-
tion verzichtet, da sie bereits in den vorangegan-
genen Kapiteln vorgenommen wurde. Daher ist
vor allem von Interesse, ob es Unterschiede bzw.
Gemeinsamkeiten in der Betonung von Themen
gibt oder ob es Themen(-felder) gibt, welche ver-
gleichsweise unterbelichtet sind.

27 Hier kann es allerdings auch zu Verzerrungen kommen,
die mit den Erkenntnissen aus den Kapiteln 7 bis 9 re-
flektiert werden konnen. Ein Beispiel ist die Kategorie
Senioren und Generationen, da in den meisten Textstel-
len davon gesprochen wird, dass das Thema in den Kom-
munen zu kurz komme.

Abbildung 28 vergleicht die Diskurstypen nach
Handlungsfeldern. Beim Handlungsfeld 1 ist ein-
deutig zu erkennen, dass die dazugehorigen The-
men alle bei den Experteninterviews angespro-
chen wurden. Das erscheint auch plausibel, da die
lokalen Akteurinnen und Akteure vor allem mit
Aufgaben der Vernetzung und Steuerung betraut
sind und solche Aufgaben weniger Aufmerksam-
keit im politischen oder medialen Diskurs finden.
Beim Handlungsfeld 2, das Familien und Arbeits-
welt thematisiert, ist eine Hiufung im medialen
Diskurs zu erkennen. Es gibt demnach eine er-
hohte 6ffentliche Aufmerksamkeit zu den hand-
lungsfeldbezogenen Themen, was auch als Erfolg
des Audits gewertet werden kann, wobei sich al-
lerdings nur relativ wenige Aussagen dazu in den
Interviews oder Protokollen politischer Diskussi-
onen finden. Anders wiederum ist das Bild beim
Handlungsfeld 3, das Bildung und Erziehung zum
Gegenstand hat. Hier wird vor allem in politischen
Gremien diskutiert und nur wenig in den ande-
ren Diskursarenen. Das Handlungsfeld 4 zeigt nur
wenig Differenz in den Haufigkeiten zwischen den
Aussagen aus den Interviews, politischen Proto-
kollen und Zeitungsartikeln. Das Handlungsfeld s,
das das Thema Wohnen adressiert, wird deutlich
iiberreprasentiert im politischen Diskurs thema-
tisiert und findet in den Interviews sowie in den
lokalen Medien offenbar relativ wenig Beachtung.
Im Handlungsfeld 6 werden eher Themen disku-
tiert, die die Belange Alterer in den Mittelpunkt
stellen. Hier ist der Anteil iiber alle Diskurse hin-
weg sehr gering, wenn es auch einen Schwerpunkt
auf die Medienberichterstattung gibt.
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ABBILDUNG 28 Haufigkeitsverteilung der Codierung nach Handlungsfeldern, in Prozent
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Interviews Il Protokolle I Presse

Quelle: eigene Darstellung

Der Vergleich zeigt, dass die interviewten loka-
len Akteurinnen und Akteure aus Verwaltung, Po-
litik und Zivilgesellschaft eher mit Themen der
Steuerung und Vernetzung befasst sind, was auch
Teil ihres Alltagshandelns ist. Dadurch fallen aber
thematische Schwerpunkte zuriick. Im politi-
schen Diskurs wird vor allem Bildung und Wohnen
diskutiert, was jeweils aber nur geringe Effekte
auf die Wahrnehmung der Interviewpartnerin-
nen und -partner oder lokalen Medien hat. Beides
sind zudem politische Dauerthemen, bei denen
die Kommune zugleich Gestaltungsspielraum hat,
dieser aber deutlich von finanziellen Ressour-
cen sowie verfiigbarem Bauland abhdngt. Bemer-
kenswert ist, dass Familien im medialen Diskurs
deutlich adressiert werden. Die Belange von Fa-
milien sind demnach klar in der Medienberichter-
stattung verankert, sodass das Audit auch von der
offentlichen Meinung getragen wird. Anzumer-
ken ist allerdings auch, dass weder aus der Per-
spektive lokaler Expertinnen und Experten noch
in den politischen Debatten das Thema der Alte-
ren wirklich thematisiert wird, was, auch in Ver-
bindung mit den Ergebnissen aus Kapiteln 7 bis 9,

darauf schlieften ldsst, dass in der Praxis Familien
eher als Haushalte gesehen werden, in denen auch
Minderjahrige leben. Intergenerationelle Bezie-
hungen werden demnach nicht als Teil familien-
politischer Aufgaben gesehen.

Folgend werden nun in gleicher Vorgehensweise
die Handlungsfelder einzeln, aufgegliedert nach
Subthemen, besprochen. Abbildung 29 zeigt die
Verteilung der Themen im Handlungsfeld 1. Beim
Themenbereich Steuerung ist aus den Haufig-
keitsverteilungen zu entnehmen, dass dies vor
allem fiir die interviewten lokalen Akteurinnen
und Akteure, die zugleich auch die Umsetzungs-
ebene des Audits bilden, Relevanz hat. Die kon-
krete Umsetzung von Familienpolitik liegt zu-
gleich auch in ihrem Verantwortungsbereich.
Vernetzung wiederum wird eher in der lokalen Of-
fentlichkeit besprochen und relativ wenig auf der
Umsetzungsebene. Im politischen Raum wird im

BertelsmannStiftung
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ABBILDUNG 29 Haufigkeitsverteilung der Codierung im Handlungsfeld 1, in Prozent
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Zusammenhang mit Familien hdufig liber Betei-
ligung debattiert, ebenso finden sich relativ viele
Berichte dazu in den lokalen Medien, sodass diese
im Mittel die am starksten ausgepragte Unterka-
tegorie im ersten Handlungsfeld ist. Allerdings
findet das Thema Beteiligung auf der Umset-
zungsebene der lokalen Akteurinnen und Akteure
relativ wenig Beachtung. Kaum Unterschiede sind
beim Themenbereich Nachhaltigkeit und Siche-
rung zu erkennen, welchem insgesamt eine ge-
ringe Aufmerksamkeit zuteilwird. Das Audit selbst
wird in allen drei Diskursen diskutiert, was fiir
seine breite Verankerung in Politik, Offentlich-
keit und Verwaltungshandeln spricht. Allerdings
wurde dies explizit in den Interviews erfragt bzw.
war auch Anlass zur Kontaktaufnahme, sodass es
hier zu positiven Beeinflussungen gekommen sein
kann. Das Thema Offentlichkeitsarbeit fand ins-
gesamt wenig Beachtung, aber vor allem in den
gefiilhrten Experteninterviews, was darauf zu-
riickzufiihren ist, dass es im Leitfaden angespro-
chen wurde.

Nachhaltigkeit

Audit Offentlichkeitsarbeit

| BertelsmannStiftung

Die Haufigkeitsverteilungen zum Handlungsfeld 2
zeigt Abbildung 30. Das Themenfeld Vereinbar-
keit und Arbeitgeber findet sowohl auf der Umset-
zungsebene der lokalen Akteurinnen und Akteure
als auch im medialen Diskurs hohe Aufmerksam-
keit, allerdings nur sehr wenig im kommunalen
politischen Diskurs. Eine plausible Erkldrung ist,
dass es in der Regel bereits Konzepte dazu gibt, die
politisch beschlossen wurden und sich in der Um-
setzung befinden. Elterngeld und Unterhalt sind
fiir Familien zwar haufig von essenzieller Bedeu-
tung, hier haben die Kommunen aber keinen Ge-
staltungsspielraum, was sich auch in den Diskur-
sen widerspiegelt. Bemerkenswert ist, dass iiber
die Gruppe der Alleinerziehenden, die hohen Un-
terstiitzungsbedarf hat, ebenso wenig diskutiert
oder berichtet wurde. Allerdings hat die tiefge-
hende Untersuchung in Kapitel 7.2.2 gezeigt, dass
das Thema auf der operativen Ebene eine hohe
Aufmerksamkeit genief3t. Das Thema schulische
Betreuung wurde vor allem von den interviewten
Expertinnen und Experten benannt und findet in
der politischen Diskussion auf der kommunalen
Ebene sowie in der lokalen Medienberichterstat-
tung wenig Anklang. In allen drei Perspektiven
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ABBILDUNG 30 Haufigkeitsverteilung der Codierung im Handlungsfeld 2, in Prozent
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genielt der Elementarbereich die grofte Auf-
merksamkeit, was belegt, dass hier auch dauer-
haft groRer Handlungsbedarf zu bestehen scheint.
Damit hangt auch das Thema der Betreuungskos-
ten zusammen, iiber welche die lokale Politik be-
finden muss, weswegen bei dieser auch eine rela-
tionale grofRe Anzahl an Treffern vorzufinden ist.
Wenig Aufmerksamkeit kommt dem Themen-
bereich der Kindertagespflege zuteil. Sowohl die
Kindertagespflege als auch der Elementarbereich
sind durch gesetzliche Regelungen deutlich im
kommunalen Handeln verankert, was auch ohne
das Audit der Fall ware. Thre konkrete Ausgestal-
tung kann aber durch eine Orientierung an Fa-
miliengerechtigkeit beeinflusst sein. Dem The-
menfeld Pflege und Beruf kommt trotz des sich
deutlich abzeichnenden demographischen Wan-
dels nur wenig Aufmerksamkeit zu.

Das dritte Handlungsfeld beinhaltet sechs Un-
terkategorien, die in der Haufigkeitsverteilung in
Abbildung 31 dargestellt sind. Bildungsangebote
werden nur relativ wenig thematisiert und das
eher von den interviewten Expertinnen und Ex-

Elementar-
bereich

schulische

Betreuung kosten

I Presse

perten in den Kommunen. Bildungskosten wie-
derum werden eher in den lokalen Nachrichten
besprochen und etwas weniger in der Gewich-
tung im politischen Raum. Dominiert wird das ge-
samte Handlungsfeld vom Thema Schule, das aus
allen drei Perspektiven das mit Abstand wichtigste
Thema ist, obwohl die Kommunen nur geringen
inhaltlichen Gestaltungsspielraum haben. Im me-
dialen Diskurs wird im Vergleich zu den anderen
Diskursen eher Erwachsenenbildung thematisiert,
die in den Kommunen hdufig an die Volkshoch-
schulen iibertragen wird, und daher ist es plau-
sibel, dass dies in den Interviews und politischen
Debatten kaum Erwdhnung findet. Die musisch-
kiinstlerische Bildung wird insgesamt kaum und
einzig im politischen Diskurs angesprochen. Be-
ziige zu Erziehung wiederum finden sich vor allem
in den Interviews und, im geringen Ausmaf, auch
in den politischen Debatten wieder, allerdings
iiberhaupt nicht im medialen Diskurs.

Das Handlungsfeld 4 beinhaltet nur drei Themen,
wie in Abbildung 32 abzulesen ist. Das Thema Be-
ratung findet sich vor allem im medialen Diskurs

Kinderbetreuungs-

30
20
10 I

Vereinbarkeit und Elterngeld und Alleinerziehende

Pflege und
Beruf

BertelsmannStiftung
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ABBILDUNG 31 Haufigkeitsverteilung der Codierung im Handlungsfeld 3, in Prozent
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wieder, geringer, aber ebenso im politischen Dis-
kurs und nahezu gar nicht auf der Umsetzungs-
ebene. Das spricht dafiir, dass einerseits Bedarf
gesehen wird, andererseits es an der Umsetzung
hadert. Das Thema Unterstiitzung von Familien
wird in allen Diskursen deutlich thematisiert und
ist demnach als Bedarf anzusehen, der erkannt
und umgesetzt wird. Das Thema Jugendhilfe wird
vor allem im politischen Diskurs thematisiert, was
plausibel ist, da auch Protokolle des Jungendhilfe-
ausschusses (oder Aquivalent) aus den Kommunen
mit eingeflossen sind.

Die Verteilung der Kategorien im fiinften Hand-
lungsfeld {iber die Typen des empirischen Materi-
als hinweg findet sich in Abbildung 33. Das Thema
Wohnen und Bauen wird deutlich in der medialen
Debatte zur Sprache gebracht, ebenso auf der Um-
setzungsebene, aber relativ wenig im politischen
Bereich. Ob dies an bereits beschlossenen Wohn-
konzepten liegt oder an Gestaltungszuriickhal-
tung, lasst sich aus dem Material nicht eindeutig
schlieffen. Stadtplanung und Lebensqualitat wie-
derum wird in allen drei Perspektiven am hdu-

Erwachsenen-

musisch-kulnstlerische
Bildung

Erziehung
bildung

BertelsmannStiftung

figsten beachtet. Bemerkenswert ist, dass 6ffent-
liche Einrichtungen zwar im politischen Diskurs
in Bezug auf Familie sehr haufig besprochen wer-
den, sich allerdings in den protokollierten Aussa-
gen der interviewten Expertinnen und Experten
dazu nur wenige Nennungen finden, ebenso wie
beim medialen Diskurs. Der Code Verkehr wurde
auf geringem Niveau etwa in gleicher Gewichtung
in allen drei Perspektiven genannt. Freizeitan-
gebote fiir Familien wiederum wurden im politi-
schen Diskurs im Vergleich zu den anderen beiden
Perspektiven wenig genannt, was darauf schlieffen
ldsst, dass dies zwar ein wichtiges Thema fiir Fa-
milien ist, aber Kommunalpolitik hier keine Ver-
anlassung sieht, sich gestaltend mit dem Kom-
plex zu befassen.

Das Handlungsfeld 6 beinhaltet, ebenso wie das
vierte Handlungsfeld, nur drei Codes, deren Hau-
figkeitsverteilung in der Analyse in Abbildung 34
dargestellt sind. Zugleich ist es, wie Abbildung 28
gezeigt hat, das Handlungsfeld mit den wenigsten
gesetzten Codierungen aller sechs Handlungsfel-
der des Audits Familiengerechte Kommune. Die
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ABBILDUNG 32 Haufigkeitsverteilung der Codierung im Handlungsfeld 4, in Prozent
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ABBILDUNG 33 Haufigkeitsverteilung der Codierung im Handlungsfeld 5, in Prozent
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ABBILDUNG 34 Haufigkeitsverteilung der Codierung im Handlungsfeld 6, in Prozent
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erste Kategorie Senioren und die dritte Kategorie
Mehrgenerationen- und Familienzentren wer-
den in allen drei Perspektiven hdufig genannt, so-
dass es sich um ein konsistentes Muster handelt.
Pflege wiederum wird im kommunalpolitischen
Diskurs tiberhaupt nicht im Zusammenhang mit
Familie debattiert und auch auf der Umsetzungs-
ebene oder im medialen Diskurs findet das Thema
nur wenig Beachtung. Da es sich zugleich um
ein Handlungsfeld mit nur wenigen Codierun-
gen handelt, ist der Befund umso alarmierender,
da es, bedingt durch den demographischen Wan-
del, bereits jetzt absehbar zu einer Versorgungslii-
cke kommen wird (Bertelsmann Stiftung 2012: 51).

Mehrgenerationen und
Familienzentren

| BertelsmannStiftung

10.3 Gesamtbewertung der
Analysen des Audits
Familiengerechte Kommune

Bei einer Gesamtbetrachtung der Ergebnisse fa-
chert sich das Bild in zahlreiche Aspekte auf, wel-
che fiir das Audit Familiengerechte Kommune von
Relevanz sind. Offenbar hilft das Instrument der
Steuerung familienpolitischer Prozesse auf kom-
munaler Ebene. Zudem genief3t Familie Aufmerk-
samkeit im kommunalen Handeln, aber auch in
der 6ffentlichen Wahrnehmung auf lokaler Ebene,
was zumindest fiir die Kommunen gilt, in denen
iiberhaupt tiber Familien berichtet wurde. Bei den
Ergebnissen selbst fallen mehrere Punkte auf, die
noch einmal hervorgehoben werden sollten. Be-
teiligung von Familien wird als Absicht in der Po-
litik wahrgenommen, verliert aber offenbar im
Verwaltungshandeln relativ an Aufmerksamkeit.
Dadurch besteht die Gefahr, dass die Perspektive
von Familien nicht in ausreichendem Mafe bei der
Planung und Umsetzung von Projekten mit einbe-
zogen wird. Ein ahnliches Muster zeigt sich beim
Themenfeld Beratung, das ebenso eine hohe po-
litische Aufmerksamkeit geniefft und vom medi-
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alen Diskurs getragen wird, aber auf der Umset-
zungsebene offenbar nicht implementiert wird,
eine Ausnahme bilden eingerichtete Familienbii-
ros. Dabei gibt es ebenso Themen, die nur im be-
schrankten Ausmaf von der Kommune direkt be-
einflusst werden konnen, allerdings einen hohen
Stellenwert fiir Familien geniefen und dadurch
trotzdem fiir Kommunen von (politischer) Bedeu-
tung sind. In den hier diskutierten Themen sind
dies vor allem Schule sowie Wohnen und Bauen.

Dabei gibt es mit Alleinerziehenden einen spezifi-
schen Typ von Familienhaushalten, der besonde-
rer Unterstiitzung bedarf. Kommunale Familien-
politik kann vor allem hier gestaltend wirken, es
ist aber festzustellen, dass dies nur in einzelnen
Fallen geschieht. Bei einer moglichen Weiterent-
wicklung des Audits kdnnten solche strategischen
Liicken adressiert werden. Auch ist festzustellen,
dass Nachhaltigkeit in Bezug auf kommunale Fa-
milienpolitik kaum Beachtung findet. Es ist aber
sinnvoll, eine Ergebnissicherung zu betreiben,
damit erreichte Erfolge nicht an Einzelpersonen
hangen, sondern strukturell erhalten bleiben. Al-
lerdings muss dies ohne einen erh6hten biirokra-
tischen Aufwand umsetzbar sein, da bereits der
hohe Aufwand bei der Erstellung einzelner Be-
richte im Rahmen des Audits beklagt wurde.

Zu unterstreichen ist, dass die Anspriiche des Au-
dits in Bezug auf Pflege und Generationenge-
rechtigkeit nicht erreicht werden, wie auch die
Ergebnisse der Auswertung in Kapiteln 7 bis 9 ge-
zeigt haben. Familie wird offenbar nur als Haus-
halte verstanden, in denen auch Minderjdhrige
leben. In Bezug auf die Versorgung Alterer oder
ihre strukturelle Miteinbeziehung bei der Planung
kommunaler Familienpolitik besteht eindeutig
Nachholbedarf, auch wenn dieser Bedarf von Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgebern laut der inter-
viewten Expertinnen und Experten noch nicht ge-
sehen wird. Das ist umso dringender, da durch den
demographischen Wandel der Pflegebedarf in den
kommenden Jahren wesentlich wachsen wird, was
auch immer mehr Familien betrifft. Auch kom-
munale Familienpolitik kann einen Beitrag zur
Bewaltigung dieser demographischen Mammut-
aufgabe leisten.

TABELLE 22 Ubersicht der Ergebnisse der Evaluationsstudie nach

Handlungsfeld

Handlungsfeld  Interview- Auswertung  Auswertung  Gesamt-
auswertung  politischer medialer bewertung
Diskurs Diskurs

1. Steuerung,
Vernetzung, ++ + + ++
Nachhaltigkeit
2. Familie und
Arbeitswelt, + + + +
Betreuung
3.Bildung und

! + + + +
Erziehung
4. Beratung und

. + ++ ++ ++

Unterstiitzung
5. Wohnumfeld
und Lebens- = ++ = +
qualitat
6.Senioren und 0 o _ _

Generationen

- - = Anspruch eindeutig nicht erreicht; - = Anspruch mit Einschrankungen
nicht erreicht; O = keine eindeutige Tendenz; + Anspruch mit Einschrankungen

erreicht; ++ Anspruch eindeutig erreicht

Quelle: eigene Darstellung

Das Audit wurde nun in drei — bzw. mit der inte-
grierten Perspektive vier — Aspekten untersucht,
sodass wir nun ein komplexes Bild skizzieren kon-
nen. Tabelle 22 gibt einen Uberblick zu den Er-
gebnissen der verstehenden Evaluationsstudie.
Grundlage der Bewertung sind die in Kapitel 3 for-
mulierten Anspriiche des Audits, aufgelistet nach
Handlungsfeld.>?#

Das Handlungsfeld 1 des Audits Familiengerechte
Kommune, das sich vor allem um Steuerung und
Vernetzung dreht, ist in seiner Implementie-
rungswirkung erfolgreich, vor allem fiir verwal-
tungsinterne Akteurinnen und Akteure. Zwar wird
es strategisch unterschiedlich genutzt, doch diese
Offenheit wird als groRer Vorteil des Audits ver-
standen. Demnach sind hier die Anspriiche wei-
testgehend erfiillt, wenn auch es Abstriche in
Bezug auf Vernetzung und Nachhaltigkeit gibt.
Im Handlungsfeld 2 werden Themen wie Arbeits-
welt und Betreuung subsumiert. Mit Ausnahme
der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf wird hier

28 Eine Ubersicht zum Stand des Audits in der jeweiligen
Kommune, nach Handlungsfeld, findet sich in Kapitel 6.
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offenbar durch den Prozess des Audits Fortschritt
erzielt. Ebenso werden im Handlungsfeld 3 in den
Kommunen die Anspriiche erfiillt, wobei es eine
Uberbetonung des Themenfeldes Schule gibt, das
durch die kommunale Ebene nur indirekt beein-
flusst werden kann. Zudem werden Bildungskos-
ten nur marginal thematisiert. Im Handlungsfeld 4
sind die Anspriiche des Audits ebenso weitestge-
hend erfiillt. Ein heterogenes Bild ergibt sich bei
der perspektivenabhdngigen Bewertung des fiinf-
ten Handlungsfeldes. Wohnen und Beteiligung
werden zwar als wichtige Faktoren benannt, hier
ist aber kaum Konsistenz im Hinblick auf prakti-
sches Handeln und politische Debatte zu erken-
nen. Fiir sich allein betrachtet ist jede Perspektive
plausibel, allerdings fiihrt dies offenbar zu unge-
klarten Verantwortlichkeiten, trotz drangenden
Handlungsbedarfs, wie die Medienberichte na-
helegen. Im Handlungsfeld 6 hat die Evaluations-
studie ergeben, dass die Herausforderungen von
Pflege und Alter bislang noch nicht in die Planung
kommunaler Familienpolitik entsprechend einge-
flossen sind, obwohl dies in diesem Handlungsfeld
des Audits ausdriicklich beabsichtigt wird.



FAZIT

11 Fazit

Die vorliegende Studie hatte zum Ziel, die Wir-
kung des Audits Familiengerechte Kommune ver-
stehend zu untersuchen. Dafiir wurden zehn Au-
ditkommunen ausgewdhlt und falliibergreifend
untersucht. Nach einer beginnenden Beschrei-
bung der Fallbeispiele wurden drei Perspekti-
ven auf das Audit eingenommen. Erstens wurden
Akteurinnen und Akteure aus der Praxis aus den
Untersuchungskommunen leitfadengestiitzt in-
terviewt, um die Implementierung des Audits im
Verwaltungshandeln, aber auch in Kooperation
mit der Kommunalverwaltung besser zu verste-
hen. Zweitens wurden Protokolle politischer De-
batten untersucht, um herauszuarbeiten, ob das
Audit Familiengerechte Kommune tatsdchlich in
den Mittelpunkt kommunalpolitischen Handelns
stellt. Drittens wurden Berichte aus Lokalzei-
tungen der Untersuchungskommunen mit Bezug
zu Familien analysiert, um die 6ffentliche Mei-
nung und die Diskurse den verwaltungsbezoge-
nen Debatten an die Seite zu stellen, wodurch die
Wirkung des Audits untersucht werden kann. In
einer anschlieRfenden integrierten Analyse wur-
den die Diskurstypen nach den Handlungsfeldern
des Audits verglichen.

Die Untersuchung spannte sich entlang dreier
Forschungsfragen auf, deren erste ,Wie wirkt sich
das Audit Familiengerechte Kommune in der Wahr-
nehmung beteiligter Akteurinnen und Akteure inner-
halb der Kommunalverwaltung aus?“ lautete. Sie
kann folgend beantwortet werden: Fiir die Um-
setzungsebene hat das Audit drei Effekte. Erstens
gewinnt Familienpolitik in der Kommune an Ver-
bindlichkeit, da Ratsbeschliisse vorliegen und fi-

nanzielle Mittel bereitgestellt werden miissen.
Zweitens wird ein strukturgebendes Element fiir
die thematische Implementierung von Famili-
enpolitik in der gesamten Verwaltung etabliert.
Drittens, und aus den beiden vorangegangenen
Punkten folgend, verzeichnet die Verwaltungs-
spitze einen Zugewinn der Steuerungsmoglichkeit
kommunaler Familienpolitik, was eine kohdrente
Strategieentwicklung ermoglicht.

Die zweite Forschungsfrage ,Wie wirkt sich das
Audit Familiengerechte Kommune auf den kommu-
nalpolitischen Diskurs aus?“ ist wie folgt zu beant-
worten: Familien scheinen durch das Audit an po-
litischer Aufmerksamkeit zu gewinnen, wobei mit
dem vorliegenden Design keine kausalen Schliisse
zum Diskurs gezogen werden konnen. Auch der
Umkehrschluss ist plausibel, dass Kommunen,
die Familien als politisches Aufgabenfeld identi-
fiziert haben, dazu neigen, das Audit in Anspruch
zu nehmen. Daher gehen wir von einer politi-
schen Verankerung des Themas Familie im politi-
schen Diskurs durch das Audit aus, auch wenn es
Aufmerksamkeitskonjunkturen gibt, wie z. B. eine
erhdhte Aufmerksamkeit rund um die Auditierung
und ein Nachlassen hinterher.

Die dritte Leitfrage ,Wie wirkt sich das Audit Famili-
engerechte Kommune auf den medialen Diskurs aus?“
ist wie folgt zu beantworten: Das Audit selbst be-
einflusst den medialen Diskurs nur indirekt, da es
mehr Anldsse gibt, um tiber kommunale Famili-
enpolitik zu berichten. Allerdings kann dadurch
auch eine Selbstverstarkung zu einer erhghten 6f-
fentlichen Aufmerksamkeit zum Thema entste-
hen, was wiederum mehr Berichterstattung iiber
Familien zur Folge hdtte. Bedenklich ist aller-
dings, dass nur in drei Kommunen (Gorlitz, Land-
kreis Osnabriick und Diisseldorf) die Anzahl der
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auswertbaren Zeitungsartikel hoher als zehn pro
Jahr lag (siehe Tabelle 20 in Kapitel 9.1).

Neben den forschungsleitenden Fragen wurden
zahlreiche Erkenntnisse zum Audit Familienge-
rechte Kommune gewonnen, die einer Beachtung
bediirfen. Insgesamt hat sich das Audit als stra-
tegisches Instrument kommunaler Familienpoli-
tik bewahrt. Durch den Auditierungsprozess und
nicht zuletzt durch den dahinterstehenden poli-
tischen Beschluss wird eine Vorgehensweise evi-
denzbasierter kommunaler Familienpolitik ent-
wickelt und zugleich ein Steuerungsinstrument
implementiert, das auf die jeweilige kommunale
Situation anwendbar ist. Dariiber hinaus lassen
sich aus der umfangreichen Analyse folgende Er-
gebnisse ableiten:

Kommunale Aufgabenwahrnehmung: Das Audit
Familiengerechte Kommune strukturiert vor
allem freiwillige Aufgaben der kommunalen
Ebene. Das gesetzlich geregelte Kerngeschaft
der Kommunen bleibt relativ unberiihrt, was
unter anderem die Ergebnisse der Analyse des
politischen Diskurses und hier vor allem der
Jugendhilfeausschiisse zeigen.

Aufgabeneffizienz: Durch intensive Bestands-
analysen wird innerhalb der Verwaltung
Transparenz geschaffen und es werden Paral-
lelstrukturen verhindert bzw. abgebaut.

Steigerung der Vernetzungsintensitdt: Durch das
Audit steigt die Vernetzungsintensitdt der fa-
milienpolitischen Akteurinnen und Akteure.
Das gilt besonders fiir Kommunen, in denen
bereits vor dem Auditprozess eine differen-
zierte Akteurslandschaft vorhanden war.
Unter solchen Voraussetzungen ist die Wir-
kung des Audits hoher einzuschdtzen als an
Orten, in denen die Strukturen erst zeitinten-
siv aufgebaut werden miissen.

Biirokratieineffizienz: Die Interviews mit den lo-
kalen Akteurinnen und Akteuren zeigen, dass
ein Risiko der Dokumentierungsiiberforderung
besteht.

Familie als Ansammlung von Zielgruppen: Zwar
liegt dem Audit selbst eine ganzheitliche Defi-
nition von Familie zugrunde, allerdings werden
in der kommunalen Praxis offenbar weiterhin
Zielgruppen identifiziert (z.B. Jugendliche,
Kinder oder Miitter) und nicht stringent ein
ganzheitliches Bild von Familien durchgehal-
ten. Hier bleibt das Ergebnis in der Kommune
hinter dem Anspruch des Auditprozesses zu-
riick, da nur punktuell in familidre Beziehun-
gen investiert wird.

Unsichtbarkeit von Pflege und Alteren: Kritisch
anzumerken ist, dass Pflege und Altere in der
kommunalen Familienpolitik in den unter-
suchten auditierten Kommunen offenbar nur
sehr zuriickhaltend thematisiert werden.

Kreisangehdrige Kommunen als groe Gewinner:
Der strukturierende Charakter des Audits fiir
verwaltungsinterne Ablaufe, die durch ein po-
litisches Mandat gedeckt sind, ist vor allem fiir
kreisangehorige Kommunen mit einer weniger
ausdifferenzierten Verwaltungslogik vorteil-
haft.

Beteiligung: Das Audit Familiengerechte Kom-
mune fiithrt in einem Teil der Kommunen zur
Etablierung einer Kultur der Beteiligung von
Familien.

Auf Grundlage der Ergebnisse der Evaluation wer-
den im Folgenden Impulse fiir die Weiterentwick-
lung des Audits formuliert.



FAZIT

Vor dem Hintergrund der breiten Beschdftigung
mit dem Audit Familiengerechte Kommune wer-
den nachfolgend noch weitere Anmerkungen ge-
troffen, welche die Weiterentwicklung des Audits
Familiengerechte Kommune unterstiitzen kon-
nen.

+ Konkurrierende Logiken: Es besteht das Risiko,
dass sich das Audit nicht kommunalpoliti-
schen Logiken unterwirft, sondern den Regeln
der Kommunalverwaltung. Dadurch wird es
systemimmanent, wodurch seine reformeri-
sche Wirkung eingeschrankt werden konnte.

- Nachhaltigkeitsstrategie: Es stellt sich die Frage,
wie das Audit eine Nachhaltigkeit garantie-
ren kann. Dafiir braucht es noch mehr Ver-
bindlichkeit, regelmadflige Berichte im Rat.
Ein Vorschlag wdre, dass einmal pro Wahlpe-
riode eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter
des Vereins Audit Familiengerechte Kommune
vor dem Stadtrat aus externer Perspektive tiber
den Stand der Familiengerechtigkeit der Kom-
mune berichtet. Weiterhin sollten die Kom-
munen alle drei Jahre evaluiert werden, auch
indem eine reprasentative Familienbefragung
durchgefiihrt und verdffentlicht wird.

Politische Verankerung: Eine politische Veran-
kerung von Familie kann zusatzlich durch die
Einrichtung eines Familienausschusses oder
auch namentliche Angliederung an einen be-
stehenden Ausschuss erreicht werden.

Finanzieller Gegenwert: Flir die Legitimations-
steigerung des Audits ware es hilfreich, auch
seinen finanziellen Gegenwert darzustellen.
Damit konnten die eingesetzten Kosten einem
Nutzen gegeniibergestellt werden, was vor
allem in Entscheidungssituationen hilfreich
ist.

Gewinnung von Schliisselpersonen: Familienori-
entierung wird stark von Schliisselpersonen
geprdgt. Daraus folgt die Herausforderung, wie
solche Schliisselpersonen fiir ein bestimmtes
Thema gewonnen werden konnen, wenn sich
diese (noch) nicht fiir Familienpolitik engagie-
ren.

Dialogformate: Biirgerbeteiligung wurde mehr-
fach als wichtiges Element kommunaler Fami-
lienpolitik benannt. Hier bedarf es allerdings
mehr Wissens iiber geeignete Dialog- und Be-
teiligungsformate als bisher.

Doch sind auch drei Anmerkungen fiir die kom-
munale Ebene zu formulieren, welche sich aus der
Evaluationsstudie ergeben:

Personal: Familienpolitik braucht neben poli-
tischer auch personelle Aufmerksamkeit, was
eine grundsatzliche strategische Entscheidung
ist. Wenn Familien den Kommunen als wich-
tiges Handlungsfeld erscheinen, dann sollte es
nicht allein durch Projektfinanzierungen be-
dacht werden, was selbstverstandlich abhan-
gig von der kommunalen Finanzsituation ist.

Kommunale Implementationsstrategie: Kommu-
nen sind aufgefordert, Implementationsfa-
hig zu werden, indem sie ihre Anforderun-
gen noch klarer formulieren und so externe
Ergebnisse und Impulse besser aufnehmen
konnen. Es ist nicht zielfiihrend, Kommunen
immer ausdifferenzierte Strategievorschldge
und Handreichungen anzubieten. Die kommu-
nale Selbstverwaltung sollte konsequent ernst
genommen werden. Das bedeutet, dass die
Kommunen selbst ,implementierungsfahig*
werden miissten. Das bedeutet vor allem, dass
eine Kommune explizit formulieren sollte, was
umgesetzt werden soll, was wie lange braucht,
was die Verwaltung amteriibergreifend bereit
ist, dafiir zu tun, und wer dafiir die Verantwor-
tung tragt. Das ist aber zuallererst eine kul-
turelle Frage. Wenn eine solche Klarheit fehlt
oder die einzusetzenden Mittel mit den Zielen
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nicht {ibereinstimmen, kann es ggf. sinnvoll
sein, eine externe Unterstiitzung einer Kom-
munalverwaltung zu unterlassen.

Familie als Querschnittsthema: Auch auflerhalb
der klassischen Themen, wie Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, ist es sinnvoll zu prii-
fen, ob Familien z. B. seitens des Bauamts oder
des Griinflaichenamts bedacht werden. Wenn
Familie tatsachlich ein Querschnittsthema ist,
dann sollte es auch in der gesamten (!) Kom-
munalverwaltung thematisiert werden und
nicht allein an Stellen, welche ohnehin mit
klassischen Themen der Familienpolitik be-
rithrt sind.

Abschliefend ldsst sich feststellen, dass das
Audit Familiengerechte Kommune ein flexibles
und innovatives Instrument zur evidenzbasier-
ten (Selbst-)Strukturierung kommunaler Fami-
lienpolitik ist. Es wird mit hoher Anerkennung
vom Verein Familiengerechte Kommune umge-
setzt und leistet einen signifikanten Beitrag, Fa-
milie dauerhaft in den Mittelpunkt kommunalen
Handelns zu stellen. Die formulierten Ergebnisse
konnen helfen, dieses Instrument weiterzuentwi-
ckeln, denn Familienpolitik wird vor dem Hinter-
grund des sich abzeichnenden demographischen
Wandels eine immer wichtigere Rolle spielen.
Mit dem Audit Familiengerechte Kommune steht
somit ein Instrument zur Verfiigung, um auf die
jeweiligen kommunalen Herausforderungen ad-
dquat reagieren zu konnen.



LITERATURVERZEICHNIS

Literaturverzeichnis

Aring, Jurgen, Arno Bunzel, Bernd Hallenberg, Martin
zur Nedden, Ricarda Patzold und Fabian Rohland (2016).
Wohnungspolitik neu positionieren. Pladoyer von vhw
und Difu fiir eine soziale und resiliente Wohnungs-
politik. Berlin.

Blasius, Jorg, Jiirgen Friedrichs und Heiko Riihl (2016).
,,Gentrifikation in zwei Wohngebieten von Koln“.
Kolner Zeitschrift fiir Soziologie und Sozialpsychologie,
(68) 3. 541-559. https://doi.org/10.1007/s11577-016-
0372-7 (Download 8.4.2019).

Beirat des Wirtschaftsministeriums (2018). Soziale
Wohnungspolitik. Gutachten des Wissenschaftlichen
Beirats beim Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie. Berlin.

Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) (2012). Themenreport ,,Pflege
2030“. Was ist zu erwarten — was ist zu tun? Giitersloh.

Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMFSFJ) (Hrsg.) (2009). Lokale
Handlungsfelder nachhaltiger Familienpolitik. Monitor
Familienforschung. Beitrdge aus Forschung, Statistik
und Familienpolitik (20). Berlin.

Deutscher Stadtetag (Hrsg.) (2013): Integrierte Stadtent-
wicklungsplanung und Stadtentwicklungsmanagement.
Strategien und Instrumente nachhaltiger Stadtentwick-
lung. Berlin, K6ln. http://www.staedtetag.de/imperia/
md/content/dst/veroeffentlichungen/mat/mat_
integrierte_stadtentwicklungsplanung_2013_web.pdf
(Download 11.6.2018).

Dienel, Christian (2007). ,,Lokale Biindnisse fiir die
Familie — die Erneuerung eines Politikfeldes vor Ort*.
Local Governance - mehr Transparenz und Biirgernihe?
1. Auflage. Hrsg. Lilian Schwalb und Heike Walk.
Wiesbaden. 300-313.

Engelbert, Angelika (2014). Das Audit Familiengerechte
Kommune. Ergebnisse und Wirkungen aus der Sicht der
beteiligten Akteure. Hrsg. Familiengerechte Kommune.
e.V. Bochum.

Engelbert, Angelika, und Beatrix Schwarze (2010). Fami-
lienunterstiitzende Dienstleistungen. Informationen
und Handlungsansitze fiir die kommunale Praxis. Hrsg.
Zentrum fiir Interdisziplindre Regionalforschung, Ruhr-
Universitdt Bochum. Bochum. http://www.zefir.rub.
de/mam/content/handreichung_online-version.pdf
(Download 7.6.2018).

Helbig, Marcel, und Stefanie Jdhnen (2018) Wie briichig ist
die soziale Architektur unserer Stidte? Berlin.

Helfferich, Cornelia (2014). ,,Leitfaden- und Experten-
interviews“. Handbuch Methoden der empirischen
Sozialforschung. Hrsg. Nina Baur und Jorg Blasius.
Wiesbaden. 559-574.

Holm, Andrej (2012). ,,Gentrification®. Handbuch Stadt-
soziologie. Hrsg. Frank Eckardt. Wiesbaden. 661-687.

Kurtenbach, Sebastian (2018). ,,Quartiersmanagement
und Community Organizing: zwei Seiten derselben
Medaille?“. Forum Wohnen, 4 (September). 174-176.

Schultz, Annett, Klaus Peter Strohmeier und Holger
Wunderlich (2009). ,,Ortliche Familienpolitik - warum
und wie?“. der moderne staat — dms: Zeitschrift fiir
Public Policy, Recht und Management 2 (1). 185-206.
https://www.budrich-journals.de/index.php/dms/
article/view/2874/2409 (Download 23.5.2019).

Strohmeier, Klaus Peter (1989). ,,Familie und Gemeinde“.
Handbuch der Familien- und Jugendforschung. Hrsg.
Rosemarie Nave-Herz und Manfred Markefka. Neuwied.
453=473.

Wunderlich, Holger (2010). Audit Familiengerechte
Kommune - Evaluation der Test- und Pilotphase in
NRW. Bochum.

127


http://www.zefir.rub.de/mam/content/handreichung_online-version.pdf
http://www.zefir.rub.de/mam/content/handreichung_online-version.pdf
https://www.budrich-journals.de/index.php/dms/article/view/2874/2409
https://www.budrich-journals.de/index.php/dms/article/view/2874/2409
https://doi.org/10.1007/s11577-016-0372-7
https://doi.org/10.1007/s11577-016-0372-7
http://www.staedtetag.de/imperia/md/content/dst/veroeffentlichungen/mat/mat_integrierte_stadtentwicklungsplanung_2013_web.pdf
http://www.staedtetag.de/imperia/md/content/dst/veroeffentlichungen/mat/mat_integrierte_stadtentwicklungsplanung_2013_web.pdf
http://www.staedtetag.de/imperia/md/content/dst/veroeffentlichungen/mat/mat_integrierte_stadtentwicklungsplanung_2013_web.pdf

STADTENTWICKLUNG FUR FAMILIEN

Abbildungsverzeichnis

ABBILDUNG 1 Auditierungsprozess
ABBILDUNG 2 Ubersicht der sechs Handlungsfelder
ABBILDUNG 3 Demographisches Profil
ABBILDUNG 4 Streudiagramm zum demographischen
Profil 2016
ABBILDUNG 5 Soziales Profil
ABBILDUNG 6 Streudiagramme zum sozialen Profil 2016
ABBILDUNG 7 Streudiagramm zum 6konomischen
Profil 2016
ABBILDUNG 8 Wanderungsprofil Bebra 2009-2012
ABBILDUNG 9 Demographischer Wandel in Bebra
ABBILDUNG 10 Wanderungsprofil Berlin 2009-2012
ABBILDUNG 11 Demographischer Wandel in Berlin
ABBILDUNG 12 Wanderungsprofil Bochum 2009-2012
ABBILDUNG 13 Demographischer Wandel in Bochum
ABBILDUNG 14 Wanderungsprofil Diisseldorf 2009-2012
ABBILDUNG 15 Demographischer Wandel in Diisseldorf
ABBILDUNG 16 Wanderungsprofil Gladbeck 2009-2012
ABBILDUNG 17 Demographischer Wandel in Gladbeck
ABBILDUNG 18 Wanderungsprofil Gorlitz 2009-2012
ABBILDUNG 19 Demographischer Wandel in Gorlitz
ABBILDUNG 20 Wanderungsprofil Landau in der Pfalz
2009-2012
ABBILDUNG 21 Demographischer Wandel in Landau in
der Pfalz
ABBILDUNG 22 Wanderungsprofil Landkreis Osnabrtick
2009-2012
ABBILDUNG 23 Demographischer Wandel im Landkreis
Osnabriick

ABBILDUNG 24 Wanderungsprofil Oranienburg 2009-2012

ABBILDUNG 25 Demographischer Wandel in Oranienburg
ABBILDUNG 26 Wanderungsprofil Samtgemeinde
Neuenkirchen 2009-2012

13
13
17

17
18
19

20
23
23
26
26
31
31
34
34
39
39
43
43

47

47

51

51

54

54

58

ABBILDUNG 27 Demographischer Wandel in Neuenkirchen 58

ABBILDUNG 28 Haufigkeitsverteilung der Codierung nach
Handlungsfeldern, in Prozent

ABBILDUNG 29 Haufigkeitsverteilung der Codierungim
Handlungsfeld 1, in Prozent

ABBILDUNG 30 Haufigkeitsverteilung der Codierung im
Handlungsfeld 2, in Prozent

ABBILDUNG 31 Haufigkeitsverteilung der Codierungim
Handlungsfeld 3, in Prozent

ABBILDUNG 32 Haufigkeitsverteilung der Codierung im
Handlungsfeld 4, in Prozent

128

115

116

117

118

119

ABBILDUNG 33 Haufigkeitsverteilung der Codierungim
Handlungsfeld 5, in Prozent

ABBILDUNG 34 Haufigkeitsverteilung der Codierungim
Handlungsfeld 6, in Prozent

Tabellenverzeichnis

TABELLE 1 Empirisches Vorgehen

TABELLE 2 Indikatoren zur Profilierung der Auditkommunen

TABELLE 3 Okonomisches Profil

TABELLE 4 Dokumente der Kommunen

TABELLE 5 Deskriptive Indikatoren Bebra

TABELLE 6 Deskriptive Indikatoren Berlin

TABELLE 7 Deskriptive Indikatoren Bochum

TABELLE 8 Deskriptive Indikatoren Disseldorf

TABELLE 9 Deskriptive Indikatoren Gladbeck

TABELLE 10 Deskriptive Indikatoren Goérlitz

TABELLE 11 Deskriptive Indikatoren Landau in der Pfalz

TABELLE 12 Deskriptive Indikatoren Landkreis Osnabrick

TABELLE 13 Deskriptive Indikatoren Oranienburg

TABELLE 14 Deskriptive Indikatoren Samtgemeinde
Neuenkirchen

TABELLE 15 Uberblick der ausgewahlten Kommunen

TABELLE 16 Leitfragen der qualitativen Interviews

TABELLE 17 Handlungsfelder und zugehorige Kategorien
der Interviewcodierung

TABELLE 18 Dreidimensionale Schlagwortliste

TABELLE 19 Anzahl der verwendeten Kategorien in der
Auswertung der Ratsprotokolle und
Niederschriften

TABELLE 20 Anzahl der ausgewerteten Presseberichte nach
Kommunen

TABELLE 21 Haufigkeitsverteilung medialer Diskurs

TABELLE 22 Ubersicht der Ergebnisse der Evaluationsstudie
nach Handlungsfeld

119

120

14

20
22
22
25
30
33
37
42
46
50
53

57

61

63

64

82

83

97
98

121



Autoren

Dr. Sebastian Kurtenbach ist Vertretungs-
professor fiir Sozialpolitik mit dem
Schwerpunkt kommunale Sozialpolitik
an der Fachhochschule Miinster.
kurtenbach@fh-muenster.de

Sinje Mareille Brinkmann arbeitet an der
Fakultat fiir Erziehungswissenschaft
der Universitdt Bielefeld.
sinje.brinkmann@uni-bielefeld.de

129



STADTENTWICKLUNG FUR FAMILIEN

© Oktober 2019
Bertelsmann Stiftung
Carl-Bertelsmann-Str. 256
33311 Gitersloh

Telefon +49524181-0
www.bertelsmann-stiftung.de

Verantwortlich
Dr. Kirsten Witte

Autoren
Dr. Sebastian Kurtenbach (Fachhochschule Miinster)
Sinje Mareille Brinkmann (Universitit Bielefeld)

Lektorat
Rudolf Jan Gajdacz, Miinchen

Grafikdesign
Nicole Meyerholz, Bielefeld

Bildnachweis Titelfoto

© annanahabed | stock.adobe.com

Das eingebundene Titelfoto ist urheberrechtlich ge-
schitzt, unterfallt nicht der genannten CC-Lizenz und
darf nicht verwendet werden.

Der Text und die Abbildungen werden unter der Lizenz
Creative Commons Namensnennung, Weitergabe unter
gleichen Bedingungen 4.0 International (CC BY-SA 4.0)
veroffentlicht. Den vollstandigen Lizenztext finden Sie
unter: https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
legalcode.de

DOI 10.11586/2018047

130


https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/legalcode.de
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/legalcode.de




Adresse | Kontakt
Bertelsmann Stiftung
Carl-Bertelsmann-Stral3e 256
33311 Giitersloh

Telefon +49524181-0

Dr. Kirsten Witte

Director

Programm LebensWerte Kommune
Telefon +49524181-81030
kirsten.witte@bertelsmann-stiftung.de

www.bertelsmann-stiftung.de

| BertelsmannStiftung



	Zentrale Erkenntnisse der Studie
	Vorwort 
	1	Einleitung
	2	Worum geht es? 
	3	�Was ist das Audit Familiengerechte Kommune?
	4	�Wie haben wir die Wirkung des Audits vor Ort untersucht? 
	5	�Welche Städte und Gemeinden sind im 
Audit Familiengerechte Kommune?
	5.1	�Demographisches Profil der Untersuchungskommunen
	5.2	�Soziales Profil der Untersuchungs­kommunen
	5.3	�Ökonomisches Profil der Untersuchungskommunen

	6	�Welche Städte und Gemeinden haben wir genauer untersucht? 
	6.1	�Indikatoren für die Auswahl der zehn Kommunen
	6.2	�Beschreibung der Untersuchungskommunen
	6.3	�Zusammenfassende Darstellung der Untersuchungskommunen

	7	�Experteninterviews mit Vertreterinnen 
und Vertretern aus den Untersuchungs­kommunen
	7.1	�Beschreibung der Daten und des Vorgehens der Interviewauswertung 
	7.2	�Empirische Ergebnisse der Interviewauswertung 
	7.3	�Zusammenfassung der Ergeb­nisse der Interview­auswertung 

	8	�Auswertung des politischen Diskurses zu Familien in den politischen Gremien der Untersuchungskommunen
	8.1	�Beschreibung der Daten und des Vorgehens der Auswertung der Niederschriften politischer Debatten
	8.2	�Empirische Ergebnisse des politischen Diskurses 
	8.3	�Zusammenfassung der Ergebnisse der Niederschriften politischer Debatten

	9	�Auswertung der Pressemeldungen zur Familiengerechtigkeit in den Untersuchungskommunen
	9.1	�Beschreibung der Daten und der Zeitungsanalyse 
	9.2	�Empirische Ergebnisse der Zeitungsanalyse
	9.3	�Zusammenfassung der Ergebnisse der Zeitungsanalyse 

	10	Integrierte Analyse
	10.1	�Handlungsfeldübergreifende integrierte Auswertung 
	10.2	�Handlungsfeldspezifische integrierte Auswertung 
	10.3	�Gesamtbewertung der Analysen des Audits Familiengerechte Kommune

	11	Fazit 
	11.1	�Beantwortung der Forschungsfragen 
	11.2	�Zentrale Erkenntnisse der Evaluationsstudie 
	11.3	�Impulse für die Weiter­ent­wick­lung des Audits Familien­gerechte Kommune 

	Literaturverzeichnis
	Impressum 




